


I Abschnitt 

Kurzum I von Thomas Westphal 

In der Krise of fenbart  der internationale 
Finanzmarkt sein wahres Gesicht: Er lebt 
au f  Pump,frisst sich in  aggressiver Form 

i n  jeden Winkel der realen Wirtschaft und über- 
schwemmt den Mark t  m i t  immer neuen Kredit- ric. . 
produkten,Anleihen und Schuldverschreibungen. 
Die Geldmenge in den nationalenVolkswirtschaf- 
ten steigt unaufhörlich an und derWert des Geldes 
sinkt. In der Bankenkrise der letzten Monate mani- 
festiert sich diese Landnahmedes Finanzwesens 
durch einen einfachen Zusammenhang: Wenn - 
Hauskäuferohne geregeltes Einkommen den Kauf- 
preis zu 100% finanziert bekommen und keine 
Tilgungzu leisten haben,wenn Beteiligungsfirmen 
teure Übernahmen zu 90% m i t  billigen Krediten 
finanzieren und wenn lnvestoren ihr Eigenkapital 
u m  einvielfaches m i t  Fremdkapital hebeln,ohne 
Risikoaufschläge leisten zu müssen,dann basiert 
die Akkumulation von Kapital einzig aufverschleu- 
dertem Geld. Durch billige Kredite, gegenseitige 
Beleihung und Kreditgewährungvon Banken und 
lnvestoren werden immer  weitere Kreise in  das 
System gezogen und so arbeitet sich der Prozess 
der Kapitalakkumulation vorwärts.WelcheAnfällig- 
keit dieses System beinhaltet, haben wi r  in  den 
zurückliegenden Wochen erleben dürfen. 

Kurzum: Celdsorgen 2007 sind von gewalt ig 
anderer Natur als noch vor 3oJahren. Damals ba- 
sierte Aufschwung und Wohlstand auf  der Aus- 
dehnung des modernen industriellen Sektors und 
befreite viele aus tradit ionellen unsicheren Ver- 
hältnissen. Heute führt  die Ausdehnungdes Finanz- 
sektors direkt in den ,,moral hazardr'der lnvestoren 
und zur ernsthaften Bedrohung kleiner und mi t t -  
lerer bürgerlicher Existenzen. 

Die Reaktionen der Polit ikauf die Kreditun- 
ruhen,diesich wellenartig ausden USA über 
den gesamten Clobusausdehnten,waren 

schmallippig. DieTransparenz der Finanzmärkte 
müsse erhöht werden, hieß es aus allen Ecken des 
polit ischen Spektrums. Dass aber alle Zentral- 
banken mehroderweniger m i t  einer Senkungder 
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Zinssätzeoderanderen Liquiditätsspritzen reagie- 
rten und damit das kollabierende Kreditwesen mi t  
neuem bil l igem Geld stabilisierten, störte offen- 
bar niemanden. Kritik an der Zentralbank ist in der 
deutschen Politik eine Todsünde, sie wird i m  All- 
gemeinen noch härter bestraf? als eine Kritik an 
der israelischen Außenpolitik. 

Aber sehen w i r  derTatsache ins Auge: Die 
führenden Zentralbankerderwelt  halten 
die Finanzmarktverhältnisse nur dann für  

geordnet,wenn sorglose lnvestoren und Banken 
sich m i t  billigen Krediten verzocken dürfen ohne 
Konsequenzen fürchten zu müssen. Nach dieser 
Logik müsste jede der 1oo.000 Privatinsolvenzen 
in  Deutschland m i t  einem billigen Kredit der KfW 
aufgefangen werden. Der einzige ernstzuneh- 
mende Krit iker dieser Verhältnisse a m  Finanz- 
markt  ist der überaus sympathische Staatspräsi- 
dent Frankreichs. 

Kurzum: Dieohnehin schon kaum erträglichen 
Zustände in der europäischen Wirtschaftspolitik 
werden durch dieTatsache,dass ein erzreaktionä- 
rer,autoritärer Staatspolizist wie Sarkozy zu einer 
Art  Hoffnungsfigur wird,endgült ig unerträglich. 
Vielen Dank Herr Steinbrück. BI 
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Ri Meinung 

1 Widerstand zwecklos! 

Letzte Runde: Die Wehrpflicht 

wird faktisch abgeschafft 

von Lars Klingbeil 

Am Ende ist den Wehrpflichtbefürwortern 
das Eis unter ihren Füssen doch zu dünn 
geworden: Ihre Argumente pro Wehrpflicht 

konnten nicht mehr  überzeugen.Wehrgerechtig- 
keit: Fehlanzeige. Sicherheitspolitischer Nutzen: 
Fehlanzeige. Gesellschaftliche Verankerung der 
Bundeswehr:Fehlanzeige.lnsofern war es nurein 
logischer Schritt f ü r  die SPD-Parteispitze,den Aus- 
stieg aus derWehrpfl icht inklusive Gesichtswah- 
rungfür ihrevehementen Befürworterzu suchen. 
„Freiwilliger Wehrdienst" heißt das Konstrukt und 
bedeutet übersetzt nichts anderes als die faktische 
Abschaffung der Wehrpflicht. 

Ei ,,Freiwilliger Wehrdienst" 

Zwar sollen künft ig alle jungen Männer noch 
gemustert werden,eingezogen werden sollen aber 
nur noch diejenigen,die wirkl ich den Dienst bei 
der Bundeswehr leisten wollen. Schon heute leis- 
t en  von knapp 450.000 Männern pro Jahrgang 
60.000 den Dienst bei der Armee. Hiervon schon 

Dienende bedeuten könnte, wird zudem gewähr- 
leistet,dass die Bundeswehrals attraktiver Arbeit- 
geber gutes Personal bekommt. 

Auch für  den Zivildienst bleibt das neue Modell 
n icht  ohne Folgen: Wird bei der Bundeswehr au f  
Freiwilligkeit gesetzt, muss dies auch bei den zivi- 
len Diensten gelten. Die Wohlfahrtsverbände ha- 
ben sich längst auf dieses Szenario eingestellt. 
Schon heute g ib t  es eine wesentl ich größere 
Nachfrage, ein freiwilliges soziales oder ökologi- 
schesJahr abzuleisten,als Plätzevorhanden sind. 
Auch hier muss das Bonussystem gelten. Bei der 
Ausgestaltung der Freiwilligendienste muss aller- 
dings strikt darauf geachtet werden, dass keine 
regulären Arbeitsverhältnisse zerstört werden. 

Es wäre wünschenswert gewesen,die SPD 
hätten die Abschaffung der Wehrpfl icht 
nicht über den Zwischenstopp„freiwiIIiger 

Wehrdienst"eingeleitet.Aber i m  Sinneder Partei- 
räson und der Gesichtswahrung war  dies woh l  
notwendig. Die Wehrpflichtgegner können ihren 
Erfolg feiern. Letztendlich haben doch die Argumen- 
tegesiegt: Die Wehrgerechtigkeit existierte schon 
lange nur  noch in den Reden desverteidigungs- 
ministers und der sicherheitspolitische Mehrwert  
durch Wehrpfl ichtige w i rd  selbst innerhalb der 
Bundeswehr nicht mehr vertreten. Nach einigen 
Jahren,,freiwilligem Wehrdiensywird es der Finanz- 
minister sein,der keinen Sinn mehr darin sieht,die 
teuren Musterungsstrukturen aufrechtzuerhalten. 
Spatestens dann wird es das formale Finale der 
Wehrpfl icht geben. 

mehr als ein Drittel als Freiwillige. Die Wehrpflicht- 
gegner haben in  den letzten Jahren immer argu- 
mentiert, es würden sich genügend weitere Frei- 
wil l ige fü r  den Wehrdienst f inden lassen und der 
staatliche Zwang müsse nicht aufrechterhalten 
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bleiben.„Mut zur Freiwilligkeit" hieß die Parole. 
Dieses Argument soll m i t  den SPD-Plänen nun  
in der Realität überprüft werden. Und es wird sich 
bewahrheiten. Mit einem Anreizsystem,dass bei- 
spielsweise eine bessere Besoldung fü r  freiwil l ig 

C+ Lars Klingbeil, 
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Meinung M 

1 Potenzial an 
I Fachleuten nutzen! 

Zukünftigem Fachkräftemangel 

1 mit integrierter Cesamtstrategie 

1 vorbeugen 

I von Klaus Brandner  M II 

In den vergangenen Monaten konnten wi r  
uns beim Blick au f  den Arbeitsmarkt über 
positive Zahlen freuen:Weniger Menschen 

sind arbeitslos, es entstehen wieder mehr sozial- 
versicherungspflichtigeVolIzeitstellen und dieZahl 
der Erwerbstätigen ist insgesamt gestiegen. Es 
handelt sich dabei nicht nur  u m  eine kurzfristige 
konjunkturelle Erholung,sondern u m  einen nach- 
haltigen strukturellen Abbau der Arbeitslosigkeit. 

Dieses positive Bild w i rd  nun durch Unterneh- 
merklagen getrübt, viele offene Stellen könnten 
aus Mangel an geeigneten Fachkräften nicht be- 
setzt werden. Es w i rd  der Eindruck vermittelt, 
Wirtschaftswachstum und Beschäftigungsentwick- 
lungwürden durch einen generellen und branchen- 
übergreifenden Fachkräftemangel gebremst. In 
einigen Bereichen zeichnen sich tatsächlich Eng- 
pässeab-vor allem deshalb,weil Arbeitgeberes 
über Jahre versäumt haben, qualifizierten Nach- 
wuchs aus- und Beschäftigte weiterzubilden.Statt- 
dessen wurden qualifizierte und erfahreneältere 
Mitarbeiter in  den Vorruhestand geschickt. 

U Zuwanderungspolitik als Teil einer 
integrierten Cesamtstrategie 

Um akute Engpässe insbesondere bei Ingenieur- 
berufen auszugleichen, ist  es zwar richtig, dass 
ausländische Fachkräfte in  besonders nachgefrag- 
ten Fachrichtungen kurzfristig leichtereine Arbeits- 
erlaubnis bekommen. Forderungen nach einer 

sofortigen pauschalen Öf fnung des deutschen 
Arbeitsmarktes,wie sie derzeit von Unternehmen 
erhoben werden, gehen aber in die falsche Rich- 
t u n g  - denn w i r  haben nach wie  vor ein hohes 
Potenzial an Fachleuten,das wir  zunächst nutzen 
müssen.Aufgrund der demographischen Entwick- 
lung wi rd  das Arbeitskräftepotenzial in  Deutsch- 
land in  den nächstenJahren spürbar abnehmen. 
Neben Japan und Italien, so bescheinigt uns die 
OECD, ist Deutschland das einzige Industrieland, 
in dem schon jetzt  die Bevölkerung i m  erwerbs- 
fähigen Alter schrumpft. Deshalb müssen wi r  
sehr viel schneller und in größerem Umfang auf  
ein sinkendes Arbeitskräftepotenzial reagieren, um 
unsere hohe Produktivität und unseren Wohl- 
stand halten zu können.PauschaleZuwanderungs- 
erleichterungen sind keine nachhalt ige Lösung 
-eine sinnvoll gesteuerte und an den Bedürfnissen 
des Arbeitsmarktes ausgerichtete Zuwanderung 
hingegen schon. Dasvon der Süssmuth-Kommis- 
sion empfohlene Punktesystem wäre hierfür ein 
sinnvolles Verfahren. Leider lehnt die Union ein 
solches Konzept nach wie vor ab. 

Zuwanderungspolitik mussTeil einer integrier- 
t en  Gesamtstrategie sein: w i r  müssen unser Bil- 
dungssystem verbessern, f ü r  mehr Ausbildung 
sorgen, mehr in Qualifizierung und Weiterbildung 
investieren,sowie die Beschäftigungsquote Älterer 
und die Erwerbsbeteil igungvon Frauen deutl ich 
erhöhen. Die Unternehmen müssen hier Verant- 
w o r t u n g  übernehmen! Wenn w i r  d ie verschie- 
denen Maßnahmen in einerwirksamen Gesamt- 
Strategie geschickt miteinander kombinieren, 
können w i r  die zukünftigen Herausforderungen 
fü r  Wohlstand, Wachstum und Beschäftigung 
erfolgreich meistern. ll 
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Il Meinung 

Verlängerung der Beitragsfreiheit 

ist der richtige Weg 

von Gabriele Hiller-Ohm .I 
- 

- 

Das Bundesministerium f ü r  Arbeit und 
Soziales hat entschieden, dass Einzahlun- 
gen in eine betrieblicheAltersvorsorge,die 

Beschäftigte per Entgeltumwandlung leisten,auch 
künf t ig  sozialabgabenfrei bleiben. M i t  diesem 
Schritt sind die Weichen dafür gestellt, dass be- 
triebliche Altersvorsorge als Ergänzung zur ge- 
setzlichen Renteauch künftigattraktiv bleibt-ein 
durchaus positives Signal fü r  die rund neun Millio- 
nen Beschäftigten,diederzeit per Entgeltumwand- 
lung Ansprüche erwerben. 

Betriebliche Alters- 
vorsorge stärken 

Situation der Betriebsrente 

Rund i7,3 Mil l ionen Menschen in  Deutschland 
haben derzeit einen Anspruch auf Betriebsrenten- 
anwartschaften. Davon sind nach Schätzungen 
rund neun Mi l l ionen Menschen aktive „Entgelt- 
umwandlerd',das heißt,dass sie bis zu vier Prozent 
der Beitragsbemessungsgrenze in der gesetzlichen 
Rentenversicherung (aktuell: 2520 Euro) Steuer- 
und sozialabgabenfrei in eine betriebliche Renten- 
kasse einzahlen können. Die Zahl derjenigen,die 
diese Art  der Altersvorsorge wählen, ist seit der 
Rentenreform 2001 u m  mindestens 2,7 Mil l ionen 
angewachsen. 

Das Ziel der damaligen rot-grünen Bundesre- 
gierung, die betriebliche Altersversorgung als 
wichtigste Ergänzung zur gesetzlichen Rente zu 
stärken,wurde erreicht. Dasverdeutlicht auch ein 
Blickauf die Zahlen insgesamt: DerVerbreitungs- 
grad betrieblicher Rentenanwartschaften unter 
den sozialversicherungspflichtig Beschäftigten ist 

von 2001 bis Ende zoo6  von 52% auf  65% gestie- 
gen.Allein diese Zahlen machen deutlich,dasses 
bei der betrieblichen Altersversorgung schon 
lange nicht mehr u m  eine Nischefür Besserver- 
dienende geht. 

M i t  der Festschreibung der Sozialabgaben- 
freiheit wird den 8-10 Millionen Menschen, 
die derzeit per Entgeltumwandlung in eine 

Betriebsrente einza hlen, eine große Sorge genom- 
men. Für sie hätten sich durch das Auslaufen der 
Sozialabgabenfreiheit ihre Einzahlungen in  eine 
betriebliche Rentenkasse erheblich verteuert. Für 
viele - insbesondere Geringverdiener - wäre die- 
serWeg,eine Zusatzrente aufzubauen,sogar voll- 
ends unattraktiv geworden, denn sie profitieren 
vorrangig nicht von der Steuer- sondern von der 
Sozialabgabenbefreiung. Ein Auslaufen der Sozial- 
versicherungsfreiheit hät te zudem zu einer inak- 
zeptablen„Doppelverbeitragung" bei der Kranken- 
und Pflegeversicherung geführt .  Künft ig wären 
diese Abgaben sowohl in  der Einzahlungs- wie 
auch in  der Auszahlungsphase der betrieblichen 
Vorsorge fäll ig gewesen. 

M i t  der von der Bundesregierung auf den Weg 
gebrachten unbefristeten Sozialabgabenbefreiung 
werden Beschäftigte und Betriebe bestärkt, sich 
auch weiterhin in der betrieblichen Altersvorsorge 
zu engagieren und dami t  ein zusätzliches Stand- 
bein neben der gesetzlichen Rente aufzubauen. 
Die Betriebsrente m i t  ihrem steigenden Verbrei- 
tungsgrad, ihren Möglichkeiten der paritätischen 
Finanzierung und einer hohen Akzeptanz in  der 
Arbeitnehmerschaft ist hierzu ein besonders ge- 
eignetes Instrument. M 

D Garbriele Hiller-Ohm, 
MdB, SPD-Berichterstatterin 
f ü r  betriebliche Altersvor- 
sorge irn Bundestagsaus- 
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Meinung 11 

Unklare 

Cefä hrdungslagen 

Zwischen tatsächlicher Bedrohung 

und gezielter Panikmache 

von Christine Lambrecht 11 11 

Bundesinnenminister Schäu ble entwickelt 
sich zu einer schweren Belastung der Re- 
gierungskoalition.Allzu durchsichtig sind 

seine Versuche, durch immer  neue und  immer  
ÜberzogenereVorschläge die SPD unter Druck zu 
setzen. Nach dem Motto,,Werviel fordert bekommt 
auch viel" werden neue Vorschläge zur ,,Terror- 
abwehr" in die Welt gesetzt. Dieverantwortlichen 
in  der SPD sind g u t  beraten, wenn  sie sich au f  
dieses Spiel nicht einlassen. 

Die konservative Rechte braucht die Bedrohung 
durch einen inneren und  äußeren Feind,der das 
Abendland bedroht, als Lebenselixier. Für die po- 
litische Linke ist es nicht  einfach, ein rationales 
Verhältnis zu einer tatsächlichen terroristischen 
Bedrohung zu entwickeln.Ohne die Gefährdung, 
dievom internationalenTerrorismusausgeht, baga- 
tellisieren zu wollen, ist das tatsächliche Ausmaß 
der Bedrohung in Deutschland kaum einzuschät- 
zen. Hierverfügen allein dieGeheimdienste über 
entsprechende Erkenntnisse. Es ist schwer einzu- 
schätzen,welche Bedrohungslagen real sind und 
woes sich nur u m  Panikmache handelt.Parlamen- 
tariern ist die inhaltliche Kontrolle der Angaben 
und Bewertungen der Geheimdienste kaum mög- 
lich. Hier ist eine stärkere Kontrolle nötig, die den 
Parlamentariern einen intensiveren Einblick über 
die Mitglieder des Parlamentarischen Kontrollgre- 
miums hinaus in die Arbeit der Dienste gewährt. 

Freiheit und Sicherheit werden häuf ig als Wi-  
derspruch verstanden. I n  einem freiheit l ichen 
Rechtsstaat bedingen sie aber einander.Seit den 
Anschlägen von 11. September2001 sind zahlreiche 

Sicherheitsgesetze erlassen worden, die die Bürger- 
und Freiheitsrechte einschränken. Verfassungs- 
rechtliche Bedenken wurden oder werden gerne 
m i t  dem Hinweis auf  die Bedrohung durch den 
internationalen Terrorismus zur Seite geschoben. 

Nun strebt der Bundesinnenministerdie Mög-  
lichkeit einer umfassenden Online-Durchsuchung 
an. Der Bundesgerichtshof hat die Onlinedurch- 
suchung mangels Ermächtigungsgrundlage fü r  
unzulässig erklärt. Einige Regierungsvertreter und 
Parlamentariern fordern nun, der Gesetzgeber 
solle nun eine praxistaugliche Ermächtigungs- 
grundlage erlassen. M i t  Hilfe der Online-Durch- 
suchung würden die Ermitt ler aber Zugr i f f  au f  
solche Daten erhalten,die zum Kernbereich priva- 
ter  Lebensgestaltung gehören,ohne dass der Be- 
troffene hiervon etwas erfährt. Ein derartiger Ein- 
gr i f f  in  die Privatsphäre kann nicht Ziel einer 
Politiksein,diean Rechtsstaatlichkeit und Freiheit 
ausgerichtet ist. 

Wir brauchen keine hysterischen Debatten 
überdie„Bedrohungsszenarien". Es besteht 
aber unzweifelhaft  die Notwendigkei t  

sehr genau darüber nachzudenken,welche Instru- 
mentarien die Ermitt lungsbehörden benötigen, 
u m  wirksam gegen jede Form von Bedrohung 
unserer parlamentarischen Demokratievorgehen 
zu können ohne dabei das Ziel einer klar an 
Rechtsstaatlichkeit und Freiheit ausgerichteten 
Politik aus dem Auge zu verlieren. BI 

D Christine Lambrecht, 
MdB (SPD). stellv. rechts- 
politische Sprecherin der 
SPD-Bundestagsfraktion. 
und irn Sprecherrat der 
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sowie irn Vorstand des 
Forum DL2i. Sie lebt in 
Viernheirn und Berlin. 
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U Meinung 

- 

Bei den Beratungen über das Grundgesetz 
stellte der Sozialdemokrat Carlo Schmid 

den Mitgliedern des Parlamentarischen Rates am 
8. September 1948 die Frage, o b  Gleichheit und 
Freiheit auch denen eingeräumt werden sollten, 
deren Streben ausschließlich darauf gerichtet sei, 
nach der Ergreifungder Macht die Freiheit zu ver- 
nichten.Carlo Schmid war m i t  seiner Ansicht nicht 
allein, und die Möglichkeit des Verbots von Par- 
teien durch das Bundesverfassungsgericht fand 
Eingang in  das Grundgesetz. 

Ea Pro: 
NPD-Verbotsantrag 

Mut zur Intoleranz gegenüber 

Demokratie- und Menschenfeinden! 

von Sebastian Edathy 81 E! 

In den vergangen Jahren hat die Zahl rechts- 
extremer Straf- und Gewalttaten kontinuierlich 
zugenommen. l m  Jahr zoo6wurden i.047Gewalt- 
taten dem Bereich „Politisch motivierte Krimina- 
l i tät  - rechts" zugeordnet - pro Tag finden drei 
rechtsextrem mot iv ier te Übergriffe statt. Began- 
gen werden diese Straftaten zumeist von Mitglie- 
dern aus der mi l i tanten Neonazi- und Kamerad- 
schaftsszene,die aufvielfält ige Art  und Weise m i t  
der NPD verflochten ist. DieseVerflechtung geht 
vielerorts so weit, dass Personalunion besteht. 

D Sebastian Edathy, 
MdB (SPD),Vorsitzender des 
Bundestagsinnenausschusses. 
er lebt in der Stadt Rehburg- 
Loccum (Niedersachsen). 

F O ~ O :  www.spdfraktion.de 

Es besteht kein Zweifel, bei der NPD handelt 
es sich u m  eineverfassungsfeindliche Partei,deren 
Mitglieder nicht selten eine i m  wörtl ichen Sinne 
,,aggressiv kämpferische Haltungi'gegenüber der 
freiheitlich demokratischen Grundordnung und 
den Menschen unseres Landes zeigen. 

Den polit ischen Parteien k o m m t  nach dem 
Grundgesetz bei der polit ischen Wil lenbi ldung 
eine besondere Rolle zu. Folgerichtig beteiligt sich 
der Staat an der Finanzierung der Parteien,Ver- 

Sammlungen genießen einen besonderen Schutz. 
Bei der NPD füh r t  diese zu der Perversion, dass 
der Staat, den die NPD zu beseitigen trachtet,sei- 
nen Feind finanziell fördert  und i m  besonderen 
Maße schützt: Mehr  als die Hälfte ihrer Finanz- 
mittel bezieht die NPD über die staatliche Parteien- 
finanzierung. So erhält der mil i tante Neonazismus 
in Deutschland über die NPD staatliche Finanz- 
mittel, und das Parteienprivilegder NPD wird dazu 
missbraucht,aIIwöchentlich Aufmärschevon Neo- 
nazis anzumelden. 

M i t  e inem Verbot der NPD ließe sich dieser 
unerträgliche Zustand beenden. Ein Kernstück 
rechtsextremistischer Infrastruktur in  Deutsch- 
land würde beseitigt. 

Klar ist aber:eine Partei kann man  verbieten, 
eine Gesinnung nicht.Letztere ist zu ächten-und 
ihr Entstehen muss durch eine Fülle präventiver 
Maßnahmen  verh inder t  werden. Folger icht ig 
unterstützen Bund und LänderseitJahren umfang- 
reiche Präventionsprogramme gegen Rechtsextre- 
mismus, Fremdenfeindlichkeit und Gewalt. 

Ebenso klar ist auch, dass ein erneutes Schei- 
tern eines NPD-Verbotsantrags zu vermeiden ist. 
Daher muss alles getan werden,dieses Risiko zu 
minimieren. Dazu gehört  auch, dass die Verfas- 
sungsschutzämter während eines neuen Verbots- 
verfahren5 au f  V-Leute-Informationen aus den 
Landesvorständen und dem Bundesvorstand ver- 
zichten sollten. 
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Meinung iii 

H Contra: 

NPD-Verbots 

Verdrängungspolitik 

Problemlösung 

von Rolf Cössner 

antrag 

statt 

Die Debatte u m  ein NPD-Verbot zeigt das 
Dilemma der„wehrhaften Demokratie": 

Einerseits gebietet  es d ie  deutsche Geschichte, 
bei rechtsextremen Organisationen und Parteien 
besonders wachsam zu sein,Strukturentwicklun- 
gen in den Neonazi-Szenen gründlich zu beobach- 
ten  und notfalls repressiv zu reagieren.Anderer- 
seits aber kann sich die Fixierung au f  den kaum 
kontrollierbaren Verfassungsschutz (VS) oder auf 
Verbote rasch als fatal  erweisen,weil damit  nicht 
nur eineVerdrängung der zugrundeliegenden Pro- 
blemeeinhergehen kann,sondern solche Instru- 
mente selbst l iberal-demokratischen Prinzipien 
widersprechen. 

Aber es gibt  auch ganz pragmatische Gründe, 
die gegen einen erneuten Verbotsantrag spre- 
chen: Beim letzten, k lägl ich gescheiterten Ver- 
such erlebten w i r  die größte V-Mann-Affäre der 
bundesdeutschen Geschichte,aus der bis heute 
keine Konsequenzen gezogen wurden.V-Leute 
seien unverzichtbar, u m  verfassungswidrige Be- 
strebungen der N P D f e s t z u s t e l l e n , ~ ~  die Bundes- 
regierung-eine klarere Absage an einen erneuten 
Verbotsanlauf kann es kaum geben. M i t  e inem 
neuen Antrag würde  e in  rechtsstaatswidriger 
Ceheimprozess in  Kauf genommen,weil geheime 
Informanten als Zeugen fungieren müssten. Es 
ist konsequent,wenn ein solchesverfahren aus 
verfahrensrechtlichen -also nicht aus inhaltlichen 
-Gründen eingestellt wird. Der Staat finanziert 
und stärkt die rechtsextreme NPD über seine be- 
zahlten Spitzel und der VS ist über sein V-Leute- 
Netz Teil des Neonazi-Problems geworden. U m  
ein neuesverbotsdesaster zu vermeiden, müssten 
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D Dr. Rolf Gössner, 
Rechtsanwalt und Publizist, 
ist Präsident der .,Interna- 
tionalen Liga fur Menschen 
rechte" (Berlin). 
www.rolf~goessner de. 

Foto. 
Heide Schneider-Sonnernann 

alle lnnenminister und VS-Ämter a m  selben 
Strang ziehen u n d  alle V-Leute abschalten. Erst 
nach einer Karenzzeit könnte ein neuer Anlauf 
riskiert werden,falls man ein solchesverbot über- 
haupt f ü r  sinnvoll hält. 

Parteiverbote werfen als Ausnahmerecht,das 
einer freiheitlich demokratischen Grundordnung 
eigentl ich widerspricht, mehr  Probleme auf, als 
sie zu lösen imstande sind.Abgesehen von einer 
kurzen Verunsicherung der rechten Szene und 
einem Versiegen staatlicher Gelder, drängt eine 
solche Verbotspolit ik zwar die Betroffenen ins 
Abseits, doch ihr  unseliger Geist w i r k t  weiter. 
Rechtsradikale Gesinnungstäter und rassistische 
Schläger ließen sich davon kaum beeindrucken 
-schon eher von konsequent handelnder Politik, 
Polizei und Justiz. 

Verbote t re iben Aktivisten und Anhänger in  
andere rechtsextreme Gruppen,wo sie weiter ihr 
Unwesen treiben -womögl ich  in radikalisierter 
Form.Auch die NPD hat Personal verbotenerorga- 
nisationen aufgefangen, weshalb ihre radikale 
Prägung auch das Resultat repressiver Eingriffe 
ist.Verbote sind eine Form gesellschaftlicherVer- 
drängung- beruhigende Ersatzpolitik,dievon den 
Entstehungs- und Wachstumsbedingungen rechts- 
extremer und rassistischer Cesinnung,Organisie- 
rung und Gewalt ablenken. Könntees nicht  sein, 
dass m i t  einem NPD-Verbot der starke Staat de- 
monstr ier t  wird,  h inter dem sich eine ziemlich 
schwache Demokratie verbirgt, die Ausnahme- 
recht einer offensiven inhalt l ichen Auseinander- 
setzung vorzieht? II 



B Meinung 

Mehr europäische 
Demokratie wagen 

Neuer Programmentwurf schärft 

SPD-Profil als linke Volkspartei 

von Björn Böhning M B  

Fast zehn Jahre hat die SPD über ein neues 
Grundsatzprogramm diskutiert. Nun l iegt 
ein weiterer Entwurfvor,den die Programm- 

kommission in ihrer Klausuram 22.123.September 
diskutiert und m i t  wenigen Ergänzungen als 
Empfehlung f ü r  den Hamburger Parteitag be- 
schlossen hat.Gegenüber den ersten Thesen und 
dem Bremer Programmentwurfvom Januar 2007 
ist  dieser neueText wesentl ich kürzer und zuge- 
spitzter. Erst durch die intensiven Beratungen der 
letzten Monate in  der gesamten Partei - fast  ein- 
tausend Änderungsanträge hat es zum Bremer 
Entwurf gegeben - ist dieser neue Programment- 
w u r f  möglich geworden. 

DieVerbesserungen lassen sich in sechs Feldern 
aufzeigen: 

i. In der Zeitanalyse wird endlich der Begriff des 
,,globalen Kapitalismus" als analytische Katego- 
rie verwendet, m i t  dem sowohl Gefahren wie 
Chancen der dynamischen Entwicklungen die- 
ses Jahrhunderts erfasst werden. 

2. Der Entwurf  verheimlicht nicht mehr dieThe- 
orie- und Politiktraditionen der sozialistischen 
Arbeiterbewegung,sondern stellt sich selbst- 
bewusst auch in  diese Linie. 

3. Die SPDzieht ausder Formulierung:„Die Euro- 
päische Union muss unsere Antwor t  au f  die 
Globalisierung werden" endlich die konsequen- 
t e  Forderungdie europäische Ebene zu einem 
echten polit ischen Akteur auch m i t  eigenen 
Finanzierungsquellen zu machen. 

4. Die Bewält igung der ökologischen Heraus- 
forderungen zieht sich durch den Begriff der 
„Nachhalt igkeitUwieein roter Faden durch das 
Programm. Der Entwurf  knüpft  a m  richtigen 
Konzept qualitativer Wachstumsfelder aus dem 
Berliner Programm an,auch wenn dem Kapitel 
,,Nachhaltiger Fortschritt" noch die mitreißen- 
den Formulierungen fehlen. 

5. Die SPD wi l l  „Gute Arbeit (...)für alle ermög- 
lichen". Sie w i l l  die ,,Arbeitsversicherung" als 
weitere Säule ihrerVollbeschäftigungspolitik 
etablieren, u m  berufliche Übergänge und  Er- 
werbsunterbrechungen absichern sowie Weiter- 
bildung in allen Lebensphasen zu gewährleisten. 
Dieses Konzept wurde in  den letzten Jahren 
maßgeblich ausdem Juso- und spw-Zusammen- 
hangentwickelt. Überhaupt wird der Bildungs- 
polit ik eine besondere Rolle zugewiesen. 

6. Der neue Entwur f  hebt den vermeintl ichen 
Widerspruch zwischen ,,vorsorgendenn und  
,,nachsorgenden" Sozialstaat auf und betont 
den Grundgedanken der Solidarität als Funda- 
ment  auch eines modernen Sozialstaats. 

M i t  der neuen Textgrundlage posit ioniert 
sich die Sozialdemokratie als moderneeuro- 
päische Kraft, die Polit ik un ter  der Maß-  

gabe sozialer und  ökologischer Nachhalt igkeit 
i m  Interesse der Menschen gestalten wil l .  Die SPD 
ist und bleibt die linkeVolkspartei. H 

D Björn Böhning. 
Juso-Bundesvorsitzender und 
Vorsitzender des Vereins zur 
Forderung von Demokratie 
und Volkerverstandigung. war 
Mitglied der SPD-Programm- 
kornrnission und lebt in Berlin. 

Foto. Jusos in der SPD 

spw 6 12007 



Meinung 11 

Crossover-Projekt 
wieder mit Leben füllen 

Fortschrittliche Politik Iässt sich nur mit der SPD durchsetzen 

Interview m i t  dem Sprecher der 

Kölner „Die Linke" Hans Cünter Bell 

spw: Herzlichen Glückwunsch zur Wahl. Die 
als Co-Sprecherin vorgeschlagene Ulrike Detjen, 
bisher Linkspartei.PDS,wurde t ro t z  einhel l iger 
Nomin ierung i m  Vorfeld jedoch n ich t  gewählt .  
Was waren die Gründe dafür? 

Hans Günter Bell: Ich war auch sehr über- 
rascht.Auf alle Fälle steht kein Konflikt zwi- 
schen den beiden „Quellparteien" WASG 

und LinksparteLPDS dahinter. Es ist zu beobachten, 
dass sich in der LINKEN.vielerorts dieVorstands- 
vorschläge nicht durchsetzen und überraschende 
Entscheidungen getrof fen werden. Könnte also 
so eine Art  basisdemokratischer Reflex sein,dem 
Ulrike hier zum Opfer gefallen ist. Zum Teil sind 
aber offensichtlich auch Konflikte aus der alten PDS 
wieder hochgespült worden. 

spw: Die Kölner PDS-Fraktion i m  Stadtrat hat  
sich bisher u m  ein konstruktives Verhältnis zur 
SPD bemüht.Strebt der neue Kreisverband einen 
Strategiewechsel an? Was sind Eure Ziele f ü r  die 
Kommunalwahl zoog?  

Hans Günter Bell: Unsere Fraktion hat es 
gescham,die Situation wechselnder Mehr- 
heiten zu nutzen, u m  einige unserer Forde- 

rungen durchzusetzen.So hat die Stadtverwaltung 
auf unser Drängen hin i o o  zusätzliche Ausbildungs- 
plätze geschaffen und sich zu einer 6%igen Aus- 
bildungsquoteverpflichtet. Ein Strategiewechsel 
ist also nicht erforderlich. Klar ist aber auch,dass 
der Kreisverband der Partei sichverstärkt m i t  kom- 

Akzente zu setzen. Diesem Ziel d ient  2.B. unser 
Projekt zur Stärkungder öffentlichen Daseinsvor- 
sorge und der Abwehr weiterer Privatisierungen. 

spw: Die SPD-Führung betont auf  Bundesebe- 
ne eine deutl iche Abgrenzung zur Partei „Die 
Linke",andererseitsgehen auch Eure Spitzenpoliti- 
kerlnnen nicht gerade freundlich m i t  der SPD um. 
WelcheMöglichkeiten der Zusammenarbeit siehst 
Du trotzdem fü r  die Zukunft? 

Hans Günter Bell: Für mich ist klar,dass sich 
in  Deutschland fortschritt l iche Politik nur 
m i t  der SPD durchsetzen lässt. Leider hat 

die SPD bisher aber noch nicht m i t  der Logik der 
„Agenda 2010" gebrochen und betreibt die Mil i ta- 
risierung der deutschen Außenpolitik. Solange es 
hier keine Kehrtwende zurück zu sozialdemokra- 
tischer Polit ikgibt, kann ich mi re inezusammen-  
arbeit beider Parteien auf  Bundesebene nicht  
vorstellen. Dami t  dieser Politikwechsel aber er- 
reicht werden kann, müssen die konstruktiven 
Kräfte in der SPD und der LINKEN.miteinander i m  
Gespräch bleiben. Ich fändees daherwicht igwenn 
w i r  das „Crossover"-Projekt wieder m i t  Leben 
fül len könnten. 

spw: Lieber Hans-Günter, vielen Dank für  das 
Gespräch. BI 

D Hans Günter Bell, Stadtplaner und Sozialwissenschaftler, in den 
iggoer Jahren u.a Vorsitzender der Kölner Jusos, ist seit November 
zoo5 Mitglied der WASG und wurde i m  August 2007 zum Sprecher 
des Kolner Kreisverbandes der LINKEN.gewahlt. 

munaien Themen befassen muss, u m  als LINKE. C+DasGesprarhfUhrtefUrspwReinhold Runker. 
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I I Im Fokus 

Der Staat als Pionier Statt einer Literaturschau dokumentieren wi r  
die These 42 „Der Staat als Pionier" aus den ,.53 
Thesen f ü r  einen modernen Sozialismus", die 

Einleitung zum Heftschwerpunkt namensgebend fü r  die spw-Debatte der Herbst- 
tagungwar.  

von Reinhold Rünker U M  

www.fotolia.de; QCarina Hansen 

Im  Zentrum der spw-Herbsttagung a m  08. 
September in  Dortmund stand die Rolledes 

- Staates als Pionier.Wir dokumentieren i m  
Fokus des Heftes die Beiträge von Matthias Mach- 
nig, Staatssekretär i m  Bundesumweltministe- 
rium,zur Initiative einer,,ökologischen Industrie- 
polit ik" sowie von Frank Schwabe über die Auf- 
gabe des Staates, i m  Energiesektor sowohl Pionier 
alsauchTräger der Grundversorgungzu sein.Aus 
der Diskussionsrunde derTagungveröffentlichen 
w i r  die Statements des DGB-Landesbezirksvor- 
sitzenden Cuntram Schneider sowie des SPD-Frak- 
tionsvorsitzenden in der Bremischen Bürgerschaft, 
Dr. Carsten Sieling. 

Abgerundet wird der Heftschwerpunkt durch 
einen Vortrag, den Prof. Gustav Horn (Institut fü r  
Makroökonomie und Konjun kturforschung) auf  
einerTagung des DCB-Landesbezirks NRW i m  Mai  
2007 gehalten hat. Der Regierende Bürgermeister 
von Berlin, Klaus Wowereit, zeigt in seinem Beitrag 
die Potenziale sozialdemokratischer Großstadtpo- 
l i t ik auf. Roger Hällhag, ein früherer Berater des 
schwedischen Ministerpräsidenten Göran Persson, 
skizziert die Herausforderung der schwedischen 
Sozialdemokratie nach Verlust der Regierungsver- 
antwortung. 

Der Kampf u m  die Zentren und Knoten- 
punkte der gesellschaftlichen Reichtums- 
produktion (Erwerbssektor) und der politi- 

schen Macht  (Staat) is t  keine traditionssozialis- 
tische Marotte,sondern eine strategische Aufgabe 
unserer Zeit. 

Es ist unbedingt erforderlich, die neoliberale 
w ie  auch die Iinks-alternative Staatsfeindlichkeit 
zurückzuweisen. Nicht, weil w i r  die Augen vor den 
repressiven Ins t rumenten des Staates, vor der 
Amtsgewalt  der Bürokratien u n d  ihrer Indienst- 
nahmedurch Kapitalinteressen verschließen wür- 
den.Sondern,weil w i r  ohne den Staat die gesell- 
schaftliche Arbeitsteilung nicht regulieren und die 
Aufgaben der Innovation nicht  lösen könnten. 

Unter kapitalistischen Bedingungen ergibt sich 
die Rolle des Staates daraus, dass die Akkumula- 
t i on  des Kapitals u n d  die Reproduktion des ge- 
samten Systems durch öffentliche Regelungen und 
Eingriffegewährleistet werden müssen. Diefehler- 
hafte Verteilung der Akkumulations- und Repro- 
duktionsmittel, die Brachlegung und Verschleu- 
derung von Kapital au f  der einen, Arbeitskräften 
auf  der anderen Seite: 
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Im Fokus II C1 

Zeigt dies nicht, daß der kapitalistische Staat 
seiner Rolle nicht annähernd gerecht wird, und 
dies, obwohl die materiel len Grundlagen fü r  In- 
novation und  Investit ionen und dami t  auch fü r  
Akkumulation vorhanden sind? 

In einer mittelfr ist igen Perspektive m u ß  es der 
Linken darum gehen, den kapitalistischen Staat 
in  seiner Rolle als Sozial- und lnfrastrukturstaat 
zu stärken. Die umfassenden Zukunftsaufgaben 
erfordern eine neue strategische Definit ion des 
Staates. Sie umfaßt:  

ül die Pionierrolle des Staates bei den zentralen 
Zukunfts- und lnvestitionsaufgaben und in der 
Lenkungdes lnnovationszyklus sowie eine ent- 
sprechende Bündelung der f inanziellen und  
administrativen Mit te l ;  
diedemokratische Delegation wirtschafts- und 
gesellschaftspolitischer Aufgaben an soziale 
und regionale Körperschaften und demokra- 
tisch kontrollierte Unternehmen (insbes.öffent- 
lich-rechtliche Kreditinstitute). 

Dami t  kann eine flexible und effiziente Alter- 
native zur staatlichen Profitsubventionierung wie 
auch zur ökonomischen DeregulierungIPrivatisie- 
rung aufgebaut werden. Dies bedeutet: 

1. 

Neben administrativen und steuerlichen Regulie- 
rungen muß  das infrastrukturelle Rahmengefü- 
ge der volkswirtschaftl ichen Innovation (Weiter- 
bi ldung, Beratung, FE-Transfer, Informat ion und  
Kommunikation) systematisch ausgebaut und 
öf fent l ich regul ier t  werden (durch öf fent l iche 
Institute, gewerkschaftl iche bzw.„kooperative" 
Einrichtungen, Integration von privaten Dienst- 
leistem). Strategisch zielt dies vor al lem au f  die 
Umwandlung der Untemehmerkammem in  Wir t -  
schafts- und Sozialräte. 

2. 

Die Pilotfunktion öffentlicher Betriebe und Ein- 
richtungen au f  zentralen Innovationsfeldem der 
Industrie und  der Dienstleistungen m u ß  zielge- 
richtet auf- und  ausgebaut werden (entweder in  
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Konkurrenz zu Privaten oder als sozialstaatliches 
Monopol). Dies setzt mehr demokratische Beteili- 
gung in  diesem Sektor voraus. 

3. 
Eine offensiveVergesellschaftungspolitik zielt auf  
die Abwehreiner gespaltenen Akkumulation und 
die Durchführung der Innovationsprojekte. Mit te l -  
f r is t ig erfordert dies dieVergesellschaftung von 
Banken und Versicherungen und die Demokrati- 
sierungstrukturbestimmender Konzerne (in Form 
gesellschaftlichen Eigentums oder einer demokra- 
tischen Untemehmensverfassung). 

4. 
In öffentlich-industriellenVerbundstrukturen (Kom- 
plexen: z.B.Telekommunikation) mußdurch diese 
undweitereMaßnahmen deröffentliche und gesell- 
schaftliche Einflußgestärkt werden. Entsprechen- 
deverbundstrukturen müssen aufallen zentralen 
lnnovationsfeldem (z.B.auch: Umweltschutz;Ver- 
kehrswesen) aufgebaut werden.Mögliche Formen 
sind Branchen- bzw. Infrastrukturräte und  sekto- 
rale Investitionsfonds. 

5. 
Eine flexible Finanz-, Geld- und Währungspolitik 
m u ß  die Pionierrolle des Staates unterstützen. 
Erforderlich ist es,die Autonomie der Bundesbank 
aufzuheben und zusammen m i t  öffentlich-recht- 
lichen Kredit instituten und lnvestitionsfonds die 
vorhandenen Spielräumefür eine nationale Politik 
derVollbeschäftigung und Verteilungsgerechtig- 
keit konsequent auszuschöpfen. 

Die Linkegreift damit  zielgerichtet in  die künf- 
t igen Akkumulationsbedingungen des Kapitals, in 
dasVerhältnisvon einzel- und gesamtwirtschaft- 
liche Interessen, in  den Konflikt zwischen finanz- 
kapitalistischer und öffentlicher Lenkungein.Sie 
kämpft dabei u m  reformpolitischeSpielräume und 
Stützpunkte f ü r  eine sozialistische Perspektive. 
(aus:,,53-Thesen für einen modernen Sozialismus", 
spw-Verlag 1989, S. 41.) .I 

D Reinhold Rünker, Historiker, ist spw-Chefredakteur u n d  lebt i n  
Leichlingen 



I iii Im Fokus 

Neue Reformstrategie formulieren - 
Eigenes Profil schärfen 

Der Staat als Pionier im 
21. Jahrhundert 

Rede auf der spw-Herbsttagung zoo7 

von Matthias Machnig . . 
Als wir1998 darüber nachgedacht haben,dass 

wi r  den Wahlkampf auf  die,,Neue Mitte1'orientie- 
ren sollten, hatte das einen strategisch-taktischen 
Hintergrund: W i r  wo l l ten  mögl ichst  viele CDU- 
Wähler motivieren, nach 16 Jahren Helmut Kohl, 
SPD zu wählen. Das hat auch funktioniert. Manche 
in  der SPD haben das aber programmatisch ver- 
standen. Ich habevor einigen Tagen einen interes- 
santen Artikel von WuIf  Schönbohm - d e m  ehe- 
maligen Planungschefvon Heiner Geißler-in der 
Welt gelesen,der überschrieben war m i t  dem Satz 
,,Schluss m i t  der Mitte-Sauce!". Diesen Artikel hät- 
t e  man  auch von links schreiben können, we i l  
erkennbar ist:Der Drangzur Mi t te führ t  zur immer 
geringer werdenden Unterscheidbarkeit der gro- 
ßen Parteien. Allerdings fäl l t  dies bei einer Kanz- 
lerpartei nicht so sehr ins Gewicht w ie  beim Re- 
gierungspartner. Es gibt  also Bedarf,eine Debatte 
zu führen, die das eigene Profil schärft. 

( und Wirtschaft 

Aus verschiedenen Umfragen wissen wir, 
dass die Sozialdemokratie in  Kernfragen 
ihrer politischen Positionierung an Zustim- 

mungverl iert.Siewird innerhalbder Großen Koa- 
lition alsweniger durchsetzungsfähig angesehen, 
obwohl in  der Realität der Regierungspraxis etwas 
völl ig anderes passiert. Die Rolle der Parteien fü r  
Politik w i rd  zunehmend geringer eingeschätzt, 
auch hiertr i f f tdas Urteil der Befragten die Sozial- 
demokratie stärker als andere Parteien. Bis ins 

Foto: Reinhold Runkei 

Marktref fen muss uns das Umfrageergebnis,das 
uns bei der Kompetenzvermutung,,Soziale Gerech- 
t igkeit" gleichauf m i t  der Linkspartei sieht. Das 
macht klar:Wir brauchen eine„Reideologisierung", 
eine neue lnteressenorientierung von Politik - in  
dem Sinne,dass eigene weitere Projekte und Para- 
digmen wieder klarer erkennbar sind. 

U Schnittstelle „Staat-Markt" 
neu definieren 

Ein fü r  die Sozialdemokratie wichtiges Para- 
digma ist die Staatsfrage. Diese Debatte ist aber 
nicht gewinnbar, wenn w i r  eine abstrakte Staat- 
Markt-Debatte führen. Wi r  müssen sie konkret 
führen. Eine zentrale Schnittstelle fü r  dasverhält- 
nis von Mark t  und Staat ist die Bewältigung der 
zivilisatorisch großen Herausforderungdes Klima- 
wandels. Die Reichweite und  Konsequenz des 
Klimawandels ist tatsächlich viel weiter vorange- 
schritten, als w i r  das bis jetzt  wahrgenommen 
haben. Der Klimawandel findet heute bereits statt. 
Wir haben bereits heute durch Klimawandel mehr 
Wanderungs- u n d  Flücht l ingsbewegungen als 
durch jeden Krieg. Die Entwicklung w i rd  sich 
wei ter und dramatisch verschärfen,wenn w i r  ihr 
nicht begegnen. 

Die Aufgabe ist relativ klar:Wir müssen in  den 
Industrieländern beispielsweise bis 2050 eine Co2- 
Minderungvon 80% erzielt haben. DerZwischen- 
schr i t t  l au te t  30% bis 2020. Das bedeute t  f ü r  
Deutschland eine Reduktionvon derzeit i o t  au f  
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1.5 t Co2-Emission pro Kopf. Unser Problem ist aber: 
Wir hatten 22 Jahre Zeit -von 1990 bis 2012- u m  
in  der Europäischen Union an Co2-Minderungvon 
8% zu erzielen.Wir sind heute noch kaum auf dem 
Weg dorthin: Wir  liegen in  der EU bei etwa 1,5% 
Minderung.Außervon England und Deutschland 
haben alle anderen noch keine nennenswerten 
Minderungen erreicht. W i r  stehen n u n  vor der 
Herausforderung, dass w i r  innerhalb kürzester 
Zeit,nämlich innerhalbvon acht Jahren,zo% Co2- 
Minderung erreichen müssen. Das ist der größte, 
tiefgreifendste Strukturwandel, den eine Ökono- 
mie je bewältigen musste. 

Was wi rd  i m  Zentrum einer solchen Öko- 
nomie stehen? Ressourcen- und Energie- 
effizienz werden zur entscheidenen Frage. 

Wir müssen weniger Energieverbrauchen,erneuer- 
bare Energien gewinnen und mit  den vorhandenen 
Energiequellen anders umgehen.Wer dies zuerst 
in den Mit te lpunkt seiner Wirtschaftspolitik stellt, 
der macht Standortpolitik,dermachtWettbewerbs- 
polit ik. Der macht  auch Zukunftspolit ik in  dem 
Sinne, dass es neue Märk te  und neue Produkte 
und auch neue Beschäftigungsverhältnissgibt. Das 
ist  der Weg in  die Dr i t te  Industrielle Revolution. 
Nur so lassen sich die gewaltigen Veränderungen 
erfolgreich bewältigen. 

Wir dürfen nicht vom Status quo her denken, 
sondern müssen reaIisieren,dass sich die Welt in  
einergroßen Umbruchphase befindet.Wirerleben 
eine Phase nie dagewesenen Wirtschaftswachs- 
tums: In kürzester Zeit w i rd  es zu einerverdoppe- 
lungdesWeltsozialproduktes kommen;wirwerden 
ein Bevölkerungswachstum haben,das die Zahl 
auf  g Mrd. in 2050 ansteigen lassen wird. Damit  
ist verbunden,dass sich der Anteil derjenigen,die 
dann in lndustriegesellschaften leben werden,auf 
etwa 4Mrd.verdoppeln wird.  Und Industriegsell- 
schaften zeichnen sich aus durch Massenproduk- 
t ion und hohen Energieverbrauch. 

Unsere Antwort  darauf muss sein,dasswir 
eine neue Schnittstelle zwischen Markt und 
Staat definieren: w i r  brauchen ein neues 

industriepolitisches Cesamtkonzept. Märkte sind 
auf diese Zukunftsfragen nicht ausgerichtet.Märk- 
te  haben eine kürzereTaktfrequenz,sieorientieren 
sich a m  shareholdervalue, nicht an langfristigen 
Fragen. Und wer das auf den Punkt gebracht hat, 
wa r  kein deutscher Sozialdemokrat, sondern ein 
englischer Ökonom: Nicolas Stern,der i m  Auftrag 
der britischen Regierungeinen Bericht zur globa- 
len Umweltentwicklungverfasst hat,der als Stern- 
Bericht bekannt ist. Er hat das auf die einfache 
Formel gebracht: Der Klimawandel ist die drama- 
tische Form des Marktversagens,die historisch je 
stattgefunden hat. 

Es geht nicht u m  eine,,nachsorgende Industrie- 
polit ikU-die haben wirfrühergemacht,vor allem 
auch hier i m  Ruhrgebiet. Damals haben w i r  ver- 
sucht,einen sozialverträglichen Strukturwandel 
m i t  Blick auf niedergehende Industrien zu organi- 
sieren. Künf t ig  w i rd  es aber darum gehen, eine 
zukunftsorientierte lndustriepolitik umzusetzen, 
dami t  w i r  die Anforderungen des Klimawandels 
bewältigen.lm Folgenden wil l  ich nun darlegen,wie 
ein lnstrumentenkasten hierzu aussehen kann. 

I. Marktgesteuerte Anreizsysteme 

Wir brauchen marktgesteuerte Anreizsysteme, 
die dem Prinzip der Internalisierung externer Kos- 
ten  folgen. Über einen solchen Mechanismus las- 
sen sich marktwirtschaftl iche Instrumente nut -  
zen, indem wir  Umweltnutzungeinen Preis geben 
und  dami t  lnnovationsdruck aufbauen,damit es 
zu einem strukturellen Wandel kommt. lm Emmis- 
sionshandel haben wi r  das bereits realisiert. Hier 
ist es gelungen,Co2 einen Preis zu geben und über 
diesen Preis- und Handelsmechanismus einen 
Beitrag zu leisten,Coz zu reduzieren. In der ersten 
Periode des Emissionshandels ist es über diesen 
Mechanismus gelungen, 2 Mil l ionen Tonnen pro 
Jahr in  Deutschland einzusparen. In der nächsten 
Periode des Emissionshandels wollen w i r  mind. 
57 Mi l l ionen Tonnen pro Jahr einsparen. 
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In Amerika gibt  es hier eine interessante Ent- 
wicklung. Dor t  existieren a u f  nationaler Ebene 
kaum Standards f ü r  den Klimaschutz, aber i m  
ökonomischen Sektor sind die Akteure viel weiter 
als in Europa. Die großen lnvestmentbanken be- 
reiten sich daraufvor,in den wachsenden Grünen 
Märkten massivzu investieren.Bei uns haben wi r  
die umgekehrte 5ituation:Wir sind zwarsehrweit 
in der Beschlussfassung und Umsetzung gesetz- 
licher Regelungen,abernicht sehrweit im  Bewusst- 
sein der ökonomischen Akteure m i t  Blick auf den 
notwendigen Umbau ihrer Unternehmen. 

U 2. Ordnungspolitische Instrumentarien 

Wir brauchen ordnungspolitische Instrumente. 
Wir müssen ein lnnovationssystem aufbauen,da- 
m i t  Energie- und Ressourcenffizienz auch in  das 
Zentrum der Produktion gerückt wird.  Hier ver- 
weise ich a u f  des „Top-RunnerU-Modell, das i n  
Japan bespielsweise vorschreibt,dass die effizien- 
testen Geräte-etwa bei Haushaltsgeräten - nach 
einer gewissen Zeit zum Standard erklärt werden. 
Wir  werden so etwas ähnliches demnächst auf  
europäischer Ebene unter dem Stichwort ,,Öko- 
Design-Richtlinie" bekommen. 

3. Crenzwertpolitik 

Wir brauchen in den kommenden Jahren eine 
klare Crenzwertpolitik. Wir  haben in der Vergan- 
genheit m i t  der deutschen Automobi l industr ie 
ÜbervieleVerhandlungsrunden versucht,eineVer- 
einbarung überfreiweil ige Co2-Beschränkungen 
zu treffen. 2008 sollte die Automobilindustrie 140 
gr Co2 i m  Durchschnitt erreichen. Das Ziel hat  sie 
verfehlt. Die Konseuqenz ist,dasses nun eineeuro- 
päische Gesetzgebung geben wird, die in Europa 
ab 2011 ein Grenzwert von 120 gr Col pro km festlegt. 
Das führt  dazu,dassjetzt über völlig neue Antrieb- 
technologien nachgedacht werden muss - sei es 
über die veränderte Motorleistung oder überver- 
wendung neuer Antriebstoffe wie Bioenergie. Wir 
reden aber hier nicht nur über 2011, sondern das 
Ziel 2020. Dann müssen wi r  bei Ca. 95 gr liegen. 

Eine solche Politik hat in Japan dazu geführt, 
dass dor t  der erste Hybrid-Antrieb entwickel t  
wurde, wei l  die Werte f ü r  den Flottenverbrauch 
so ambit ioniert  waren,dass die Automobil indus- 
t r ie  sie nur  erreichen konnte, wenn sie in ihrem 
Portfolio ein Hybridfahrzeug vorhielt. Damit  hat 
die japanische Industrie einen Standard erreicht, 
der auch fü r  andere interessant ist.ZurWahrheit 
gehört aberauch,dassder Hybrid-Wagen nurdann 
effizienter ist,wenn ich ihn  i m  Stadtverkehr nut-  
ze.Auf Lang- und  Mittelstrecken sind Dieselmo- 
toren heute o f t  immer noch energieeffizienter. 

4. intelligente Markteinführungs- 
strategien 

Wir brauchen intell igente Markteinführungs- 
strategien. Das Problem in  der gegenwärtigen 
Klima- und  Energiedebatte ist, dass trotz hoher 
Öl-Preise -al le Prognosen gehen von einem An- 
stieg auf  bis zu ioo$/Barrell aus - neue Techno- 
logien noch immer nicht konkurrenzfähigsind,die 
wir aber strategisch brauchen.Wir benötigen mehr 
Initiativen wie  das Erneuerbare Energien Gesetz, 
dasja zu einem wirtschaftspolitischen Kulturkampf 
geführt  hat te,wenn w i r  uns an die Entstehungs- 
geschichte erinnern. Mit t lerwei lewird es in  mehr 
als 40 Ländern kopiert und ist volkswirtschaftlich 
eine Erfolgsgeschichte. M i t  3 Milliarden Euro Diffe- 
renzkosten,die w i r  über eine allgemeine Umlage 
finanzieren, haben w i r  mit t lerwei le eine Wert- 
Schöpfung von 23 Mil l iarden Euro erreicht. Wir 
rechnen m i t  zweistelligen Wachstumsraten pro 
Jahr. Das heißt  also, dass w i r  eine strategische 
Schlüsselindustrie aufgebaut haben, die fü r  den 
Umbau i n  eine low-carbon-economy von ganz 
entscheidender Bedeutung ist. 

Wir brauchen mehr solcher Markteinführungs- 
Programme. Nehmen wi r  beispielsweise die Ent- 
wicklung der Brennstoffzelle. Entweder warten 
w i r  noch zwanzig Jahre bis zur Marktreife oder 
aber w i r  entwickeln ein intelligentes Förderkon- 
zept m i t  klaren Rahmenbedingungen, u m  diese 
Innovation möglichst schnell zu platzieren. Das 
EEG funkt ionert  beispielsweise nach einem ganz 
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simplen Muster: Jeder, der ein Investment tätigt, Trotz aller Bedenken, ob dass eine angemesse- 
weiß,dass er über 20 Jahre klar definiertevergü- neTechnologie ist, und ob wi r  sie in  Deutschland 
tungssätzeerhält,diezwar degressivabfallen,aber überhaupt nutzen können,will ich sagen:wirdür- 
er hat fü r  diesen Zeitraum eben Planungssicher- fen uns ihr nichtverschließen,denn siewird inter- 
heit und kann eine Entscheidung zugunsten des national in  jedem Fall eine Rolle spielen und wi r  
Investments treffen. müssen ein Interesse daran haben, auf  diesem 

Markt zu agieren und Weltmarktführer zu werden. 

U 5. Vorausschauende Forschungs- und 
Entwicklungspolitik 

Wir brauchen einevorausschauende Forschungs- 
und Entwicklungspolit ik. Ich halte es f ü r  einen 
politischen Witz, dass es nur ein globales, inter- 
national abgestimmtes Energieforschungsprojekt 
gibt,an dem USA,Japan, Russland und die EU zu- 
sammen arbeiten - und zwar zum Thema Kern- 
fusion. Aber die Erfolgsaussichten sind hier eher 
ungewiss. ~ o t o  Christian Kiel 

Wir haben heute vielfach noch gar nicht die 
technologischen Innovationen, die w i r  f ü r  eine 
low-carbon-economy benötigen.Wir müssen uns 
daher konzentrieren auf  Segmente, die von stra- 
tegischer Bedeutung sind und auch absehbar 
Ergebnisse versprechen.Alle reden beispielsweise 
von CCS-Technologien -carbon capture Storage-, 
also das Abscheiden von Co2 und anschließende 
Verpressen bei der Verstromung von Kohle. Das 
ist eine technologische Schlüsselinnovation. Denn 
es wird weiterhin Staaten geben,wie e twa China, 
USA,die noch Kohlereserven für zooJahre haben, 
und 50% der Stromversorgung in den USA kommt 
aus Kohle,die dieseTechnologie nutzen werden. 
Wir  brauchen also saubere Kohletechnologien. 
Dafür gibt  es aber nach meinem Eindruck noch 
keine ernsthaften Vorbereitungen. Die Wirkungs- 
grade der derzeitigen Kraftwerke sind noch viel 
zu ger ing-nämlich unter so%.Wir müssen aber 
Wirkungsgrade deutl ich über 50% erreichen. Da- 
für  müssen wi r  neue Kessel bauen,wir benötigen 
neue Werkstoffe,die eine Kohleverstromung bei 
750 Grad ermöglichen. Das erfordert eine enorme 
Ingenieursleistung. Und schließlich stellt sich die 
Frage, w o  das abgeschiedene Co2 deponiert wer- 
den kann. 
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Ich wi l l  auf  eine zweiteTechnologie hinweisen, 
bei der ich enormen Bedarf sehe.Die Entwicklung 
der Erneuerbaren Energien war dynamsich und 
hat alle Prognosen deutlich übertroffen.Wirwoll- 
t e n  2012 einen Anteil von 10% an der Energiever- 
sorgung erreichen,das haben wi r  bereits erreicht. 
Bis 2020 wollen w i r  jetzt 27% erreichen. Und m i t  
dem neuen EEG,daswirzum 01.01.2009 i m  Bundes- 
gesetzblatt haben wollen, sollen dann 45% bis 
2030 erreicht werden. Damit  sind dann aber eini- 
ge Probleme verbunden.Wie schaffen wi r  es etwa, 
diesen Stromanteil in  den vorhandenen Netzen 
zu transportieren,denn wirwissen,dass bestimm- 
te  erneuerbare Energien nicht grundlastfähig sind. 
Die Grundlastfähigkeit ist aber entscheidend für  
die Funktionsfähigkeit der Netze.Wir brauchen also 
neue Speichertechnologien, u m  die Ampl i tuden 

-hohes Aufkommen an Windenergie in der Nacht, 
aber keine Möglichkeit, sie in das Netz zu bringen, 
we i l  kein ausreichender Strombedarf besteht - 
auszugleichen. Wie entwickeln w i r  also beispiels- 
weise Hybridkraftwerke,die in der Lage sind, unter- 
schiedliche Stromquellen zu nutzen, Energie zu 
speichern und bei Bedarf in die Netze zu geben. 
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Die F+E-Ressourcen haben sich bis jetzt völl ig 
anders entwickelt. Die Ausgaben für  Forschung 
und Entwicklung sind we l twe i t  fü r  den Bereich 
der Energieforschungseit den 198oerJahren u m  
50% zurückgegangen,das gi l t  auch für  Deutsch- 
land.Auf der europäischen Ebene stehen beispiels- 
weise fü r  ein ambitioniertes Projekt w ie  CCS f ü r  
sieben Jahre nur  4 0 0  Mi l l ionen Euro zur Verfü- 
gung. Dafür kann ich i m  industriellen Maßstab 
keine neue Kraftwerktechnologie entwickeln. Des- 
halb brauchen w i r  öffentliche Förderungen in  die- 
sem Bereich und  wi r  brauchen eine entsprechen- 
de Wissenschafts- und Forschungsstruktur. Zum 
Thema CCS haben wir an Hochschulen derzeit kaum 
Expertise, sondern nur in  wenigen Unternehmen. 

6. Intelligente Regional- und 
lnfrastrukturpolitik 

Wir brauchen eine intell igente Regional- und 
lnfrastrukturpolitik, die den industriepolitischen 
Umbau beg le i te tw i r  habenvom Bundesumwelt- 
ministerium aus einen Atlas„Greentech made in  
Germany" erstellen lassen,der zwei Fragestellun- 
gen untersucht hat: Die erste Frage war:Wie werden 
sich die grünenTechnologie-Märkteentwickeln? 
Bereits heute g ib t  es wel twei t  ein Marktvolumen 
vonioooMrd.Euro,dassich innerhalbdes kommen- 
den Jahrzehnts verdoppeln wird. Der deutsche 
Anteil an der Wertschöpfung liegt hier bei etwa 
4%. Das wird sich entwickeln in einen Korridorvon 
15-20% in  202012025. Dieser Sektor w i rd  dann 
wesentlich größer sein als derzeit der Automobil- 
sektor.Diezweite Fragewar,wie sind wir in Deutsch- 
land regional aufgestellt? In NRW haben w i r  bei- 
spielsweise i m  KölnIDüsseldorfer Raum starke 
Potenziale i m  Bereich der Abfall- und Recycling- 
technologien. Das ist wichtig, denn Abfall w i rd  
künft ig mehr  und mehr  zu einem wichtigen Roh- 
stoff. Wir  haben regionale Cluster etwa i n  Ost- 
deutschland i m  Bereich der Erneuerbaren Energie, 
diedort beschäftigungspolitischvon hohem Inter- 
esse sind. In der Region Stuttgart haben wi r  zahl- 
reiche Unternehmen, die sich u m  nachhalt ige 
Mobi l i tät  kümmern 

Die Frage lautet nun,wie können wi r  diese 
Entwicklung regionalpolitisch so begleiten, 
dass Unternehmen und wissenschaftliche 

Einrichtungen miteinander kooperieren.Als Mini-  
sterium waren w i r  dafür bislang gar nicht gerüs- 
tet ,  denn w i r  verfügen überhaupt nicht über die 
notwendigen Informationen, u m  solche Koopera- 
t ionen kurzfristig initiieren zu können.Jetzt haben 
wi r  i m  Rahmen des Projektes„CreentechU bis auf  
die Ebene von Landkreisen untersuchen lassen, 
welche Kooperationsmöglichkeiten es g ib t  und 
welche Beziehunges zwischen F+E-Ausgaben und 
Beschäftigung dor t  gibt. 

Die dritte industrielle Revolution 
braucht einen handlungsfähigen 
Staat 

Schlussendlich müssen w i r  auch steuerpoli- 
tisch wieder nachdenken,wir brauchen eine Öko- 
steuer-ll-Debatte, die den industriellen Struktur- 
wandel unterstützt.Crundlegend solltedas Prinzip 
sein,dass i n  Zukunft der Faktor Arbeit weiter ent- 
lastet, Umweltbelastung aber steuerlich belastet 
wird. Der Staat muss dabei helfen, neue, grüne 
Märktezu erschließen und zu gestalten,dafür muss 
er auch in  der Lage sein,entsprechendefinanziel- 
le Mi t te l  einzusetzen. Er muss Rahmenbedingun- 
gen schaffen,die die dr i t te industrielle Revolution 
ermöglichen. 

Wir  müssen die Umweltpolit ik neu entwi-  
ckeln -jenseitsvon Katastrophismus,jen- 
seits von Wachstumsskeptizismus und  

jenseits von Technikskeptizismus. Wir  brauchen 
eine ökonomische Antwort  auf  den ökologischen 
Wandel. Es ist die strategische Herausforderung 
der Sozialdemokratie, unter dem M o t t o  „Arbeit 
und Umwelt"  zu zeigen,dass wi r  zeitgemäße Ant- 
wor ten auf  Herausforderungen haben. H 

D Mat th ias  Machnig,Staatssekretar irr Bundesurnweltministerium. 
lebt i n  Berlin. 
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Zwischen Pionierleistung und 
Daseinsvorsorge 

Die Kontroverse über zentrale und 

dezentrale Energieversorgung 

von Frank Schwabe 

Dieohnehin unzureichenden Ernteerträge 
in Afrika drohen sich zu haIbieren,eine hal- 
be Milliarde Menschen rund u m  die Berge 

des Himalaya sind von Trinkwassermangel be- 
droht, der Meeresspiegel könnte in  den nächsten 
Jahrzehnten u m  mehrere Metersteigen.Alles das 
ist nicht aus einem Science Fiction Film, sondern 
entspringt mittlerweile einvernehmlichen wissen- 
schaftlichen Erkenntnissen. 

M i t  einer ungeheuren Wucht ist die Bekämp- 
fungder Ursachen des Klimawandels-und damit  
die zentrale Frage einer zukünftigen Versorgung 
m i t  Energie - z u m  M i t t e l punk t  der polit ischen 
Debatte geworden. I m  Zieldreieck der offiziellen 
deutschen Politik ausVersorgungssicherheit,Wirt- 
schaftlichkeit und Klimaschutz spielt der Klima- 
schutz mitt lerweile in  der öffentl ichen Wahrneh- 
mung  eine herausragende Rolle. 

U Energiepolitik und 
soziale Cerechtigkeit 

Energie- und Klimapolitik wird in den nächsten 
Jahren immer  mehr  zu e iner  Frage von sozialer 
Cerechtigkeit - nat ional  u n d  international. I m  
weltweiten Zusammenhang leiden insbesondere 
die Armen unter den teilweise dramatischen Aus- 
wirkungen des Klimawandels. Fast zwei Milliarden 
Menschen sind heute noch ohne Energieversor- 

gung.Wenn sie ihr  Recht auf  Energieversorgung 
zukünftig bekommen sollen,dann wi rd  das welt -  
we i t  zu unkalkulierbaren Auswirkungen führen. 
Zumindest dann,wenn sich dieses in  dertradi t io-  
nellen Form der heutigen Energieversorgung i m  
Bereich fossiler Energieträgervollzieht. Es gibt also 
ein gemeinsames Interesse der entwickelten und 
sich entwickelnden Welt-eine nachhaltige Ener- 
gieversorgung für  alle. 

Auch national wird geradedie Frageder Energie- 
Versorgung immer mehr  zu einer sozialen Frage. 
Bereitsjetzt sind die Mietnebenkosten in  Form der 
sogenannten ,,zweiten Miete" massivangestiegen. 
Bei sich verknappenden fossilen Energieträgern 
und ohne Alternativen ist ein weitererteils drasti- 
scher Anstieg unvermeidlich.Auch deshalb handelt 
es sich bei der Klima- und  Energiepolitik u m  ein 
zentralesThema linker Politik. 

Der Staat als Akteur 

Seit den goerJahren wurde der Staat in  seinen 
Funktionen beschnitten.Aufallen Ebenen entledig- 
t e  sich der Staat seines Vermögens, seiner Beteili- 
gungan Einrichtungen der Daseinsvorsorge, betrieb 
Personalabbau und privatisierte bisherige öffent- 
licheAufgaben.Gleichzeitig nahm der Staat viel- 
fach seine Kompetenzen nicht mehr wahr.An die 
Stelle des Ordnungsrechts traten Vereinbarungen 
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m i t  dem privaten Sektor in  Form von ,,Freiwilligen 
Selbstverpflichtungen" und ähnlichen unverbind- 
lichen und letztlich nicht erfolgreichen Aushand- 
lungen zwischen Staat und Wirtschaft. Über das 
Wohnen,den Öffentl ichen und  Schienengebun- 
denen Personennahverkehr bis h in  zur Wasser- 
ver- und  Entsorgung wurde die öf fent l iche Da- 
seinsvorsorge i n  den vergangenen Jahren i n  
Frage gestellt. 

Aber der Wind dreht sich. Die Euphorie ist 
längst verflogen. Privatisierungen und da- 
m i t  die Aufgabe staatlicher Lenkungsmög- 

lichkeit wird zunehmend in Frage gestellt. Heute 
ist die Legitimation und Akzeptanz von Privatisie- 
rungen viel schwerer herzustellen als die Rückge- 
w innung staatlicher Autorität. Diese Erkenntnis 
muss auch im  politischen Raum vermittelt werden, 
damit  aktuell weitere Entscheidungenvermieden 
werden,die zu weiteren Fehlentwicklungenführen 
würden (Stichwort Bahnprivatisierung). 

Selbstbehauptung der Demokratie 

Wenn denn die Wissenschaft recht hat - und 
davon ist auszugehen -,dass der Klimawandel zu 
ungeheuren ökonomischen Schäden und zu sozia- 
lenverwerfungen führen wird,dann ist es letztlich 
an der parlamentarischen Demokratie,den Beweis 
anzutreten,dasssieeiner solchen Herausforderung 
i m  globalen Maßstab gerecht werden kann. Der 
demokratische Staat darf nicht abwarten, sondern 
muss seine Handlungskompetenz wahrnehmen. 
Angesichts der fundamentalen Herausforderung 
kann er sein Scheitern dokumentieren oder ganz 
i m  Gegenteil unter Beweis stellen,dass demokra- 
tisch legitimiertes staatliches Handeln m i t  dem 
Klima- und Energieproblem umgehen kann und 
zur Steuerung in  der Lage ist. 

Zentralität bestimmt die Struktur der 
Energiewirtschaft 

Die Richtungderveränderungen in  der Energie- 
politik ist klar: mehr Effizienz, mehr Erneuerbare 
Energien,mehr Einsparung.AberwelcheStruktur 
der Energieversorgung ist die richtige,welche ist 
realistisch! Das heutige Energieversorgungssys- 
t em ist ein zentrales.TraditioneII bestimmen gro- 
ße zentrale Kraftwerke die Struktur. DerTransport 
zum Endkunden f indet über Fernleitungen statt. 
DieserTransport macht heute ein knappes Drittel 
des heutigen Strompreises aus.Ziel war und ist die 
sichere und bezahlbare Versorgung der Verbrau- 
cherinnen und Verbraucher. Zuständig waren in 
Europa noch bis vor wenigen Jahren Energiever- 
sorgungsunternehmen, die als Monopolisten für  
die gesamte Kette derVersorgung von der Energie- 
erzeugung bis zur Verteilung zuständig waren. 

Durch Richtlinien der Europäischen Union 
zur Deregulierung der Energiemärkte be- 
gann auch in  Deutschland die Auflösung 

der Gebietsmonopole. Allerdings herrscht in  
Deutschland immer  noch e in  Ol igopol  der vier 
großen Energiekonzerne EON, RWE,Vattenfall und 
ENBW vor, die rund 80% der Erzeugungskapazi- 
täten besitzen. 

Dezentrale Strukturen nehmen zu 

Aber dezentrale Strukturen sind au fdemvor -  
marsch. Dezentrale Energieversorgung bedeutet 
die Energiebereitstellung durch kleine Versor- 
gungsanlagen nahe be im  Verbraucher. Es g ib t  
keine langen Transportwege. Die Energie w i rd  
dort  erzeugt w o  sie benötigt wird. Ein Energiemix 
aus Blockheizkraftwerken, Fotovoltaik und anderen 
regenerativen Energiequellen kann die zentralen 
Strukturen auf  Dauer in  Richtung einer dezentra- 
len Energieversorgungsstruktur verändern. Das 
würde Energieverluste verringern und den Bau 
kostenintensiver Fernleitungen unnöt ig machen. 
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Der Gesetzgeber hat  die Dezentralität der 
Energieversorgung in  den letzten Jahren 
massiv gefördert. Vielfache Maßnahmen 

wie das Stromeinspeisegesetz, das Erneuerbare 
Energien Gesetz,die Förderung der Kraft-Wärme- 
Kopplung oder das 1oo.000-Dächer-Programm 
haben bereits zu einer Umstrukturierunggeführt. 
DieVeränderung der Energieversorgungsunterneh- 
men wird vorangetrieben durch die Liberalisierung 
des Energiemarkts und die Aufteilung in  Energie- 
erzeugung, -Übertragung und wertei lung. Die 
durch an dieTransportnetze angeschlossenen Groß- 
erzeugercharakterisiertenElektrizitätsversorgungs- 
systemeverändern sich. Durch dezentrale Energie- 
erzeugungsanlagen verändert sich die Strukturdes 
Netzes und erfordert  neue Lösungen. Deutliche 
Veränderungen würde auch die Erfüllungder Forde- 
rung aus Unternehmen der Erneuerbaren Ener- 
gien Branche bedeuten, zwischen einer Direktlie- 
ferung des Stroms an einen oder mehrere Endab- 
nehmer und der Netzeinspeisung wählen und 
wechseln zu können. 

Dezentral versus zentral - mehr als 
nur Energietechnik 

Bei manchen geht es in  der langen Debatte u m  
die Frage von Zentralität oder Dezentralität in der 
Energieversorgung nicht n u r u m  rein technische 
Fragen. O f t  geh t  es auch u m  unterschiedliche 
gesellschaftliche oder ökonomische Konzeptionen. 
Es geht u m  Fragen der Konzentration von Kapital 
und die Frage nach einer eher zentralistischen oder 
in kleinen Einheiten verfassten und organisierten 
Cesellschaft.Andere betrachten die Debatte rein 
unterdem Gesichtspunkt des effizienten Umgangs 
m i t  Energie. 

Ein typischer Vertreter der Befürworter einer 
strikt au f  die dezentrale Erzeugung ausgerichte- 
ten Energiepolitik ist der Bundestagsabgeordnete 
und Präsident von Eurosolar Hermann Scheer.50 
plädiert er i n  einem Interview für  die Landeszei- 
t ung  Lüneburgvom 5.Juli zoo7für  die Schaffung 
dezentraler Strukturen, „also den Wechsel von 
wenigen Großanlagen und  damitwenigen Eigen- 
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tümern zu vielen mit t leren und kleinen Anlagen, 
die in  ihrer Summedie wenigen GroRen ersetzen 
und logischerweiseeine sehr pluralistische Eigentü- 
merstruktur haben werden." Der Ökonom Jeremy 
Rifkin sieht in  der von der EU-Kommission ange- 
strebten Trennung von Energieversorgung und 
Netzen gar eine neue ökonomische Ära aufzie- 
hen.50 schreibt er in  der Süddeutschen Zeitung 
vom 19. September:„Die Entflechtungvor allem 
des Elektrizitäts-Netzes ist entscheidend, u m  den 
Sprung in  eine neueökonomischeÄra zu schaffen. 
In der Weltgeschichte haben sich die entscheiden- 
den Veränderungen immer dann vollzogen, wenn 
das Entstehen neuer Energiesysteme m i t  dem 
Entstehen neuer Kommunikationssysteme ein- 
herging." 

Hef t ig  krit isiert w i rd  diese Haltung von 
Gregor Czisch in  der spw-Ausgabe 5/2007. 
Der Energiewissenschaftler sieht genau in 

der Hal tung der„Dezentralistenudie eigentlichen 
Verhinderer einer Energiewende. Er kritisiert,,eine 
völlige Fehleinschätzungdereigenen Möglichkei- 
ten  und Notwendigkeiten". Er sieht nur die gro- 
ßen Stromkonzerne in  der Lage,das notwendige 
Kapital f ü r  die Veränderung der Energieversor- 
gung hin zu Erneuerbaren Energien bereitzustel- 
len. Ohne diese „dürf te es schwer sein, das im-  
mense Kapital zum Ausbau der notwendigen 
Infrastruktur - Erzeugungsanlagen und Netze - 
zu mobilisieren." SeineVorstellung ist weniger die 
der kleinen Einheiten, sondern eines Stromnetzes 
von Europa über Asien bis Afrika,das dieopt ima- 
len Bedingungen fü r  die Erneuerbaren Energien 
a m  jeweil igen Or t  nutzt .So sollen in  der Sahara 
vor allem solarthermische Kraftwerke, in  Nord- 
europa Wind- und Wasserkraft und Biomasse in  
Zentraleuropa genutzt werden. 

Aus Sicht derverfechter einer dezentralen Ener- 
gieversorgungsstruktur machen solche Überlegun- 
gen zum Bau von Großkraftwerken erneuerbarer 
Energien keinen Sinn.Sie sprechen von Kopierver- 
suchen der tradit ionellen Energiewirtschaft und 
halten die Plänefürsystemisch unzureichend durch- 
dacht,da der Faktor der niedrigen Produktionskos- 
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ten  zu hoch eingeschätzt wird.Wesentlich effizien- Großkraftwerksbereich müssen ersetzt werden. 
ter  erscheint ihnen ein Ausbau der Stromerzeu- Neue, verbrauchsnah produzierende Kraftwerke 
gungausdenverschiedenenerneuerbaren Energien werden sie ersetzen und ihre Abwärme wi rd  viel 
in geeigneten Lagen der einzelnen Regionen,damit häufiger als jetzt weiter genutzt werden. Die Bun- 
diese sich wechselseitig ergänzen können. desrepublik Deutschland und vieleandere europä- 

ische Länder liegen m i t  ihrem Antei l  an  Kraft- 
Wärme-Kopplung deutl ich unter dem Wer t  der 

Foto:Christian Kie l  

In den Regionen der Welt,in denen es u m  
dieerstmalige Einführungder Stromversor- 
gunggeht,sehen sie in  dezentral genutzte 

Energien einen klaren Zeitvorteil, da m i t  den ent- 
sprechenden Technologien derzei t -  und kosten- 
aufwändige Bau von Transport- und  Netzinfra- 
Strukturen wegfä l l t .  Für sie sind die dezentral 
verfügbaren erneuerbaren Energien durch ihre 
Unabhängigkeit von Primärenergieanbietern der 
Grundbaustein f ü r  ein demokratisches Energie- 
versorgungssystem. 

Ei Die Entwicklung hin zu dezentraleren 
Strukturen wird sich verstärken 

Noch muss von einer zentralen Energieversor- 
gungsstruktur gesprochen werden. Aber die Ent- 
wicklungen hin zu einer dezentrale(re)n zeichnen 
sich ab. DieVorteile liegen auf  der Hand: 

Es w i rd  wei tere technische Fortschritte i m  
Bereich der Kraft-Wärme-Kopplung und der Brenn- 
stoffzellentechnologie geben. Der Widerstand 
gegen neue zentrale Großkraftwerke wird weiter 
steigen. Der Ausstieg aus der Atomenergiefindet 
statt. Weitere Kapazitäten i m  heutigen fossilen 

europäischen Spitzenreiter. Es gibt  deshalb noch 
ein, auch unter den jetzigen Rahmenbedingun- 
gen technisch und wirtschaftl ich nutzbares Po- 
tenzial. Im  Wärmebereich ist es auf  längere Sicht 
denkbar, dass Einfamilienhäuser, Mehrfami l ien- 
häuser und gewerblich genutzte Immobi l ien ei- 
nen sogeringen Wärmebedarf haben werden,dass 
der Anschluss an das Gasnetz oder Fernwärme- 
netze sinnlos wird. 

Darüber hinaus ist die Entwicklung zu 
einer echten dezentralen Netz- und  Ver- 
sorgungsstruktur denkbar, bei der Strom 

größtenteils dort  produziert wird,wo er benöt igt  
wird, und das Mittelspannungs- und Niederspan- 
nungsnetz eine Ausgleichsfunktion hat. Das Kon- 
zept des „virtuellen Kraftwerks" ist dann vermut-  
lich notwendig, u m  die große Zahl unterschied- 
licher Erzeugungsaggregate f ü r  e inen stabilen 
Betrieb des Netzes nutzen zu können. 

Das Ziel einer dezentralen Energieversorgung 
hat also zweifellos eine hohe Attraktivität. Vor- 
stellungen von zentralen Großanlagen zur Erzeu- 
gung von erneuerbarer Energie und deren weit-  
räumigeVerteilung schließt dasjedoch nicht aus. 
Die Zeit zur Umstel lung au f  eine Energieversor- 
gung m i t  erneuerbaren Energieträgern ist zu knapp, 
alsdass nicht auf alle sich bietenden Möglichkeit 
zurückgegriffen werden müsste. 

DFrankSchwabe, MdB (SPD).ist Sprecherder,.Denkfabrik"in der SPD- 
Bundestagsfraktion und lebt in Castrop-Rauxel. 
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Wir brauchen eine Politik der Re-lndustriealisierung 

Statement auf der spw-Herbsttagung zoo7 

I von Guntrarn Schneider 11 11 

Die Frage nach der Rolle des Staates wird 
entscheidend sein fü r  die Auseinanderset- 
zung m i t  den Marktradikalen, m i t  denen 

wir  es derzeit in  der NRW-Landesregierung zu t u n  
haben. Das Credo dieser Landesregierung ist ,,Pri- 
vat vor Staat". Dieses hat unmittelbare Konsequen- 
zen, denken w i r  an  den geplanten Verkauf der 
Landesentwicklungsgesellschafi m i t  fast 1oo.000 
Wohnungen,oder an das Kinderbildungsgesetz. 
Wi r  führen also keine akademische Diskussion. 

Zunächst geht es darum,das Schlimmste zu 
verhindern.Zum anderen geht es aber auch darum, 
staatliche Funktionen u n d  gesellschaftliche Auf- 
gaben neu zu bestimmen. Dabei ist auch zu über- 
legen, o b  man  nicht  a u f  al te gemeinschaftl iche 
Organisationsformen zurückgreift: beispielsweise 
dieGenossenschaftsidee i m  Wohnungsbau, klein- 
te i l ig organisiert als Bestandteil der Stadt- und 
Quartiersentwicklung. 

Bezogen auf  die Sozialdemokratie ist mi r  der- 
zeit unklar,wie sie die Rolle des Staates sieht und 
welche Funktion dabei der Wirtschafts- und Sozial- 
politikzugewiesen wird. Esgab mal einen Bundes- 
kanzler, der gesagt hat,es gebe keine rechte oder 
linke Wirtschaftspolit ik, sondern nur eine gute  
oder schlechte.Vor dem Hintergrund der Interna- 
t ionalisierung frage ich mich auch, welche Mög-  
lichkeiten heute eine an Keynes orientierte Wir t -  
schaftspolitik noch bietet, w o  doch Finanzmärkte 
und globalen Profitinteressen sogar dasverhalten 
von Kommunen beeinflussen. 

C+CuntrarnSchneider,ist OGB-Landesbezirksvorsitzender in NRW und 
lebt in Dortmund. 
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Den Strukturwandel gestalten mit 
Re-lndustriealisierung 

Der Aufschwung in  NRW und auch die Mehr- 
zahl der neuen Arbeitsplätze speist sich aus der 
Industrie. Während die Dienstleistungen gerade 
mal ein Prozent zulegten,waren es im  verarbeiten- 
den Gewerbe 5%, i m  Maschinenbau in 2007 sogar 
g%,Tendenz steigend. Das Land NRWwächst also 
durch seine Kernkompetenz: die Industrie. 

Deshalb brauchen wi r  auch eine Politikder 
Re-lndustrialisierungin NRW.Damit meine 
ich die Ansiedlungvon intelligenter Indus- 

trie. Entscheidend für  die Ansiedlung innovativer 
lndustrie ist dieVerbindung m i t  den Hochschulen. 
Dies hat bisher nur wenig unmittelbare Auswir- 
kungen auf  dieArbeitsmarktsituation,da braucht 
man einen langen Atem.Zudem:dieTrennschärfe 
zwischen Dienstleistungen und lndustrie schwin- 
det,denken wi r  an die industrienahen Dienstleis- 
tungen. Dienstleistung und  lndustrie müssen 
strategisch zusammenwirken. 

Es g ib t  erste Anstrengungen der Landesregie- 
rungzurwiederbelebungder industriellen Kerne 
und Nutzungder industriellen Kompetenzen.Die 
reichen aber nicht  aus. Der Staat allein kann es 
nicht  richten, noch weniger können die notwen- 
digen Weichenstellungen der Wirtschaft und dem 
Mark t  überlassen werden. Deshalb plädiere ich 
dafür,dass alle Akteure in die erforderlichen Pro- 
zesse ein bezogen werden. Hierfür sollte ein indus- 
triepolitisches Forum für NRW eingerichtet werden, 
dem neben der Landesregierung,Arbeitgeberver- 
einigungen und Kammern sowiedieGewerkschaf- 
t en  angehören. BI 
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Comeback des Staates 

Statement auf der spw-Herbsttagung zoo7 

von Carsten Sieling 

11 111 
Foto: Reinhold Runkei 

Ich bin der Überzeugung,dass die Hochzeit 
des Neoliberalismus vorbei ist. Positive Re- 
guIierung,eine aktive Rolleder öffentlichen 

Hand, kurzum: das Comeback des Staates steht 
damit ganzoben aufder politischenTagesordnung. 
Matthias Machn ig  hat dies f ü r  eine strategisch 
angelegte Umweltpol i t ik ,  die gleichfalls aktive 
Strukturpolit ik ist,dargelegt. Ich gehe aber noch 
weiter: Wi r  brauchen wieder den direkten Zugriff 
und nicht nur indirekt wirkende Instrumente. Nicht 
nur unter industrie- und strukturpolitischen Ge- 
sichtspunkten sondern auch für die Weiterentwick- 
lungdes Sozialstaats sowie f ü r  die Stärkungvon 
Mi tbest immung und Demokratie. 

In Bremen ist der Strukturwandel schon 
in  den vergangenen Jahren m i t  aktiven 
Staatshandeln vorangetrieben worden.Wir 

waren leider auch früher dran bei der Privatisie- 
rungöffentl ichen Eigentums. Dennoch ist es uns 
Sozialdemokraten u.a. gelungen, die Übernahme 
des größten BremerWohnungsbauunternehmens 
CEWOBA durch Heuschrecken bzw.einen hochris- 
kanten Börsengangzu verhindern. M i t  den Sanie- 
rungshiIfen,die das hoch verschuldete Land Bre- 
men von igg4-2004von Bund und Ländern erhielt, 
wurde keine reine Entschuldungvorgenommen. 
Wir haben in  den Strukturwandel investiert, u m  
wieder handlungsfähig zu werden: Wirtschafts- 
kraft stärken,Arbeitsplätze schaffen,Steuereinnah- 
men  erhöhen. So konnten w i r  einige Sektoren 
systematisch entwickeln. 

C+ Dr.Carsten Sieling, ist SPD-Fraktionsvorsitzender in der Bremischen 
Burgerschaft. 

U Einen modernen lndustriestandort 
schaffen 

Neben der klassischen Wirtschafisförderung 
haben wir  sehr starkaufden Wissenschaftssektor 
gesetzt. Da spielteder Umbau der Universität eine 
große Rolle und ein erfolgreicherTechnologiepark. 
Das hat rund 6.000 Arbeitsplätze über die letzten 
20-25 Jahre gebracht und war übrigens ein originä- 
res SPD-Projekt. 

Bremen ist Raumfahrtstandort,jüngst konnte 
ein Forschungsinstitut der DLR angesiedelt wer- 
den. Dasstützt natürlich den Wirtschafisstandort 
insgesamt. Beispiel Airbus-Produktion. Bremen hat 
hier eine technologische Kernkompetenz,weil bei 
uns best immte kunststoffbasierte Flügel en tw i -  
ckelt und gebaut werden. Das gibt  es ähnlich nur 
noch an einem englischen Standort und macht 
es Airbus natürl ich sehr schwierig,den Standort 
Bremen zu schwächen oder gar zu schließen. Im  
Greentech-Report, den Matthias Machnig ange- 
sprochen hat, wird zudem deutl ich, dass w i r  i m  
Bereich Erneuerbare Energien, insbesondere in der 
Windenergie, erfolgreich sind. 

Kurzfristige Effekte einer aktiven regionalen 
Strukturpolit ik in Phasen niedrigen Wachstums 
sind natürl ich begrenzt. Aber Strukturen können 
gehalten und modernisiertwerden. Eine Politik,die 
den Staat als Pionier begreift, muss heute beson- 
ders au f  Innovation, Bi ldung u n d  Reaktivierung 
des Sozialstaats setzen.Gerade nach der Agenda 
2010 sollten wir  Sozialdemokraten auch ein Come- 
back des aktiven Sozialstaats ins Zentrum unserer 
Politik rücken. 
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Privat vor Staat? 

Zwei Thesen für ein neues 

ökonomisches Staatsverständnis 

von Custav Horn 

I.  These: In der Ökonomie setzt 
sich ein neues positives gesamtwirt- 
schaftliches Verständnis von der 
Rolle des Staates durch 

Ausgehend von Forschungen in  den USA, 
dievor allem vom Nobelpreisträger George 
Akerlof angetrieben werden, bildet sich all- 

mählich eine neue Sichtweise über die Rolle des 
Staates heraus. Diese leg imi t ie r t  sich vor al lem 
durch gesellschaftlichen Normen,deren Erfüllung 
der Staat akt iv durch sein Handeln unterstützt. 
Das ist eine gedankliche Revolution imvergleich 
zum derzeit vor allem auch in  Deutschlandvorherr- 
schenden Staatsverständnis,das primär auf dessen 
Zurückdrängung ausgerichtet ist. 

Noch vor3oJahren herrschte in derTat ein 
relativ naivesVerständnisvon der Rolle des 
Staates i m  Bereich der Ökonomie. Geprägt 

durch z.B.die Lehren von Keynes und sein Schü- 
lern war Konsens,dass der Staat eine aktive Rolle 
bei Stabil isierung der Wirtschaft n icht  nur  ein- 
nehmen nehmen muss,sondern dies auch nach 
den Regeln der Kunst macht. Ähnliche Überle- 
gungen gal ten fü r  den Bereich der Sozialpolitik, 
in  dem staatliche Absicherungen als dominante 
und  fü r  die meisten einzige Form des Schutzes 
gegen soziale Risiken gesehen wurden. Dem Staat 
wurden somit wesentliche gesamtwirtschaftliche 
Funktionen in  einer ansonsten marktwir tschaft-  
lichen Ordnung zugewiesen. 
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In der zweiten Hälfte der siebziger Jahre gab 
es m i t  dem Ölpreisschock und der Gleichzeitigkeit 
von ökonomischer Krise, Inflation und hoher Staats- 
verschuldung Stagflation, einen Bruch, dessen 
Wirkungen in allen größeren Industrieländern i m  
Laufe der Zeit sichtbar wurden und bis heute an- 
halten. Offensichtlich hatte der Staat versagt und 
es gab Erklärungen,die dies scheinbar plausibel 
begründeten. Der Kern der Argumentation ist,dass 
der Staat die i hm zugebilligte gesamtwirtschaft- 
l iche Funktion nicht  erfül len kann, we i l  d ie ein- 
zelwirtschafilichen Interessen der Politiker und der 
Staatsbedienstetteten dem grundsätzlich entge- 
genstehen. Der Staat ist somit nicht die Lösung, 
w ie  der frühere amerikanische Präsident Reagan 
sagte, sondern das Problem. Politiker schauen auf 
Wahlen,um politisch zu überlegen, und nicht  au f  
gesamtwirtschaftliche Ziele. Staatsdiener haben 
in  analoger Weise ihren Status, ihr Einkommen 
und  ihre Freizeit i m  Blick und  nicht ihre gesamt- 
wirtschaftl iche Aufgaben.Vor in einem solchen 
Hintergrund kann Staatsaktivi tättatsächl ich nicht 
funkt ional  i m  Sinne einer prosperierenden Wir t -  
schaft sein und seine Begrenzungauf unvermeid- 
l iche Kernaufgaben und sehr enges Regelwerk 
z.B. i m  Hinblick auf  Staatsverschuldung scheint 
sinnvoll. 
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Diese Sichtweisen können nicht vollständig 
ins Reich theoretischer Phantasie verwiesen 
werden. Denn einige dieser Behauptungen 

lassen sich empirisch untermauern. Es hat durch- 
aus politisch mot iv ier te Konjunkturzyklen gege- 
ben. Und nicht zuletzt 2oooIzoo i  wurden Steuer- 
geschenke verteilt, deren ökonomische Rechtfer- 
t igung bestenfalls dür f t ig  war. 

Doch das meiste von dem,was aus dieser neo- 
liberalen Perspektive postuliert wurde hat sich i m  
Laufe der Zeit als nicht  haltbar erwiesen. Promi- 
nente Beispiele sind, dass Volkswirtschaften m i t  
einer niedrigeren Staatsquote generell erfolgrei- 
cher sind alsVolkswirtschaften m i t  einer hohen 
Staatsquote. Sehr leicht lässt sich zeigen, dass 
Länder wie Schweden oder auch Österreich m i t  
zumTeil deutlich höherenStaatsquotenals Deutsch- 
land gleichwohl ein dynamischeres Wachstum 
aufwiesen. Ebenso ist widerlegt, dass Stabilisie- 
rende Fiskalpolitik unwirksam ist.Ceradedie Bei- 
spiele USA und auch GroRbritannien zeigen,dass 
in  Zeiten ökonomischer Schwäche der Staat m i t  
expansiver Fiskalpolitik d ie Krise zu verkürzen 
vermag. Erkenntnisse, die i n  Deutschland immer 
wieder au f  ungläubiges Staunen stoßen, in  den 
angelsächsischen Ländern aber nahezu eine Bin- 
senweisheit sind. 

Vordem Hintergrund der bröckelnden Em- 
pirie neoliberaler Staatskonzepte,gewinnt 
eine Forschungsrichtungaus den USAan 

Gewicht, m i t  deren Hilfe zu erklären ist, wann 
u n d  warum staatl iche Akt iv i tät  das Wachstum 
u n d  dami t  die Beschäft igungfördern kann und  
wann  dies nicht  der Fall ist. 

Kernthese dieser Forschungslinie ist, dass gesell- 
schaftliche und individuelle Normen eine maRgeb- 
liche Rolle f ü r  die Wirksamkeit staatlicher Politik 
spielen. Die einzelwirtschaftlichen Analysen neo- 
liberaler Ökonomen gehen davon aus,dass Men-  
schen sich allein ihrem individuellen Nutzen ver- 
pfl ichtet fühlen. In einem solchen Umfeld ist z.B. 
das Zahlen von Steuern und  Abgaben, die nicht 
nur dem eigenen Nutzen,sondern auch dem von 

anderen dienen, irrational. Daher wird in diesen 
Modellen immer wieder hergeleitet,dass nur eine 
sehr niedrige Steuerquote opt imal fü r  eine Wir t -  
schaft ist. 

Was aber ist,wenn nicht nur der eigene Nutzen 
von Bedeutung ist,sondern auch gesellschaftliche 
Norrnen,die besagen,dass auch andere Menschen, 
die dies selbst aus den verschiedensten Gründen 
nicht zu leisten vermögen,Vorteilevon staatlichen 
Leistungen haben sollten? Man denke nur an eine 
vernünftige Absicherung gegen soziale Risiken oder 
eine hervorragende Infrastruktur i m  Erziehungs- 
undTransportwesen.Zieht man diese Normen in  
Betracht kann es sehr woh l  opt imal sein, höhere 
Steuern zu verlangen, u m  die Finanzierungdieser 
Leistungen, die als gesellschaftlich wünschens- 
we r t  erachtet werden, zu gewährleisten. 

Dies bedeutet, dass die Politik sehr genau da- 
rauf achten muss,welche Normen in der Bevölke- 
rung dominieren .Eine generelle Aussage wie ,,pri- 
vat ist immer besser als Staat" verbietet sich vor 
diesem Hintergrund. 

U 2. These: Der Rückzug des Staates 
ist das Startsignal für einen unproduk- 
tiven Wettbewerb institutionellen 
Downgradings 

Was ist h iermit  gemeint! Es ist heute mo-  
dern geworden,auch lnstitutionen in den 
Wettbewerb zu stellen, die früher hiervor 

explizit geschützt wurden. Ein prominentes Beispiel 
ist der Steuerwettbewerb insbesondere fü r  Un- 
ternehmen auf europäischer Ebene oder aber auch 
der Abbau von Flächentarifen insbesondere in  
0stdeutschland.Wobei ja mit t lerwei le auch der 
Tarifvertrag i m  öffentl ichen Dienst nicht  mehr  
bundeseinheit l ich ist. I m  Kern f ü h r t  ein solcher 
Wettbewerb immer  dazu,dass Kosten, die durch 
diese lnst i tut ionen entstehen, reduziert werden. 
Das lässt sich a m  Beispiel der Unternehmenssteu- 
ern aufzeigen, w o  zuerst Irland und die osteuro- 
päischen Länder,dann Österreich,seit 2 0 0 0  Deutsch- 
land und in  Zukunft wahrscheinlich auch Frank- 
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reich in  einen Wett lauf  u m  immer  niedrigere 
Steuersätze eingestiegen sind. Ein Ende ist nicht 
absehbar.Das bedeutet aberauch i m  Sinneoben 
skizzierter Normen, dass hierfür immer  weniger 
Finanzmittel zurVerfügung stehen. Diese müssen 
entweder durch die Anhebung anderer Steuern 
(siehe Mehrwertsteuer) aufgebracht,oder die Leis- 
tungen müssen eingeschränkt werden. Es f indet 
also ein downgrading statt. 

Dami t  verbindet sich aber bei vielen die 
Hoffnung, dass produktive Prozesse aus- 
gelöst werden, d ie  das Wachstum der 

Wirtschaft beschleunigen sollten. Fast alle Unter- 
suchungen zeigen, dass dies bestenfalls nur  in  
einem sehr begrenzten Umfang  der Fall ist, der 
in jedem Fall nicht ausreicht u m  die Einnahme- 
verluste auszugleichen. Das heißt der Staat und 
die von i hm finanzierten Leistungen geraten als 
Folgeeiner solche Politik immer mehr unter Druck. 
Noch deutlicher w i rd  dies a m  Beispiel des Lohn- 
wettbewerbs abseits von Tarifverträgen. Sicher 
ist esdannfürein einzelnes Unternehmen immer 
lohnend auf  niedrigere Löhne zu drängen. Dies 
gi l t  insbesondere dann, wenn dies bei dem Kon- 
kurrenten ebenfalls so ist.Wird hierdurch Wachs- 
t u m  beschleunigt? Die Erfahrungzeigt wohl  kaum. 
Die Einkommen sinken und die Binnenkonjunktur 
gerät unter Druck.Schlimmer noch,wenn Unter- 
nehmen die Möglichkeit gegebne wird, m i t  de- 
fensiv orientierten Lohnsenkungen z.B. Manage- 
mentfehlerzu kompensieren,schwindet ihr Anreiz, 
sich aus einer Krise mit te ls einer offensiven Inno- 
vationsstrategie zu befreien. M i t  anderen Worten 
ein Lohnsen kungswett lauf  ist sogar Wachstums 
schädigend. 

Dies zeigt: ein solcher Wettbewerb br ingt  
eineVolkswirtschaft nicht wirk l ich weiter. 
Besserwäre,den innovativen Wettbewerb 

zu stärken, zum Beispiel indem Innovat ionen 
anders als bei der derzeitigen Reform der Unter- 
nehmens steuerlich gefördert werden, oder aber 
indem der Staat als Pioniernachfrager z.B.für Um- 
welttechnologien auf t r i t t  und sie dadurch renta- 
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bel macht.All dieseVorschläge passen gleichwohl 
schlecht zum Leitsatz: Privat vor Staat. Besser wäre 
Privat und staatlich kooperativ fü r  mehr Wachs- 
t u m  zu sorgen. B 

D P D  Dr.GustavHorn ist Direktordes Institut für Makroökonornie und 
Konjunkturforschung (IMK) in der Hans-Böckler-Stiftung, Dusseldorf. 
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Städte sind fü r  uns Sozialdemokraten we- 
der Moloch noch Gl i tzerwelt .Vielmehr 
sollten w i r  sie als Orte beschleunigter ge- 

sellschaftlicher Entwicklung begreifen. Denn in  
den großen Städten sieht man  schon heute,wo- 
hin sich unsere Gesellschaft morgen entwickeln 
wird. Hier kündigen sich gesellschaftliche und 
ökonomische Entwicklungen an, hier entsteht 
das„NeueU schneller und vergeht das,,Alte"eher. 
Städte s ind Or te  der Entscheidungen und  der 
verdichteten medialen Kommunikation. In den 
urbanen Mil ieus bilden sich Meinungen und prä- 
gen sich Einstellungen, die auf  die Gesellschaft 
als ganzes ausstrahlen. 

Die großen Städte sind die Motoren unserer 
Volkswirtschaft. 23% des Bruttoinlandprodukts 
werden in  den 14 größten Städten Deutschlands 
produziert. Die Wirtschaftsleistung l iegt hier i m  
Durchschnitt u m  gu t  15% höher als i m  Rest des 
Landes und  in  den Städten leben 57% der sozial- 
versicherungspflichtig Beschäftigten. 

Die Mehrhei tsfähigkei t  polit ischer Parteien 
zeichnet sich als erstes in den Metropolenräumen 
ab. Dies gi l t  in  besonderem Maße fü r  die SPD. Sie 
war historisch gesehen immer  dann stark,wenn 
sie sich auf diegroßen Städte und ihre prägenden 
Milieus stützen konnte,wenn sie sich gleichzeitig 
als Katalysator f ü r  gesellschaftliche Reformen 

i Die sozial- 

demokratische Stadt 

als Pionier 

von Klaus Wowereit 

verstand und diese energisch vorantrieb. Das war 
i m  1g.Jahrhundert als die Arbeiterbewegung in  
den Städten groß wurde und das war auch unter 
Wi l ly  Brandt so.Auch in  Zukunft  wird der Erfolg 
der Sozialdemokratie davon a bhängen,ob die SPD 
die bestimmende Kraft in den Metropolen ist. Dies 
w i rd  nu rdann  gelingen,wenn es die SPD immer 
wieder schafft Zukunftsprojekte zu formulieren, 
die gesellschaftlicheVeränderungen zu wirklichen 
Chancen für  alle werden lassen. 

Ei Vorreiter für den Wandel 

Die Metropolenräume liefern die Ressour- 
cen fü r  die Gesellschaft von morgen: Weit 
über ihren eigenen Bedarf hinaus bilden 

sie an ihren Hochschulen den wissenschaftlichen 
Nachwuchs aus; sie sind Zentren der Kultur und 
ziehen Menschen aus allen Richtungen an.Deshalb 
sind Städte die innovativen Or te  dieser Gesell- 
schaft. Hier begegnen sich diejenigen,die Richard 
Florida in  seinem Buch „The Rise o f  t h e  Creative 
Class" als „Kreative Klasse" bezeichnet hat.  Hier 
entsteht durch das Zusammentreffen von Wissen- 
schaft,Wirtschaft und Kultur wirklich Neues.Aber 
auch ein Großteil der lntegrationsleistungen wird 
in  den großen Städten erbracht. Den Trend zu 
wissensbasierten Industrien,zur Dienstleistungs- 
und  Kreativwirtschaft können w i r  hier ebenso 
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beobachten wiedieVeränderungen durch Integra- 
t ion,Migration und  den demografischen Wandel. 
Dies zeigt,große Städte sind Vorreiter f ü r  gesell- 
schaftlicheveränderungen. Sie müssen daher,weit 
über das was Richard Florida beschreibt hinaus, 
auch Orte gesellschaftlicher Innovation sein. 

Der gesellschaftliche und  ökonomische Wan- 
del in den Städten ist in  derVergangenheit durch 
öffentliche Regulierungvorangetrieben und poli- 
tisch bearbeitet worden. Aus meiner Sicht w i rd  
künft ig die Frage, w ie  Öffentl icheVerantwortung 
in der Stadt definiert wird, überdiezukunftsfähig- 
keit unserer Städte entscheiden. Entscheidend ist 
dabei weder Schwarz noch Weiß: Weder blinde 
Privatisierungspolitik noch das Festhalten a m  All- 
machtsanspruch staatlicher Steuerung ist der rich- 
t ige  Weg. Wi r  müssen uns  au f  die Suche nach 
Arrangements machen, die öffentl iche Verant- 
wortung, ökonomischen Erfolg und demokrati- 
sche Beteil igung in  neuer Form zusammenführt .  
Klar ist dabei aber auch: Die Sicherungder öffent- 
lichen Daseinsvorsorge ist f ü r  uns Sozialdemokra- 
ten  konstitutiv, u m  die Lebensadern der Kommu- 
nen nicht virtuellen Kapitalmächten zu übergeben, 
sondern in der Arena demokratischen Diskussio- 
nenvorort  zu belassen. Die Sozialdemokratie muss 
dabeivorreiterpolitikfür einen positiven Wandel 
gestalten. Deshalb ist es wicht ig den Staat weder 
aufseine Nachwächter zu beschränken noch auf  
eineverteilungsinstanz zu reduzieren. Er muss in 
erfolgreichen und  gerechten Gesellschaften eine 
Rolle einnehmen die wei ter  reicht. 

Wir haben die dynamische Kraft,die kom- 
munales politisches Handeln bei der Ce- 
stal tung des gesellschaftlichen Wandels 

entfalten kann, zu lange i n  den Hintergrund ge- 
rückt. DieVorreiterrolle,die der Staat durch inno- 
vative Politik übernehmen kann,muss wiederTeil 
unserer polit ischen Strategie werden. Konkret 
bedeutet dies eine Polit ik der öf fent l ichen Ver- 
antwor tungd ie  durch den Dreiklang von sozialer 
Stadt, gesicherter Daseinsvorsorge und  verant- 
wortlicher lnnovationspolit ik geprägt wird. 

Gerade diesen letzten Punkt möchte ich an- 
hand von zwei Beispielen aus der Berliner Praxis 
verdeutlichen. U m  zu zeigen,wie aktive Kommu- 
nen den Wandel i n  unterschiedlichen Bereich 
gestalten können. 

Leitmarkt für Wasserstofftechnologie 

Berlin entwickelt sich seit einiger Zeit zu 
einem wichtigen Standort fü r  die Entwick- 
lung von m i t  Wasserstoff angetriebenen 

Verbrennungsmotoren. In diesem Bereich wurde 
m i t  der Clean Energy Partnership (CEP) ein Ce- 
meinschaftsprojekt von Unternehmen wievatten- 
fall, CASAG, BVG, BMW, Daimler-Chrysler sowie 
Linde,ARAL undTotal m i t  der Unterstützungdes 
Bundes gegründet,dessen Ziel die Forschung und 
Entwick lung von sauberen Kraf tstof fen ohne 
Emissionen ist. Doch Forschung und Entwicklung 
sind nur die eine Seite unserer auf  nachhalt ige 
Innovationen angelegten Strategie.Zusätzlich zur 
Forschung ist Berlin schon jetzt  die Stadt m i t  der 
besten Wasserstoffinfrastruktur. Darüber hinaus 
plant die BVG als kommunaler Verkehrsbetrieb 
Berlin als Metropoleder Wasserstoff-Antriebstech- 
nologie auszubauen. Schon heuteverfügt die BVG 
über zwei Wasserstoffbusse. Bis Ende zoo7 wird 
sie 12 weitere in  ihre Flotte integrieren. 

Besonders dieses Engagement der BVC ver- 
dient aus meiner Sicht verstärkte Beachtung, 
denn nicht alle innovativen Lösungen werden sich 
ohne Unterstützung durchsetzen. Sie müssen 
gefördert werden. Dazu ist es notwendig, dass die 
Polit ikauch au f  kommunaler EbeneZieleformu- 
liert.Sie muss Orteschaffen,an denen innovative 
Lösungen gefunden werden können und sie muss 
durch einevielschichtige Politikdiesen Lösungen 
zum Durchbruch verhelfen. Einer der Bereiche,wo 
dies offensichtlich wird, sind die eben angespro- 
chenen Umwelttechnologien. Hier braucht es staat- 
licheTechnologieförderung, die die technischen 
Vorraussetzungen schafft genauso wie staatliche 
Regulation,die umweltschädlichesVerhalten ein- 
zelner unattraktiv macht oder sanktioniert. Kom- 
munen können zudem durch ihre Beschaffungs- 

b 
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entscheidungen Zukunftstechnologien stützen. 
Hier wird die öffentliche Hand,wie i m  Beispiel der 
Berliner Wasserstoffbusse, durch seine Beschaf- 
fungspolitikals Pioniertätig.Wichtig ist dabei eine 
integrierte Strategie,die die Ressourcen der Stadt 
in  Wissenschaft und Wirtschaft m i t  den öffentl i- 
chen Abnehmern in  Einklang bringt. 

Modellpolitik für 
das Wohnen im Alter 

Doch sozialdemokratische Innovationspo- 
l i t ik dar f  sich nicht  nur  auf  die Hochtech- 
nologiebereiche konzentrieren. Es gibt eine 

Vielzahl von Veränderungsprozessen, die gesell- 
schaftliche lnnovationen benötigen.Gerade in den 
großen Städten treffen w i r  au f  eine weniger in-  
tegrierte Gesellschaft: Feste Rollenbilder, Familien 
und Gesellschaftsstrukturen sind hierselteneranzu- 
t ref fen als anderswo. Hier werden ganz unter- 
schiedliche Lebensstile,die auch unterschiedliches 
kommunales Engagement erfordern,gelebt. Der 
demografische Wandel ist einer der großen städ- 
tischen Veränderungsprozesse. Gute Politik kann 
ihn  gestalten und muss ihn deshalb nicht als Be- 
drohungempfinden. Klar ist aber auch derWandel 
wird zu gesellschaftlichen Veränderungen führen. 

Ein gutes Beispiel hierfür ist der Bereich Woh- 
nen i m  Alter. Unser Ziel muss es sein, dass die 
Menschen so langewie möglich in ihren eigenen 
vierwänden oder i m  eignen Kiez wohnen bleiben 
können. Auch dazu braucht es innovative Lösun- 
gen. Doch hier reagiert der Mark t  viel zu langsam 
auf  die sich wandelnden Bedürfnisse der meisten 
Menschen -gerade wenn es nicht u m  das Luxus- 
wohnsegment sondern u m  preisgünstigen Wohn- 
raum geht. Wir  haben uns vorgenommen Berlin 
zur Modellstadt fü r  Wohnen i m  Alter zu entwi-  
ckeln. Hier sind w i r  durch unsere kommunalen 
Wohnungsbaugesellschaften besonders hand- 
1ungsfähig.Z~ sehen ist dies in  den Stadtumbau- 
Ost-Gebieten in  Marzahn-Hellersdorf. Hier bauen 
Berlins kommunale Wohnungsbaugesellschaften 
den Bestand so um, dass die Lebensqualität f ü r  
ihre immer älter werdenden Mieter steigt. Bei- 

spielweise durch barrierefreien Umbau einzelner 
Wohnungen oder in  dem der Wohnungsbestand 
so umgestaltet wird,dass Senioren-wohngemein- 
schaft entstehen. M i t  dem gerade in  Berlin ange- 
laufene Projekt SOPHIA,stellen die Wohnungsbau- 
gesellschaften darüber hinaus soziale Personen- 
betreuung und Hilfen i m  Al l tag zum einen über 
moderne Kommunikationstechnologien und zum 
anderen über eine Netzwerkvon ehrenamtlichen 
Helfern bereit. 

Soziale und ökonomische 
Innovationen 

Durch solcherlei Beispiele wird staatliches 
Handeln konkret bei den Bürgerinnen und 
Bürgern erfahrbar. Es impliziert, dass der 

Staat und öffentliches Wirken wieder in  einem 
positiven Licht steht. Künft ig w i rd  sich dieses 
positive Licht daran bemessen, o b  der Staat in  
der Lage ist,soziale und ökonomische Innovatio- 
nen anzuschieben bzw. entsprechende Anreize 
zu schaffen. 

Gebiete fü r  eine solche Politik g ibt  es genug: 
Vielen Städten erleben zurzeit immer  noch einen 
tiefgreifenden Wandel ihrer Industriestruktur. Hin- 
zu kommen die neuen Wachstums- und Zukunfts- 
bereichen Bio- und Nanotechnologie, Fragen der 
sauberen Energiepolitik,von ökologischen Inno- 
vationen und des medizinischen Fortschritts sowie 
gesellschaftliche Aufgaben, w ie  die, Antworten 
aufe ine immer vielfält iger und immer  äl terwer-  
denden Gesellschaft zu geben. 

Wie das Beispiel Berlin zeigt, nehmen gerade 
die großen Städte in  diesen Bereichen eine Leucht- 
tu rmfunkt ion  f ü r  die Entwicklungen i m  Rest des 
Landes ein. Denn die Herausforderungen des Wan- 
dels zeigen sich hierzuerst.Deshalbwird die sozial- 
demokratische Politik i n  den Metropolen auch 
früher als anderswo in der Pflicht sein,Antworten 
au f  den Wandel zu geben. Dies kann m i t  e inem 
Politikansatz, der die gesellschaftlichen Verände- 
rungen durch Innovations- und lntegrationspolitik 
in  den Städten gestaltet, gelingen. 
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17 Stadtpartei SPD 

Was uns als Sozialdemokratie von allen 
anderen politischen Akteuren unterschei- 
det ist, dass w i r  zum einen gesellschaftli- 

1 cheveränderungsprozesse nicht zuerst als Bedro- 
hung  sondern als Chance begreifen können und  
zum anderen wissen, dass diese Chancen sich 
nicht notwendigerweisevon alleineverwirklichen 

I 

werden. Überall dort, w o  es gesellschaftlichen 
Wandel gibt, ist es daher auch Aufgabe kommu- 
naler Politik diesem Wandel eine Richtung zu 
geben. Deshalb habe ich zu Begin dieses Beitrags 
davon gesprochen, dass es Aufgabe der SPD ist, 
Zukunftsprojekte zu beschreiben, die gesellschaft- 
liche Veränderungsprozesse zu Chancen fü r  alle 
machen. Hierzu müssen w i r  die öffentl iche Ver- 
an twor tung des Staats,die gerade in  den Städte 
fassbarwird,wieder zu einer positiven Erfahrung 
f ü r  die Menschen machen. Die oben gewählten 
Beispiele zeigen,wie es durch vielschichtiges Han- 
deln in den unterschiedlichsten Bereichen erreicht 
werden kann,gesellschaftliche wie ökonomische 
Veränderungen anzuregen. Denn durch unsere 
Politik müssen wi r  in  einer sich wandelenden Ge- 
sellschaft eine positive Gestaltungsfunktion wahr- 
nehmen. 

Eine so aufgestellte Sozialdemokratie kann 
Antworten auf  die derzeitigen Veränderungspro- 
zesse geben. Dafür da r f  sie sich allerdings die 
kommunalen Gestaltungsmöglichkeiten und die 

I öffentl iche Daseinsvorsorge nicht aus der Hand 
nehmen lassen. Die Zukunft der SPD entscheidet 
sich immer  wieder in  den großen Städten. Auch 

I daher ist das Profil,dass die SPD durch eine über- 
zeugende Strategie als Stadtpartei gewinnt, aus 
meiner Sicht von herausragender Bedeutung. W 

D Klaus Wowereit ist Regierender Bürgermeister von Berlin 
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In welche Richtung geht der 
schwedische Wohlfahrtsstaat? 

Nach dem Verlust der sozialdemokratischen Regierung stellt 
1 

sich in Schweden die Frage nach einer erneuerten Strategie 

I 
Interview mit Roger Hällhag 111 

spw: Schweden hat i m  europäischen Vergleich spw: Die Schweden haben also nicht  dafür 
und auch i m  Vergleich der OECD Länder überall votiert,den schwedischen Wohlfahrtsstaat abzu- 
die Nasevorn:die besten wirtschaftl ichen Daten, schaffen ... 
niedrigeArbeitslosigkeit,einvorbildlichesBildungs- 
System, hohe Frauenerwerbstätigkeit und relativ Roger Hällhag: ... absolut nicht! DienAlliance" 
hohe Ceburtenraten. Dennoch haben die schwe- versprach,den Wohlfahrtsstaat nicht zu zer- 
dischen Sozialdemokraten die letzte Wahl verloren. stören, sondern ihn i n  bil l igerer Form zu 
Wie ist das zu erklären? erhalten: weniger Steuern, mehr  Qualität. 

Roger Hällhag: Es war ein enges Wahler- 
gebnis: letztlich lagen nur  2,1% zwischen 
Sozialdemokraten und der bürgerlichen,,Alli- 

ance".Vieleverschiedene Faktoren führten zu dem 
Ergebnis.Wie schon erwähnt, hatten wir  eine gute 
wirtschaftliche Entwicklung,alles lief in die richti- 
ge Richtung. Aber Ministerpräsident, Regierung 
und  Partei wirkten etwas erschöpft und von den 
Sorgen der Menschen abgehoben. Diegestiegenen 
Erwartungen der Menschen gingen einher m i t  der 
Sorge vor dauerhafter remaining Arbeitslosigkeit 
und u m  dieQual i tät  in Bildung und Cesundheits- 
Wesen. Diese Enttäuschung infolge hochgesteck- 
ter  Erwartungen gabden Ausschlag. Die,,Alliancen 
wirkte frischer und fürvielewähler war das Risiko 
gering, diese frische Alternative zu testen. Denn 
die Wirtschaftsentwicklung war  stabil und  die 

,,Alliance" versprach, nur geringfügige Änderun- 
gen innerhalb des Wohlfahrtsstaats durchzufüh- 
ren und  keine Experimente zu wagen. Übrigens 
liegen inzwischen die Oppositionsparteien (Sozial- 
demokraten,Grüne und Linke) in  den Meinungs- 
umfragen wieder wei t  vorne. 

spw: Der Staat als Pionier-welche Bedeutung 
hat dieser Begriff bezogen a u f  Schweden? 

Roger Hällhag: In Schweden sehen die bür- 
gerlichen Parteien den Privatsektor als Pio- 
nier. Auch wenn sie vorgeben, die Steuerfi- 

nanzierung öffentlicher Leistungen zu erhalten, 
so verfolgen sie doch ein Konzept, i n  dem der öf-  
fentliche Sektor das Outsourcen öffentlicher Leis- 
tungenfinanziert,aber nicht mehr  derTrägervon 
Schulen und Gesundheitswesen ist. Sie sprechen I 

von niedrigeren Kosten bei gleichzeitigerverbes- 
serung des Services. Die Sozialdemokraten haben 
einige Maßnahmen zugelassen,aberwollen die- I 

ser Entwicklung Grenzen setzen,dieauch vernünf- 
t igdef in ier t  sind.Aberwir haben dieTür zur Priva- 
t isierunggeöffnet. Das war nicht  faIsch,aberwir 
haben zuwenig Erneuerungen i m  öffentl ichen 
Sektor erreichen können.Nun wäre es aber falsch, 
diese Tür zuzuwerfen. Letzteres wo l len  Teile der 
Regierung. Insgesamt geht es u m  die Frage,wie 
die öffentl ichen Leistungen organisiert werden. 
Es geht i m  Prinzipdabeiweniger u m  die Frageder 
Privatisierung, sondern darum, o b  diese als Stra- 
tegie genutzt wird,den Anspruch zu unterlaufen, 
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öffentl iche Leistungen für  alle zur Verfügung zu 
stellen. Es kann darauf hinauslaufen, dass die 
Qualität öffentlicher Leistungen vom Geldbeutel 
der Einzelnen abhängt.Oderauch davon,ob man 
in einer Stadt oder einer ländlichen Region lebt. 

Veränderungsbereitschaft gegen 
I Absicherung der Risiken 

spw: I n  einer Studie f ü r  die Friedrich Ebert 
Stiftung sprichst Du von der Notwendigkeit,einen 
schwedischen Gesellschaftsvertrag zu erneuern. 
Was ist dami t  gemeint? 

Roger Hällhag: Hinter der beschriebenen 
Strategie der Recht, den Sozialstaat zu un- 
terlaufen steht die Frage,wie man der Globa- 

Iisierung begegnet. Schaffen wir  es, bei der Gestal- 
tungder Globalisierungjeden mitzunehmen? Oder 
w i rd  nur  eine Elite gefördert, die internat ional  
wettbewerbsfähig ist? Das ist ein fundamentaler 
ideolgischer Unterschied. Daher brauchen wi r  eine 
erneuerte Strategie m i t  dem Ziel,die Gesellschaft 
zusammenzuhalten. Jeder braucht eine gute  Bil- 
dung und Ausbildungsowiedas Gefühl der Sicher- 
heit beiVeränderungsprozessen. Risikofreudigkeit 
bei Unternehmensgründungen zeigt sich beivielen 
Menschen nur,wenn siewissen,dasssie i m  Risiko- 
fal l  nicht alleingelassen werden. 

spw: Wie hat denn die Sozialdemokratie in den 
I letzten 20 Jahren auf globaleVeränderungsprozes- 

se reagiert? 

B Die schwedischen Sozialdemokraten stellten 65 Jahre lang 
die Regierung wahrend der letzten 75 Jahre 

B Das Wirtschaftswachsturn betrug 4.7% BSP i m  Jahr zoo6 
U . -  

(OECD: 3.1%) 
B Das durchschnittliche Wirtschaftswachstum betrug 2.9% 

BSP von 1995-zoo5 (Deutschland: 1.4%) 
H Arbeitslosenauote lieet bei CO% (Juli 2007). 
M U e trwerosq,ote iegr mir 77.8% an zne rer Sre le in CU- I Ver@ e cn I D e  erzrcnAneabenf,r.J m na wanr- I . +.< 

scheinlich'die besten ~ ~ y o d e r  weltweit) 
H Die Frauenerwerbsquote ist gleich hoch wie die der Männer. 
H Die Geburtenratezahlt m i t  i,77Geburten pro Frau zu den 

höchsten i m  europäischen Vergleich. 
B Wahlergebnissezoo6:,,Alliance":~8,~%(+~.2%),SoziaIdemo- 

kraten. 35% (-4.9%). Grüne Partei: 5.2% (+0,6%) und linke 
Partei: 5.8% (-2.5%) 

Roger Hällhag: Globalisierung ist ja nichts 
Neues.Schweden war immer schon eine sehr 
offene Ökonomie .~u fg rund  der ständigen 

Veränderungsprozesse sind w i r  es gewohnt,dass 
Jobs verschwinden und neueJobs entstehen. Die- 
se Entwicklung ist  schon seit Langem akzeptiert. 
Diese Fähigkeit,sich aufVeränderungen einzulas- 
sen, ist ein wesentlicher Erfolgsfaktor.Aber diese 
Veränderungs-Bereitschaft f uß t  au f  einem Deal 
und einem Gesellschaftsvertrag: We are ready t o  
change when we  can trust. 

Die bürgerliche Rechte versucht vermutl ich, 
diesen Deal zu unterlaufen. Die Sozialdemokraten 
haben diesen Deal bisher gu t  verteidigt,aber die 
Bürger haben dennoch Zweifel: Sind die Schulen 
g u t  genug? Wird meine Rente ausreichen? Und 
wenn ich hart arbeite und meine Steuern zahlen, 
werde ich dann von denjenigen ausgelacht,die 
das nicht t un?  Der skizzierte Deal wurdevon den 
Sozialdemokraten bereits in  den dreißiger Jahren 
eingeführt .  Dazu gehört  der wir tschafts-  und  
sozialpolitische Konsens,einerseits einen starken 
exportorientierten privaten Sektor aufzubauen 
und  andererseits die Rolle der Gewerkschaften 
zu stärken, u m  die Früchte der Privatwirtschaft 
gerecht zu verteilen. Es geht also u m  einen sozia- 
len Gesellschaftsvertrag innerhalb des kapitalis- 
tischen Systems. Dieserwurde inzwischen immer 
wieder angepasst und die politischen Kräfte wur-  
den immer  wieder entsprechend gefordert. Wie 
auch in  der aktuellen Situation. 

spw: Welche Bereiche der Privatwirtschaft wur- 
den denn vom schwedischen Staat gefördert? 

Roger Hällhag: Der schwedische Staat war  
immer  sehr zurückhaltend und hat kaum 
staatliche Zuschüsse in  den privaten Sektor 

gelenkt. Die Privatwirtschaft wurde mehr  oder 
weniger sich selbst überlassen und ist wie gesagt 
sehr stark. Demgegenüber hat sich deröffentliche 
Sektor auf  die öffentlichen Leistungen in  Bildung, 
Sorge für  Kinder, Eltern und andere nicht arbeiten- 
de Personen,Gesundheitswesen und sozialer Sicher- 
heit konzentriert. Eingriffe in  die Privatwirtschaft 
waren alsoweitgehend begrenzt auf relativ hohe 

spw 6 12007 
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Steuersätze, wobei  Unternehmen von sozialen turn  zu stoppen, sondern eine Umverteilung zu 
Verpflichtungen ihren Beschäftigten gegenüber erreichen durch eine gerechtere Beteiligung a m  
entlastet wurden. Wachstum. 

Eine Ausnahme ist nun  die Förderung ökolo- 
gischer Produkte und nachhaltigerTechnologien. 
Grün zu sein ist profitabel in  Schweden.,,Grünel' 
Technologien wurden unterstützt, nicht u m  den 
Markt  zu ersetzen,sondern ihn zu unterstützen. 

U Wir brauchen eine Ökonomie, in der 
jeder Mensch wettbewerbsfähig ist 

spw: Welche Strategien verfolgt  Schweden 
denn gegenüber den aufstrebenden,,newly indus- 
trialized countries"wie China und Indien? 

RogerHäl1hag:Das kanngenaudieAusgangs- 
frage sein, warum w i r  den schwedischen 
Sozialvertrag erneuern müssen. Die einen 

sagen,wir müssen die Kosten senken,um m i t  Chi- 
na konkurrieren zu können. Das halte ich aber fü r  
eineabstruse Strategie,denn wi r  können niemals 
m i t  diesen niedrigen Standards konkurrieren.Statt- 
dessen müssen w i r  wettbewerbsfähig werden, 
indem w i r  Wert-Standards und -Qualität so we i t  
w ie  mögl ich erhöhen. Bisher funkt ionierte das 
soweit. Schweden hat immer  noch eine positive 
Handelsbilanz gegenüber den wachsenden Län- 
dern.Auch China ist inzwischen dabei, Qualität 
und Standards zu verbessern. Indien ist sehr stark 
i m  Dienstleistungsbereich und i m  Wissenssektor. 
China entwickel t  sich sozusagen zur Fabrik f ü r  
Hardware und Indien zur FabrikfürSoftware.Der 
Wettbewerbwird hart. Die einzige Chancefür uns, 
in  diesem Wettbewerb zu bestehen,ist es,auf Bil- 
dung und  Qualität zu setzen! Wi r  brauchen eine 
Ökonomie, in derjeder Mensch wettbewerbsfähig 
ist, nicht nur eine kleine Elite. Jeder kann vom 
globalen Wachstum profitieren. Realität ist aber, 
dass das globale Wachstum größer denn je, aber 
tragischerweise nicht gerecht verteilt ist. Die Her- 
ausforderung besteht also in der gerechten Umver- 
teilung.Schon Marx  sagte,dass der Kapitalismus 
zeigt,dass er über fantastische Potenziale verfügt. 
Die Aufgabe lautet also nicht,das globale Wachs- 

spw: Was bedeutet diese Entwicklung wieder- 
u m  f ü r  das Parteiensystem in  Schweden? I 

Roger Hällhag: Das schwedische Parteien- 
System ist sehrstabil.Fast alleVeränderungen , 
vollzogen sich bisher innerhalb der beiden 

großen Blöcke. Es gab in  den letzten Jahren nur 
zwei neue Parteien,eine aufjeder Seite.Die beschrie- 
bene globale Entwicklungzeigt sich allenfalls bei 
der grünen Partei und der l inken Partei,die beide 
die Anti-Globalisierungs-Karte spielen.Aber mehr 
noch setzen beide auf die Angst vor der EU. Die 
Ängstevor einer ungerechten Abwärtsentwicklung 
durch EU-Diktate bestehen i n  der schwedischen 
Bevölkerung ja bereits länger. 

spw: Welche strategischen Herausforderungen 
ergeben sich daraus für  die Sozialdemokratie i n  
Schweden? 

Roger Hällhag: Die Sozialdemokratie kann 
nicht alseinzelne Kraft d ieMehrhei t  zurück 
gewinnen.Sie hat fast immer in Minderheits- 

regierungen regiert, was bisher sehr gu t  funktio- 
nierte.Aberdasgeht nicht mehr. Nun geht esdarum, 
unsere eigene,,Allianz"in Hinblickauf die nächsten 
Wahlen 2010 zu gewinnen. Die einzige Möglichkeit 
besteht drin,dies gemeinsam m i t  den Grünen und 
mi t  der Linken Partei anzugehen. Längerfristig kann V 

es auch denkbar sein, m i t  anderen Parteien aus 
dem anderen Block zusammenzuarbeiten. Aber 
derzeit stellt sich diese Frage nicht. Bei den nächs- t 

ten  Wahlen wi rd  es u m  eine klare Links- Rechts- 
Alternative gehen. 

spw: Vielen Dank für  das Gespräch. 

II-t Roeer Hällhae. ist Politikwissenschaftler und Berater. Er war von 
G92  b;sig96 ~ra;dentder IUSY (International Union ofSocialistYauth) 
und arbeitete mehrere Jahre fur den fruheren schwedischen Minis- 
terprasident Goran Persson. 
C+ Das Interview führte für  spw Claudia Walther. 

Literatur 
Roger Hallhag. NewSweden.CrushingorConfirminga Social Demo- 

cratic Model? FES-Analyse April 2007AIs download unter: wwwfesde 

spw 612007 
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/ Kinderspiel Kapitalismus - 
1 Cross-Media: Wo bleiben die Beck-Boys?" 
I von Alexandra Kramm 

* 

Arnerikanisierung,Medialisierung,Perso- die Zeilen eingeblendet: „On January 14th t h e  
nalisierung - das sind drei Begriffe, die Democratic Primary w i l l  beginn. And you'll See 
fest mit  der EntwicklungdesWahlkarnpfes why  zoo8 won ' t  be like ig84,"Absender: Barack- 

in  Deutschland in  den letzten Jahren verbunden Obama.com. Es g ib t  auch eine filmische Antwor t  
sind.Wenn wir  alsowissen wollen,wasdemnächst von Hillary,allerdings ist diese auf  YouTube jetzt  
bei uns so abgehen wird,dann lohnt der Blick nach schon kaum noch zu finden. 
Westen. 

In den USAtobt dervorwahlkarnpffürdie Präsi- 
dentschaftswahlen 2008. innerhalb der demo-  
kratischen Partei geht es u m  schwarz oder weiR, 
M a n n  oder Frau,Irak-KriegJa oder Nein. Hil lary 
liegt beim Sammeln von Spenden ganzvorn,wäh- 
rend Obarna das Internet fürs ich erobern konnte. 
Der Kampf zwischen den beiden hat ungewöhn- 
liche Ausmaße angenommen,denn ihreschlach- 
t en  liefern sie sich nicht nur i m  Fernsehen und in  
Zeitungen, Hauptschauplatz ist YouTube.com. 

Es steht 21.600 gegen 19.700 gefundene Film- 
chen für  Obama, der m i t  dem Team von barely- 
political.com außergewöhnliche Wahlkampfun- 
terstützung hat.Mehrals 3,7Millionen mal wurde 
i n  den letzen drei Monaten das Liebeslied vom 
Obama-Girl ,,I got a crush ... on Obama" schon auf- 
gerufen. Ein leicht bekleidetes und üppig ausge- 
stattetes Büro-Mädel tanzt sich in eindeutiger Pose 
durch dasVideo,das Obama zum „best candidate" 
erklärt. Hillarys Parodie auf  die preisgekrönte Ma- 
fia-Serie,,Sopranos" kann m i t  rund 300.000 Klicks 
dagegen nicht anstinken. 

Mit dem Spot „Vote di f ferent (1984)" gre i f t  
Obama das wei t  verbreitete Vorurteil auf, dass 
Hil lary Clinton äußerst autor i tär  sei auf, und sie 
auch direkt an.Einegleichgeschaltete,graue Mas- 
se von Zuhörern lauscht reglos den zusammen- 
geschnittenen Sätzen von Hillary auf der Leinwand 
als eine junge,dynamische Frau einen Hammer 
in das Bild wir f t  und diese explodiert. Dann werden 
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Eigentlich ist das ein durchaus amüsan- 
tes Schauspiel.Wenn auch für  Menschen 
m i t  deutscher Politisierung in  seiner Här- 

t e  und lnhaltslosigkeit schwer nachzuvollziehen. 
Die Schlachten gegen den politischen Gegner in  
den eigenen Reihen schlagen wi r  immer noch m i t  
Hilfe von Spiegel, BILD & Co. Die amerikanische 
Variante ist in  jedem Fall bunter und lustiger. Das 
würde der deutschen Parteienlandschaft sicher 
auch ganz gut  tun .  Wir stellen uns echte Pfälzer 
Jungsvor, ursprünglich bekleidet und  m i t  Wein- 
glas,die sich in  Mundart  darüber ausbreiten,dass 
die offene und gemütliche Art Deutschland gu t  
t u t  und als Wiege der deutschen Demokratie m i t  
Hambacher Fest und Märzrevolution schon gu t  
getan hat. Und das Gegenstück dazu? Steinmeier's 
International Allstars oder Steinbrücks Pfennig- 
fuchser? 

(Vorschläge gerne an: 
kinderspiel-kapitalismus@spw.de) 

In den USA g ib t  es rege Beteil igung bei der 
Entwicklung eigener Kandidatenfi lme,zum Bei- 
spiel Obama zum Song Copacobana oder Hil lary 
- I know I can't sing. Mein  persönlicher Favorit: 
Das Wortspiel „Hil lary vs. Obama". Diese Ar t  
intell igenter Kommentare würde uns auch g u t  
tun .  Have a look ... B 

DAlexandra Kramm,ist selbstandige Kommunikationsberaterin und 
Coach in Berlin (wwwschulter-blick.de). 

Dieser Beitrag ist leichter verstandlich. wenn durch YouTube com 
unterstutzt. (:-)) 
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Stichwort zur Wirtscl 

Evaluierung der Ha 

Spätestens m i t  der Integration des einst- 
mals auf aktive Arbeitsmarktpolitik setzen- 
den Arbeitsförderungsgesetzes in  das So- 

zialgesetzbuch unter Kanzler Kohl 1997 ist  ein 
Politikwechsel in  der Arbeitsmarktpolit ik (AMP) 
eingeleitet worden, der als,autoritär aktivierend' 
bezeichnet wird. Die besondere Fokussierung auf 
,Forderung'statt,Förderung'wurdedurch dievon 
der zweiten Schröder-Regierung vera bschiedeten 
Hartz-Gesetze noch verstärkt. Dahinter steht einer- 
seits das ökonomische Problemverständnis eines 
durch einen zu üppigen Sozialstaat behinderten 
Strukturwandel von der Industrie- in  eine Dienst- 
leistungsgesellschaft, d ie auch ger ing bezahlte 
Tätigkeiten bereitstellen muss.Andererseits geht 
die Hartz-Gesetzgebungvon einem durch den So- 
zialstaat in Unmündigkeit gedrängten Menschen 
aus,der in  größere Eigenverantwortl ichkeit ent- 
lassen werden muss. Dieses Problemverständnis 
ist zwar in  der kritischen Sozialwissenschaft auf  
vielfache, insbesondere auch empirisch gestützte 
Kritikgestoßen,doch hat sich an derarbeitsmarkt- 
politischen Orientierung in der Großen Koalition 
nichts geändert. 

Offizielle Evaluation von Hartz I - 111 

Eine Kursänderung wäre vielleicht zu erwar- 
ten ,wenn die Krit ik n icht  nur von der kritischen 
Sozialwissenschaft,sondern von der vom Bundes- 
arbeitsminister beauftragten Evaluierung (durch 
den weniger  kr i t ischen ökonomischer; Main-  
stream) kommen würde. Bestätigt diese Auftrag- 
sevaluierung den Jubel von Bundesaußenminis- 
te r  und designiertem SPD-Vize Steinmeier, der 
bereits ein durch die Hartz-Gesetzgebung aus- 
gelöstes ,zweites Wirtschaftswunder' sieht? 

von Arne Heise I 
Foto Christian Kie l  

Vorliegende Evaluationsstudien beziehen 
sich insbesondereauf die Effizienz der AMP 
In langlichen Ausarbeitungen werden am- 

bivalente Ergebnisse erzielt Wahrend das Scheitern 
der Personal-Service-Agenturen und der,lch-AG'en' 
kaum bestritten wird, scheint sich die Effizienz 
und das Kosten-Leistungsverhältnis der Quali- 
f izierungsmaßnahmen leicht e rhöht  zu haben. 
Erstaunlicherweise gibt es bislang keine offizielle 
Evaluierung des sicher umstr i t tensten Teils der 
Hartz-Gesetzgebung: der Zusammenlegung von 
Arbeitslosen- und Sozialhilfe zum Arbeitslosen- 
geld II -also Hartz IV. 

U Neue Studien zur Wirkung von Hartz IV 

Diese Lücke fü l l t  nun eine neue Studie des 
lns t i tu ts für  Arbeitsmarkt- u n d  Berufsforschung 
(IAB) der Bundesagentur f ü r  Arbei t  (IAB 2007). 
Darin wird den Verteilungs- und  Arbeitsangebots- 
effekten der Hartz-IV-Reform a u f  der Grundlage 
eines ökonometrischen Modells nachgegangen. 
Die Ergebnisse muten einigermaßen erstaunlich 
an: I) Die Auswirkungen auf d ie  Einkommensun- 
gleichheit in der Gesamtbevölkerung sind gering, 
insgesamt n i m m t  sieabersogarab.2) Die unters- 
t e n  Einkommensgruppen s ind ,Gewinner1 der 
Hartz-IV-Reform.3) Die Armut -gemessen an einer 
Einkommensgrenze von 40% bzw. 60% des durch- 
schnitt l ichen Einkommens - n i m m t  teilweise 
beträchtl ich ab. 4) Das Arbeitsangebot nimmt 
insgesamt u m  ca.12.000 Personen ab und 5) das 
verfügbare Einkommen der Haushal te in ihrer 
Gesamtheit steigt u m  ca.i,25 Mrd .  Euro,wasden 
öffentlichen Haushalten insbesonderewegen ge- 
stiegener Transfers fehlt. 
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Differenz I - 1,25 Mrd. / +0,2% 1 -11.881 Personen 

L Arbeitsangebots- und Budgetwirkungen der Hartz-IV-Reformen, Quelle: IAB (2007) 

Diese Ergebnisse mu ten  deshalb erstaun- 
lich an,weil sie einerseits gegen die m i t t -  
lerweile gesicherte Erkenntnis gerichtet 

sind,dassdie Einkommensungleichheit in Deutsch- 
land ebenso stark zugenommen hat  w ie  die Ar- 
mut.Andererseits liegt eine andere,von der Hans- 
Böckler-Stiftung geförderte Studie (BeckerIHau- 
ser 2006) vor,die zu deutlich anderen Ergebnissen 
kommt.Hiernach hat zwar auch die Einkommens- 
armut  in der Gesamtbevölkerungdurch die Hartz- 
IV-Gesetze direkt nur  wen ig  zugenommen (weil 
der betroffene Bevölkerungsanteil f ü r  größere 
Auswirkungen insgesamt zu klein ist) und es gibt 
tatsächlich auch ,Gewinner'(Alleinerziehende ins- 
besondere in  Westdeutschland),aber die Anzahl 
der ,Verlierer' (insbesondere in  Ostdeutschland) 
überwiegt klar und die Armut innerhalbder Grup- 
pe der Betroffenen n i m m t  hiernach deutl ich zu. 

Ei Die Annahmen bestimmen das 
Ergebnis 

Wie nun sind diese Differenzen zu erklären und 
was ist glaubwürdiger?Tragen die Hartz-IV-Refor- 
men  zur,neuen A rmu t ' i n  Deutschland bei oder 
sind sie vielleicht sogar eine ,Bremse' dieser Ent- 
wicklung? Sicher ist die gravierende Zunahme der 
Einkommensungleichheit und Armutsentwicklung 
in  Deutschland nicht  d i rekt  ursächlich a u f  die 
Hartz-IV-Reformen zurückzuführen.Allerdings soll- 
t e  nicht  übersehen werden, dass die Reduktion 
derLohnersatzleistungenauchdieLohndifferenzie- 
rung unter Druck gebracht hat.Wenn das IAB zu 
insgesamt einigermaßen positiven Verteilungs- 
ergebnissen kommt,dann liegt dies an den äußerst 
problematischen Simulationsergebnissen der Ar- 
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beitsangebotsentwicklung. Einerseits führ t  hier- 
bei die KürzungderArbeitslosenhilfe in  Form des 
Arbeitslosengeldes II zu einer ErhöhungdesArbeits- 
angebots und,damit, zu einer Einkommenskom- 
pensation bei den Betroffenen.Andererseits redu- 
zieren vor allem Haushalte ihrArbeitsangebot,in 
den Sozialhilfeempfänger leben - w o m i t  sich de- 
ren Einkommen kompensatorisch reduziert. In der 
Folge scheint die Einkommensungleichheit in der 
von der Hartz-IV-Reform betroffenen Bevölkerungs- 
gruppe insgesamt zurückzugehen. 

Problematisch an diesen Ergebnissen sind einer- 
seits die Arbeitsangebotsreaktionen selbst (die 
simuliert, nicht aber tatsächlich gemessen wer- 
den),andererseits die Annahme,dass zusätzliche 
Arbeitsangebotfande auch einen Job! Erste Unter- 
suchungen zur gegenwärtigen Konjunkturentwick- 
lung verweisen darauf, dass der Anstieg der Be- 
schäftigung wesentlich durch die Arbeitsnachfra- 
ge, nicht etwa das Arbeitsangebot getragen wird. 

M 

C+ Dr.Arne Heise, ist Professor für  Volkswirtschaftslehre an der Uni- 
versitat Hamburg. 

Literatur 
Becker, 1.. Hauser, R.; Auswirkungen der Hartz IV-Reform auf die 
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I 1AB;Arbeitsangebotseffekte undVerteilungswirkungender Hartz- 
IV-Reform, IAB-Forschungsbericht N r  10, Nurnberg zoo7 
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Was kommt Vor einem Monat sah die Welt  noch anders 
aus. Bei der Zeugnisübergabe hatte im die 

nach der Schule? Lehrerin die Hand geschüttelt, Marcel hat- 
t e  den Realschulabschluss gerade so geschafft und 
wusstedennoch nicht,ob er lachen oder weinen 

Die demographische Entwicklung sol l te-der 18-Jährige hatte noch keinen Ausbil- 
dungsplatz.,,Dabei hätte ich eine Chanceverdient", 

in Ostsachsen zwingt sagte er damaIs.„Eine Chance zu beweisen,dass 
ich in  technischen Berufen auch anders sein kann 

Unternehmen zum Umdenken. als i n  der Schule. In Technik stehe ich immerhin 
auf  2.- Und immer vom Staat zu leben, Hartz IV 

von Marcus Weber oder irgendsowas, ist nicht meine Erfüllung." 

An diesem Tag der Zeugnisübergabe, es war 
MitteJuli, hatte Marcel geschätzt,wieviele seiner 
Mitschüler der Bautzener Gottl ieb-Daimler-Mit- 
telschule noch keinen Ausbildungsplatz hatten 
-,,etwa die Hälfte". Die aktuelle Statistikder Bautze- 
ner Arbeitsagentur bestätigt, dass noch immer 
unzähligeJugendliche keine Lehrstelle haben:Von 
den 6400  bei der Arbei tsagentur gemeldeten 
Bewerbern haben momentan 1500 noch keinen 
Ausbildungsplatz.Seit Jahren is t  die Lage am Aus- 
bildungsmarkt in Ostsachsen katastrophal. lrn ver- 
gangenen Jahretwa stand durchschni t t l ich nur 
f ü r78von  i o o  Bewerbern eine Lehrstelle zurver- 
fügung. Das ist die schlechteste Quote i m  ganzen 
Bundesgebiet. Und nur jeder v ier te Ausbildungs- 
platz ist über das Duale Berufsausbildungssystem 
organisiert -drei Viertel der Plätze sind staatlich 
finanzierte, überbetrieblicheAusbildungen,etwa 
an Berufsbildungszentren. 

Dennoch: Für viele Jugendliche scheint diese 
Situation normal zu sein Aus d e m  Leben ihrer 
Eltern und Bekannten kennen sie nichts anderes: 

Foto: Madlen Benthin 

Als Marcel Bührdel an  diesem Nachmit tag i m  
August ans Telefon geht, überschlägt sich seine 
St imme beinahe. Ja, es gehe i h m  gut, sehr gu t  
sogar.Gerade hat er einen Vorstellungstermin fü r  
einen Ausbildungsplatz vereinbart. Das Gespräch 
ist in drei Tagen. Und der Vermit t ler  der Arbeits- 
agentur habe gesagt, die Chancen, die Stelle zu 
bekommen, stünden gut .  

Arbeitslosigkeit gehört dazu. Seit Jahren liegt die 
Arbeitslosenquote in Ostsachsen zwischen 18 und 
20 Prozent,erst in den letzten Monaten ist sie auf 
16,4 Prozent gesunken.Auch die Arbeitslosigkeit 
der unter 25-Jährigen liegt m i t  16,6 Prozent fast 
sieben Prozentpunkte über d e m  Bundesdurch- 
schnitt. Und sowundert  sich auch diei6-jährige 
Julia Siering nicht, dass es m e h r  als 50 Bewer- 
bungen und 25Vorstellungsgespräche bedurfte, 
bis sie eine Lehrstelle als Kauffrau f ü r  Dialogmar- 
ketingerhielt.,,Manche haben 120 Bewerbungen 
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geschrieben und  t ro tzdem keine Stelle",erzähIt 
Julia.„Und auf den Absagen steht:,Wirwünschen 
Ihnen Clückfür Ihren weiteren Lebensweg.'-Dabei 
wünschen die einem gar nichts." 

M i t  gu ten Noten allein, bekomme man  
keine Stel le,erklärt  sie.,,Man muss sich 
sehr g u t  verkaufen können. Wenn man  

kein Selbstbewusstsein hat, kein Selbstvertrauen, 
war's das." U m  das zu trainieren haben Marcel und 
Julia bereits in  der 9. Klasse an einer„Berufswoche" 
ihrer Schule tei lgenommen. Fächerübergreifend 
wurden Bewerbungen geschrieben undvorstel-  
lungsgespräche durchgespielt, das Telefonieren 
geübt, Stärken, Schwächen und Neigungen der 
Schüler herausgearbeitet. Lehrer lasen Zeitungs- 
artikelvor,in denen stand,dass Firmen ihre Lehr- 
stellen nicht  besetzen konnten, wei l  sie keinen 
qual i f iz ier ten Bewerber f inden konnten. Und 
schließlich absolvierten die Schüler ein zweiwö- 
chiges Betriebspraktikum.-Für Günter Müller,den 
Direktor der Gottlieb-Daimler-Schule, ist das je- 
doch nicht genug. 

Für das neue Schuljahr hat Müller ein neues 
Projekt in i t i ier t :  Beginnend m i t  der 8. Klassen- 
stufe sollen die Schülerverschiedene Berufsfelder 
,,theoretisch und  praktisch zu sehen bekommen". 
Alleri4Tage werden sie einen Schultag in  einem 
Berufsschulzentrum verbringen,wo sie zwischen 
Fachgebieten w i e  Holz- und  Metallbearbeitung, 
Bau, Elektro oder Soziales wählen können. In der 
g.Klassesollen die Schüler ihren,,berufspraktischen 
Tag" dann direkt i n  Unternehmen absolvieren.- 
Aber dieser Teil des Konzepts steckt noch in  der 
Planungsphase, und Mül ler  weiß nicht, ob  er es 
schaffen wird, i hn  zu realisieren.,,lch kann nicht 
auch noch einzelne Firmen abklappern,das ist ja 
auch eine KraftfrageU,sagt er.„Wir haben vor allem 
Bildung zu leisten, das ist unsere Nummer eins. 
Und Berufsorientierung ist ein wichtiger Zweig 
davon -aber nur ein Zweig." 
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Das Geld fü r  sein Projekt hat sich Müller selbst 
organisiert. Nichts wünscht er sich mehr,aIs Un- 
terstützungvon auRen.Das Land Sachsen müsse 
endlich verbindliche Schulbildungsstandards fü r  
die Berufsvorbereitung der Schüler erarbeiten, 
sagt er. Und die Schulen müssen die entsprechen- 
de (finanzielle) Unterstützungerhalten,um diese 
auch durchsetzen zu können. Da sei zum Beispiel 
die Sache m i t  dem „Berufswahlpass",den das Bun- 
desbildungsministerium seit einigen Jahren an- 
bietet. Darin können die Schüler Praktika und 
andere Maßnahmen ihrer Berufsorientierungdoku- 
mentieren und so ihre Berufswahl besser organi- 
sieren und reflektieren. Und die Unternehmen, bei 
denen sich die Schüler dann bewerben, haben 
neben dem Schulzeugnis einen guten Überblick 
über die Praxiserfahrungen ihrer Bewerber.-Vor- 
tei le auf  beiden Seiten also, und dennoch wurde 
der Pass in Sachsen nur m i t  einer„empfehlenden 
WirkungUeingeführt. Es hängtvom Engagement 
der einzelnen Direktoren ab, ob er tatsächlich 
genutzt wird, oder nicht. 

So können Müllers Schülervon Glück reden, 
dass ihr Direktor als gelernter Werkzeug- 
macherwert  auf  eine praktische Schulaus- 

b i ldung legt. Doch diese Ar t  der Berufsvorberei- 
tung,wie  sie an der Bautzener Gottl ieb-Daimler- 
Mit te lschule durchgeführt wird, ist alles andere 
alsdie Regel.-Glaubt man den Beteuerungen der 
Arbeitgeber, sind viele Jugendliche nur unzurei- 
chend auf ihre Berufsausbildung vorbereitet, ha- 
ben schlechte Leistungsbilanzen und Motivations- 
Schwierigkeiten. Werner Mankel etwa,Geschäfts- 
f üh re r  i m  Bereich Bi ldung der Industrie- und  
Handelskammer Dresden, zählt 20 Prozent der 
Schulabgänger zu diesem „Problembereich". Für 
diese jungen Leute seien Programme wie das,,Ein- 
stiegsqualifizierungsjahr", bei dem Jugendliche 
ein sechs bis zwölfmonatiges Praktikum in  einem 
Unternehmen absolvieren, unabdingbar, u m  sie 
an eine Ausbildung heranzuführen. 
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Dass es dennoch effektiv zu wen ig  Ausbil- 
dungsstellen gibt, räumt Mankel erst au f  Nach- 
frage ein - und spricht dann plötzl ich auch von 
einerVerantwortung der Wir tschaft fürdiejunge 
Generation.„DieseVerantwortungwahrzunehmen 
heißt an  erster Stelle deutl ich zu machen: Wir  
brauchen euch.Sowie ihrseid,seid ihr  auch wi l l -  
kommen, und wi r  wollen uns anstrengen, euch 
auszubilden." Dieses Umwerben derlugendlichen, 
sei lange Zeit zu kurz gekommen, sagt Mankel. 
,,Wenn sich ÜberJahre bei den jungen Leuten fest- 
setzt:,Wirwerden nicht gebraucht.Wir sind eh alle 
viel zu dämlich, u m  einen Beruf zu lernen.'-Dann 
müssen wi r  uns heute nicht über die Motivations- 
losigkeit vieler Schulabgänger wundern." 

Das Umdenken bei den Arbeitgeberverbänden 
hat einen einfachen Grund:die demographische 
Entwicklung in Ostsachsen. Jahr f ü r  Jahr gibt  es 
weniger Schulabgänger, und vieleJugendlichever- 
suchen ihr Glück in  anderen Bundesländern.- In 
den vergangenen Jahren konnten die Unterneh- 
men zwischen vielen sehr guten Bewerbern wäh- 
len,jetzt müssen sie sich auch m i t  dem Mit te lmaß 
beschäftigen. Das Schlagwort des,,Fachkräfteman- 
gels" macht inzwischen auch in  der Region Ost- 
sachsen die Runde. 

bleiben dann diewenigerguten,die,die Schwierig- 
keiten haben.„Und wenn sich ein Unternehmer 
um die kümmert,wenn er ihnen hilft,einen anstän- 
digen Schulabschlusszu erhalten und ihnen dann 
die Chance gibt, eine Lehre zu absolvieren, dann 
ist das die beste Mitarbeiterbindung,die man sich 
vorstellen kann." 

Doch es ist ein langer Weg, u m  die Unter- 
nehmen davon zu überzeugen,auch diesen 
Jugendlichen eine Chance zu geben;viele 

kleine Schritte,viele kleine Init iativen sind notwen- 
dig, u m  dieses Ziel zu erreichen. Ein Schritt in die 
richtige Richtung ist das Projekt „Init iative Grenz- 
region Ostsachsen", das zu den „Jobstarteru-Pro- 
grammen des Bundesministeriums fü r  Bildung 
und Forschunggehört;organisiert w i rd  esvonder 
Gewerkschaf3Ver.di und dem Bildungsförderwerk 
Arbeit und Leben in  Sachsen. Projektkoordinator 
IngoTolle berichtet von einem mühsamen Klinken- 
putzen: „Die Region Ostsachsen ist  von kleinen 
Unternehmen geprägt -d ie  stecken o f t  bis zum 
Firmeninhaber imTagesgeschäft. Echte Personal- 
entwicklung ist da eherdieAusnahme."Tolle kennt 
sogar Fälle, in denen die Personalplanung neben- 
bei von der Sekretärin erledigt wird.,, 

Viele Firmen stünden zur Zeit vor einem 
„existentiellen Lernprozess", bestätigt Wer- 
ner Mankel: Ein Unternehmer in der Region 

könne seinen Fachkräftenachwuchs in Zukunft nur 
dann sichern„,wenn er sich u m  die kümmert ,d ie 
nicht zu den Durchstartern gehören". Die Erfah- 
rungzeige,erklärt Manke1,dassviele der motivier- 
t e n  und flexiblen Schulabgänger, deren Noten- 
durchschni t te zwischen 1,s und  2,5 liegen, die 
Region nach der Ausbi ldung verlassen. Zurück 

Of t  ist es gut,wenn jemand von außen kommt 
und den Unternehmen ihren Personalbedarf auf- 
zeigt, ihnen klar macht, dass sie immer  weniger 
Facharbeiterfinden,die sie einfach übernehmen 
können-und siedeshalbselbst ausbilden müssen." 
Eines der Ziele der Initiative ist es,zusätzlicheAus- 
bildungsplätzeeinzuwerben u n d  a n  Jugendliche 
zu vermitteln -seit Projektbeginn i m  M a i  letzten 
Jahres waren es 45 Extra-Lehrstellen. 
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Tolle bezeichnet sich und seine Kollegen o f t  als 
,,Kümmerer".Zum einen gehe esdarum,die Unter- 
nehmen praktisch zu unterstützen - von der Be- 
werbersuche, über die Vorbereitung der Ausbil- 
dung bis zur Hilfe bei bürokratischen Aufgaben 
w i e  der Anmeldung des Lehrlings in  der Berufs- 
schule. Außerdem versucht die Init iative immer 
wieder, Jugendlichen sogenannte „Verbundaus- 
bildungen" zu ermöglichen -das heißt,dass sich 
mehrere kleine, spezialisierte Firmen, bei denen 
allein jeweils keine Ausbildung möglich wäre, ei- 
nen Lehrling,,teilenm.Auf der anderen Seite brau- 
chen auch viele Jugendliche Unterstützung-an- 
gefangen bei den Bewerbungsschreiben bis zur 
Begleitung während der Ausbildung; die Projekt- 
mitarbeiter übernehmen die Rolle des Moderato- 
ren zwischen Chef und Lehrling. 

Dieses externe Ausbildungsmanagement ist 
auch einer der Gründedafür,dass die Abbruchquo- 
tevon Ausbildungen in  der Region Bautzen bei nur 
acht Prozent I iegt- im Bundesdurchschnitt sind es 
20 Prozent. Und dennoch, sagt Tolle,„wir können 
die Unternehmen zwar beraten und unterstützen 
-aberdie Ausbildung mussein Problem der Unter- 
nehmen bleibenSie können das ja auch am besten; 
und sie wissen, was sie fü r  Leute brauchen." 

Marcel Bührdels Bewerbungsgespräch übrigens 
war  erfolgreich. Eine Woche vor dem Beginn des 
Ausbildungsjahres hatteer endlich seine Lehrstel- 
le in  derTasche:einezweijährigeAusbildungzum 
Maschinen- und An1agenführer;es ist ein überbe- 
trieblicher Ausbildungsplatz i m  Bautzener Berufs- 
bildungszentrum. U 

D Marcus Weber, ist Journalist und lebt in Berlin und Leipzig 
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Was können wir  von den nächsten zwei 
Jahren bundespolit isch noch erwarten? 
Nicht viel,wenn nichts Unvorhergesehenes 

dazwischen kommt.  So viel Nüchternheit muss 
sein. Die Bilder und Nachrichten aus der sanften 
Nach-Sommerpausen-Zeit haben gezeigt, m i t  wel- 
chen Aktivitäten demnächst von den Leitfiguren 
der großen Koalition zu rechnen ist: Eine Kanzlerin, 
die sich - a u f  bester Umfragewelle - die außen- 
politischen Sympathieeffekte sichert. Steinmeier 
und  Steinbrück,die „Führungsfiguren der Nach- 
Müntefering-Zeit" (Franz Walter),die auf der Suche 
nach Wahlkreisen und programmatischem Profil 
sind und dabeiversuchen,im Endspurt zum Grund- 
satzprogramm-Parteitag noch schnell und ober- 
flächlich die ,,Soziale Demokratie" historisch zu 
begründen. 

Ci Friede, Freude, Eierkuchen 
in Meseberg 

Glaubt m a n  den einträchtigen und harmoni- 
schen Bildern vom Meseberger Herrenhaus, ist das 
nächtelange - und größtenteils erfolglose - Rin- 
gen u m  Gesundheitspolitik, Unternehmenssteuer, 
Mindest lohn etc. bereits vergessen. Die Meseber- 
ger Beschlüsse haben jedoch klar gemacht:Große 

07 bis og: 
Abhaken, aber schnell - 
und dann? 

Für eine linke Perspektive, in der 

die Koalition zu den politischen 

Zielen passt 

von Cordula Drautz, Ralf Höschele 

und Katie Baldschun Ll lE 

Sprünge sind von dieser Zweck-Koalition ab jetzt 
kaum mehr  zu erwarten. DerVorrat  an Cemein- 
samkeiten ist  aufgebraucht. Die Privatisierung 
staatlicher Infrastruktur,wie sie n u n  auch m i t  der 
Bahn vollzogen werden soll, die Verweigerung 
eines gesetzlichen Mindestlohns, kapitalentlasten- 
de Unternehmenssteuerreform, die Etablierung 
einer Zwei-Klassen-Medizin und vieles mehr sind 
die zweifelhafte Bilanz der Regierung. Die Fort- 
setzung der Großen Koalition ist  die denkbar 
schlechteste Perspektive. 

Einzige Ausnahme mögen die Entscheidungen 
rund u m  den Klimaschutz sein. Die in  Meseberg 
diskut ier ten Ideen werden, soviel is t  schon ab- 
sehbar, zu den spannendsten der  Ära Merkelf 
Münteferinggehören.UnddieökologischeIndustrie- 
revolution ist ein auch von der SPD zu bergender 
Wahl kampfschatz. 

Werjetzt versucht,diegroße Koalition noch 
als ein auf den zentralen Handlungsfeldern 
einiges und aktionsfreudiges Bündnis zu 

zeichnen, muss dazu die klaren Ansagen aus dem 
Frühsommer großzügig überpinseln. Hinter der 
friedlichen Fassade lassen beide Regierungspart- 
nervernehmen,dass eine Fortsetzung des Projekts 
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über 2009 hinaus fü r  keinen ernsthaft infrage 
kommt.Die Union plant offen schon den Wahlkampf 
m i t  der FDP, und die SPD-ja,was plant die? Eines 
wird immerhin klarer: In dem Bemühen,sich gleich- 
zeit igvon CDUICSU und Linkspartei abzugrenzen, 
hat sich die Partei in  ein echtes Dilemma manöv- 
riert. Was bleibt da an Fortschrittsperspektive? 

U Lagerwahlkampf ade? 

Natürlich ist das Dilemma auch zumTeil selbst- 
verschuldet. Das Wahlergebnis anno 2005 war 
mehr  als ein Fingerzeig zu der Erkenntnis, dass 
den alten Lagern CDUICSU und FDP versus SPD 
und  Grüne künf t ig  woh l  die Mehrhei ten fehlen, 
we i l  sich ein Fünf-Parteien-System faktisch ab- 
zeichnet. Die tagelangen Gedankenspiele ausdem 
Oktober 2005 über Ampeln, Schwampeln,Zweck- 
hochzeiten und rot-rot-grünen Bürgerschreckge- 
spensten sind politische Realität,denn der Stand 
heute ist: (Fast) alles scheint möglich. 

Vorbei die Zeit, in  der er es eine eindeutig be- 
stimmbare handlungsfähige (parlamentarische) 
Linke gab. Rot-grün, als linkes Reformprojekt ge- 
startet, hat derzeit weder eine Perspektive auf  die 
Mehrhei t  noch auf  ein eindeutig linke Identität, 
geschweige denn eine konsistent linkevergangen- 
hei t  in Regierungsverantwortung. 

Die Grünen erwartet  der Ruck ins Bürgerliche 
auch auf Funktionärsebene: Die zweite Generation 
Grün ist kaum Realo, schon gar nicht Fundi alter 
Schule, sondern sozial- und wirtschaftspolitisch 
liberal und wird von einer Wählerschaft der bes- 
serverdienenden Akademiker getragen.Während 
aus linker Sicht Übereinstimmungen zu grünen 
Vorstellungen au f  den Feldern Ökologie sowie 
Innen- und Außenpolitik schnell gefunden sind, 
meldet dieselbe Suche in punkto Sozialstaat kaum 
noch Treffer. Das bedingungslose Grundeinkom- 
men als unterste soziale Sicherungsebene ernst- 
haf t  zu diskutieren, ist strategisch der Weg in  den 
Sozialstaat l ight  und  programmatisch f ü r  eine 
sozialdemokratische Partei m i t  Erwerbsarbeits- 
orientierung nicht tragbar. 

Da scheint es nahe liegend,dass der Partei- 
vorsitzende bundespolitisch an alte rhein- 
land-pfälzische Erfolgserlebnisse anschlie- 

ßen möchte und die Nähe zur Brüderle-FDP sucht. 
Nur:Wie soll eine Koalitionsregierung m i t  der i m  
Kern wirtschaftsliberalen FDP angesichts der gro- 
ßen inhaltlichen Differenzen in den allermeisten 
fü r  die Sozialdemokratie zentralen Politikfeldern 
erfolgreich sein? Gemeinsames lässt sich in  punk- 
t o  RechtsstaatIBürgerrechte und  Außenpolit ik 
zwar durchaus finden. Doch tiefe Gräben öffnen 
sich auf  den zentralen sozialdemokratischen Fel- 
dern zurwesterwelle-Partei,diefür weniger Steu- 
ern,weniger öffentliche Güter,weniger Sozialstaat 
steht. 

Die SPD - in der Mitte eingeklemmt? 

Und die SPD? Die SPD ist wieder einmal in der 
Mi t te  angekommen.Wie schon in den turbulenten 
zwanziger Jahren in  der Weimarer Republik, w ie  
in den achtzigerJahren seit der Gründung der Grü- 
nen sieht die SPD m i t  gemischten Gefühlen der 
Entstehungeiner Partei l inksvon ihr zu.Zwischen 
aggressiver Verleugnung und beleidigter Kennt- 
nisnahme hat sie die entscheidenden strategi- 
schen Fragen jedoch immer noch nicht umrissen. 

Denn: Angesichts dieser neuen Unübersicht- 
lichkeit i m  deutschen Parteiensystem sind al te 
Koalitionsorientierungen verloren gegangen.Wer 
neueorientierungfinden und selbst anbieten will, 
muss die Perspektive öffnen. Das Ziel dabei ist klar: 
Die SPD muss stärkste politische Kraft werden-ob 
m i t  Ampellicht, rotem Stern oder in  einem uner- 
freulichenverlängerten Scheidungsverfahren m i t  
der CDUICSU wird sich dann 2009 zeigen. 

Fakt ist,dasseinefortschrittliche,linke parlamen- 
tarische Koalition auch i n  einem Fünf-Parteien- 
System nur unter Führungder SPD realisierbar ist. 
Die Situation könntealso komfortabel sein.Wäh- 
rend Konservative plumpe Annäherungsversuche 
ins grün-bürgerliche Lager starten müssen, könn- 
t ed ie  SPD darum kämpfen,eine solide Führungs- 
rolle in  einer Koalition zu übernehmen, die der 
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Wählerwil le zumindest rechnerisch ermöglicht. 
Doch die SPD ist derzeit n icht  wil lens und  in der 
Lage, eine derartige parlamentarische Mehrhei t  
zu organisieren. Statt e inen offenen Dialog m i t  
allen linken Kräften in den Parteien, Parlamenten 
und in der Gesellschaft darüber zu anzubieten,wie 
sich dieVorstellungen einer sozial gerechten Poli- 
t i kam besten umsetzen lassen, hat sich die Partei- 
führung vorschnell aus ideologischen Gründen 
gegen die„Linke"als möglichen Koalitionspartner 
ausgesprochen. In einer Fünf-Parteien-KonsteIla- 
t ion  wird dies zur Strategie, die keine ist, weil sie 
geradewegs in die Abhängigkeit von Union oder 
FDPführt, m i t  den skizzierten Folgen. 

Ei Gibt es ein Fundament für ein neues 
Crossover? 

Ernsthaft können sich Koalitionsoptionen nur 
aus inhalt l ichen Gemeinsamkeiten ergeben. Bei 
Steuern, Finanzen, Wirtschaft, beim Mindestlohn, 
der Bürgerversicherung oder bei der Ablehnung 
von Sozialabbau stehen sich sowohl die Parteien 
als auch die Wählerinnen und Wähler des linken 
Lagers bei allen Differenzen i m  Detail programma- 
tisch durchaus nahe. Deshalb plädieren w i r  dafür, 
dass die Linke in der SPD m i t  den fortschrittlichen 
Teilen der Grünen,der Gewerkschaften sowie der 
Linkspartei in  einen Dialog eintritt, wie sich linke 
Mehrheiten fürfortschritt l iche Reformen am bes- 
t en  nutzen lassen. 

Gleichwohl w i rd  man eine Koalition m i t  der 
Linken auf  Bundesebene zum jetzigen Zeitpunkt 
nicht ernsthaft in Betracht ziehen können. So we- 
nigdie SPD-Führungderzeit zu so einer Koalition 
bereit ist und  dabei die Realitäten in  Länderpar- 
lamenten und  kommunalen Räten übersieht,so 
wenig ist die neue Partei„Die Linke" bisher koali- 
t ionsfähig. Die Fusion zwischen PDS und WASG 
ist zwarorganisatorisch weitgehend abgeschlossen, 
doch weder die inhalt l iche noch die strategische 
Ausrichtung der neuen Partei ist bisher geklärt. 

Gemeinsamkeiten w i e  Trennendes zwi- 
schen Linke und SPD können bislang nur 
oberflächlich beschrieben werden.Vor al- 

lem die inhaltlichen Unterschiede werden in letz- 
ter  Zeit von der SPD gerne hervorgehoben,oft so 
deutlich,dass man den Eindruck bekommen kann, 
sie seien größer als diejenigen zwischen der Sozial- 
demokratie und der Union. Fakt ist,dass die inhalt- 
liche Positionierung der Linken i n  vielen Punkten 
noch ungeklärt ist.Noch hat die Partei kein Partei- 
programm,viele Debatten sind nicht  abgeschlos- 
sen: Der außenpolitische Kurs ist  offen; auch die 
Europapolitik,die Familienpolitik oder die Haltung 
zum Konzept eines bedingungslosen Grundein- 
kommens sind stark umstritten. 

Klärungsprozesse hier wie dort 

Die strategische Orientierung der Partei „Die 
Linke'' ist unklar. Der Gründungsparteitag der Lin- 
ken in Hessen hat dies wieder einmal eindrücklich 
demonstr ier t .  Wird sie sich auch a m  politisch 
Durchsetzbaren orientieren können oder wil l  sie 
-als teils populistische, radikale Oppositionspartei 
nur Sehnsüchte wecken, die sie nicht  einlösen 
kann und wil l .  Deutlich ist auch,welche Kräfte in 
dieser Partei wirken: Protestbewegte und Populis- 
ten  m i t  zweifelhaften Konzepten, al te SED-Funk- 
t ionäre m i t  schwachem Geschichtsbewusstsein, 
Führungspersonal m i t  dem Hang, nötigenfalls 
auch imTrüb-Rechten zu fischen.All dies hat kei- 
nen Platz in  einer echten l inken Perspektive. Die 
Linke hat jedoch auch ein anderes Gesicht, näm- 
lich dasjenige, auf  dem sich ein der Sozialdemo- 
kratie ähnlichesVerständnis von Staat und seinen 
Aufgaben, von Arbeit und ih rem menschenwür- 
digen Antlitz, von Teilhabe a m  erwirtschafteten 
Wohlstand abzeichnen könnte. Welcher Teil der 
janusköpfigen Partei sich innerparteil ich durch- 
setzen wird, ist zur Stunde völ l ig offen. 
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Und nicht zuletzt ist auch offen,wie deut- 
lich die SPD auch programmatisch ihrerseits 
den Schritt zur M i t t e  macht. Die eingangs 

erwähnte Nach-Müntefering-Riege lässt in  ihrem 
neuen Buch zur Zukunft  der Sozialdemokratie 
wen ig  Fragen offen und  veranlasste jüngst Franz 
Walter i m  von Steinbrück/Steinmeier/Platzeck 
komponierten Programm-Dreiklangausmarktwirt- 
schaftlicher Dynamik,gesellschaftlichem Zusam- 
menhalt und demokratischer Stabil i tät den Kern 
des Sozialkatholizismus'des 2o.Jahrhunderts zu 
finden. In derTat, die SPD scheint in  der M i t t e  an- 
gekommen. Und w i rd  dabei doch - Stichwort  
Programmdebatte- misstrauisch beäugt von der 
Basis und zwar auch von den Genossinnen und 
Genossen in  den Ortsvereinen, die sich nicht fü r  
das Fundament der Parteilinken halten,wohl aber 
fü r  eine linkeVolkspartei. 

Die Diskussionen u m  die Optionen fü r  2009 
sind längst eröf fnet .  Aber „Farbenspiele" allein 
reichen nicht.Und eine fortschritt l iche Polit ikan- 
zugehen und  umzusetzen, reicht es nicht, al le 
Hoffungen auf  die möglichen Koalitionspartner 
der SPD zu projizieren - linke Projekte brauchen 
Mehrheiten auch innerhalbder SPD.Der gemein- 
same Nenner: Eine fortschritt l iche und moderne 
Politik,die sich zuvorderst dem Interesse der ar- 
beitenden und  arbeitssuchenden Menschen ver- 
schreibt.Form followsfunction. Dann erübrigt sich 
viel leicht auch die eine oder andere Koalitions- 
Überlegung. 

[I+ Cordula Drautz, stellvertretende Juso-Rundesvorsitzende, lebt in 
Berlin. 
D Rald Höschele, Mitglied im Juso-Bundesvorstand.lebt i n  Berlin. 
C+KatieBaldschun,stellvertretende Landesvorsitzendeder NRWJusos, 
lebt in Dortmund. 

Die bewährte und sehr beliebte Praxismappe wurde komplett neu 
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Peters & Huber: Vier Jahre Zweckgemeinschaft - 
gar nicht mal so schlecht! 

I von Stephan Klecha H II 

U Prolog im Ungewissen 

Als vor vier Jahren die Nachfolge von Klaus 
Zwickel geregelt werden sollte, kam eszu einer in  
der Geschichte der Gewerkschaften beispiellosen 
Auseinandersetzung.Jürgen Peters und Berthold 
Huber als potentielle Nachfolger standen für unter- 
schiedliche Strategien, Biographien und Netzwer- 
ke.Zwickel gelang es nicht Huber als seinen Nach- 
folger zu inthronisieren, we i l  Peters erfolgreich 
darauf beharrte, notfalls in  einer Kampfkandida- 
tu r  auf dem Gewerkschaftstag anzutreten. Heraus 
kam ein vorläufiger Personalkompromiss zwischen 
Peters und Huber. der nach einer verheerenden 

Streikniederlage in Ostdeutschland fraglich wurde, 
da Peters die Niederlage angelastet wurde. Doch 
i m  Interesse,die IG Metallvoreiner zerfleischenden 
Richtungsauseinandersetzung zu bewahren, rauf- 
ten sich Peters und Huber zusammen und wurden 
Erster beziehungsweiseZweiterVorsitzender. Das 
Duo brachte einige Vorteile m i t  sich. Peters mi t  
seiner in  der Sache klaren, direkten Ansprache 
sprach jene an,dieeine klare unabhängige Arbeit- 
nehmervertretungfordern, w ä  hrend Huber,zeit- 
weil iger Student der Philosophie,den nachdenk- 
l ichen Vordenker gab, der j e n e  unschlüssigen 
Angestelltenmilieus erreichen sollte, die bisher 
der Gewerkschaft fern blieben. 

U Warten auf die Scheidung 

Beim Cewerkschaftstag i m  November steht 
nun die Scheidungdieses Paares bevor.ImVorfeld 
venti l ierten die Anhänger Peters eine mögliche 
neuerliche Kandidatur des Ersten Vorsitzenden. 
Petersselbst gabsich zurückhaltend,aber alle,die 
ihn  näher kennen, gaben deutl ich zu erkennen, 
dass er nicht versuchen werde, hintenherum eine 
getroffene Entscheidung, nämlich seinen Rückzug, 
zu revidieren. 

Peters' Anhänger begehrten etwas Anderes, 
näml ich stärkeren Einfluss un te r  e inem Ersten 
Vorsitzenden Berthold Huber. Dafür brachten sie 
den hannoverschen Bezirksleiter Har tmut  Meine 
als neuen Zweitenvorsitzenden ins Spiel. Für viele 
aus dem Netzwerk Peters'ist es die letzte Chance 
innerhalb der lG Metal l  etwas zu werden. Biogra- 
f isch nur  wenige Jahre vor der  Rente stehend, 
erhoffen sie sich einen kleinen Karrieresprung.Vor 
vierJahren verhinderte dasfein austarierteTableau 
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zwischen Huber und Peters,dasseinevon beiden 
Seiten personell oder organisatorisch „durchziehtu. 
Die Anhänger Berthold Hubers konnten sich hier- 
m i t  leidlich gut  arrangieren, immerhin sind sie i m  
Schnitt ein paar Jahrejünger als PeterslLeute,sie 
haben Zeit,sie wussten,dass spätestens 2007 ihre 
Chance kommen würde. 

Passable Bilanz 

Durch die IG Metall mag  unverändert ein tiefer 
Riss gehen, doch anders als 2003 läu f t  es dabei 
dieses Mal  auf keine vollkommene Konfrontation 
hinaus, viel rationaler und besonnener liefen die 
Debatten ab. Ein entscheidender Grund dafür ist 
d ie Bilanz der letzten vier Jahre. Hier gelangen 
einige bemerkenswerte Veränderungen: 

Erstmals steht m i t  Jutta Blankau eine Frau 
an der Spitze eines Bezirks. In vier weiteren 
Bezirken sind neue Bezirksleiter installiert 

worden,diejeweils unkonventionelle Wegesuchen, 
die lG Metal l  zu stärken und  dabei durchaus Er- 
folge verzeichnen konnten. Die IC Metal l  konnte 
in  allen Tarifrunden in  bemerkenswerter Weise 
ihre Basis mobilisieren.Selbst dort,wo sie mitunter 
Schwächen in  der Organisation hatte, zeigte sie 
sich kampfbereit. In qualitativer Hinsicht brachte 
man  einige tarifpolitische Innovationen auf  den 
Weg, deren Wirkungen allerdings gegenwärt ig 
noch nicht so recht abschätzbar sind. DieTarifrun- 
de 2007 hat zuletzt einen ordentlichen Lohnab- 
schluss ermöglicht. 

Trotzdem hatte die lG Metal l  fort laufend m i t  
Mitgliederverlusten zu kämpfen, doch der Rück- 
gang  verlangsamte sich merklich. Während der 
gesamte DGB zwischen 2003 und 2006 rund ii,4% 
seiner Mitgliederverlor,fiel der Mitgliederschwund 
bei der IG Metal l  i m  gleichen Zeitraum m i t  rund 
7 Prozent deutlich geringer aus. Noch verliert die 
Organisation Mitglieder, längst aber nicht  so vie- 
le w ie  andere Gewerkschaften.Außerdem zeigen 
Bemühungen wie  in  Nordrhein-Westfalen, dass 
eine Strategie beteiligungsorientierter Protestfor- 
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men ankommt und der lG Metal l  neue und  oben- 
drein sehr aktive Mitgl ieder beschert. Det le f  
Wetzel soll als neuer Zweitervorsitzender künft ig 
dieses Model l  bundesweit repräsentieren. 

Finanziell steht die IC Metall auf stabilen Füßen. 
Keine hasadeurhaften Spekulationen oder beson- 
deren Risiken belasteten den Etat. Lediglich die 
Restabwicklung der Rheinboden-Bank als Altlast 
aus den Zeiten der Gemeinwirtschaft drückte kurz- 
f r is t ig au f  die Ertragskraft der IG Metall. Anders 
als ver.di w i rd  die IC Metal l  deswegen nicht  ge- 
zwungen sein, betriebsbedingte Kündigungen 
auszusprechen. Der Personalbestand w i rd  zwar 
den geschrumpften Mitgliederzahlen angepasst, 
aber dabei kommt es zu einem sanften Absenken 
der Mitarbeiterzah1,während zugleich sicherge- 
stellt wird, dass ausreichend qualifizierte Nach- 
wuchssekretäre nachrücken können. Dafür ist das 
unter Zwickel begonneneTraineeprogramm mi t t -  
lerweile zwar nicht unumstritten,jedoch ziemlich 
alternativlos. Innerhalb der IG Metall vollzieht sich 
dabei eine mehr und mehr systematische Personal- 
rekrutierung und Personalentwicklung. 

Die Stabilität der Organisation drückte sich 
auch in den Ergebnissen der Betriebsrats- 
wahlen 2006 aus, die f ü r  den Bereich der 

Metall- und Elektroindustrie als positiv beurteilt 
werden können. Insbesondere beiVolkswagen war 
die Erleichterung in  der Cewerkschaftsspitze groß, 
als trotz der Affären u m  frivoleVergünstigungen 
fü r  Betriebsrätedes Konzerns das Ergebnisgehal- 
ten  werden konnte. In allen wichtigen Bereichen 
legtedie lG Metal l  ansonsten sogarzu und dräng- 
t e  dabei die AUB zurück. Bei dieser arbeitgeber- 
freundlichen Konkurrenzwurdezudem publik,dass 
diese maßgeblich von Siemensfinanziert wurde. 
Nachdem dieses aufgeflogen war, dür f te  die IG 
Metal l  au f  der betrieblichen Ebene künf t ig  nur  
wen ig  Konkurrenz zu fürchten haben. 

Doch w o  Licht ist, da ist  auch Schatten. So 
lastet dieVW-Affäre immer  noch schwer auf  der 
IC Metall. Das deutsche System der Mi tbest im-  
mung  scheint delegit imiert zu sein. Eine denkbar 
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schwierige Ausgangsbedingung, wenn die M i t -  
best immung europafest werden soll, zumal die 
Arbeitgeberseite in  der Mitbestimmungskommis- 
sion der Bundesregierung auf  Konflikt statt auf  
Konsens schaltete. Nachdem in  der Tarifrunde 
zoo6 auf Druck der Arbeitgeber eine betriebsab- 
hängige Komponente in denTarifabschIuss aufge- 
nommen wurde,wird die IG Metal l  künft ig hierzu 
Strategien entwickeln müssen. Schließlich setzte 
die IG Metal l  in der Sozialpolitik nicht das durch, 
was sie forderte. Die Mehrheiten in  Bundestag und 
Bundesrat setzten sich über die Positionen der 
Gewerkschaften eher hinweg,was auch m i t  dem 
gestörten Verhältnis zur SPD zusammenhängt. 

Das schwierige Verhältnis 
mit den Genossen 

Bereits auf dem Gewerkschaftstag 2003 boten 
die Delegierten dem SPD-Bundeskanzler Gerhard 
Schröder einen überaus frostigen,ja sibirisch-eisi- 
gen Empfang. Es war ein deutliches Zeichen,dafür, 
dass i m  Verhältnis von SPD zu Gewerkschaften 
etwas i m  Argen l iegt. So g ib t  es bis we i t  in  die 
Spitzeder IG Metal l  hinein große Sympathien für  
ein enges Bündnis m i t  der Linkspartei. Einige Ge- 
werkschaftsfunktionäre w i e  der Schweinfurter 
Bevollmächtigte Klaus Ernst oder sein Kollege aus 
Kempten, Thomas Händel, haben diesen Schritt 
gewählt. Sie repräsentieren den Westflügel einer 
größer gewordenen PDS und  setzen auf  Opposi- 
t ion als Mit te l  politischer Gestaltung.Während ein 
Teil der Gewerkschafter noch die Hoffnungvertritt, 
über diesen Weg vielleicht die SPD wieder näher 
an die Gewerkschaften zu binden, haben viele 
andere diesen Gedanken schon längst aufgegeben 
und sehen in  der Partei „Die Linke", die einzige 
legitimeVertretung gewerkschaftlicher Interessen 
i m  Parlament.Während geradedieälteren darüber 
sinnieren,ob mit,ohne oder gegen die SPD,finden 
gerade jüngere Funktionäre sämtlichevarianten 
geradezu albern und  plädieren fü r  einen Kurs der 
Unabhängigkeit von allen Parteien. Doch gerade 
auf  dem Gebiet der Sozialpolitik brauchen die Ge- 
werkschaften die Parteien immens.Nurdas Regie- 
rungssystem stützt die Fortexistenz der Tarifpoli- 

t i k  ebenso w ie  die Mitbestimmungsstrukturen. 
Die soliden Ergebnisse der Jahre von Peters und 
Huber an der Spitze sind nachhaltig bedroht,wenn 
es nicht gelingt das System industrieller Beziehun- 
gen nachhaltig zu stabilisieren als auch einen Mo- 
dusvivendi m i t  den politischen Mehrheitsverhält- 
nissen i m  Bund und in Europa zu organisieren. 

Solide Cesamtbilanz 

Die BilanzderJahre PetersIHuberfällt ganzso- 
lide aus. Es deutet  sich an,als sei die IG Metall auf 
dem Weg, eineTrendwende zu schaffen. Die Mitglie- 
derzahlen könnten sich absehbar konsolidieren. lm 
Gegensatz zu ver.di oderTransnet hat die lG Metall 
schließlich keine Konkurrenz von  berufsständi- 
schen Organisationen privilegierter Beschäftigten- 
gruppen zu fürchten. Im  Unterschied zur IG BAU 
oder zu ver.di sind die Finanzen woh l  geordnet. 

So günstig waren fü r  die IG Metal l  die Rahrnen- 
bedingungen noch nie. Die laufende Konjunktur, 
der schon vereinzelt sichtbare Fachkräftemangel, 
derweitgehend abgeschlossene Strukturwandel 
in den altindustriellen Kernen und  auch derdemo- 
graphische Wandel sprechen dafür, dass diever- 
handlungsposit ion der Arbeitnehmerschaft sich 
verbessern wird.DieeigeneStärkedarfdie IG Metall 
aber nicht veranlassen,diese nun  zu überschätzen. 

Die IG Metal l  wird versuchen, neue Mitglieder 
als Aktivposten einzubinden. Dieses war letztmalig 
m i t  den Bildungsobleuten in  den  ig6oerJahren 
oder in  der Lehrlingsbewegungversucht worden. 
Die damaligen Ansätze standen jedoch unter hef- 
t iger Kritik. Insbesondere das gewerkschaftliche 
Geschlossenheits- und Solidaritätsideal war hier- 
von tangiert. M i t  dem Wegfall des Ost-West-Ce- 
gensatzes 1989 haben sich die damaligen ideolo- 
gischen Gräben bereits vermindert. Der personelle 
Umbruch an der lG Metall-Spitze w i rd  nun ein 
Übriges dazu beitragen, dass einige alte Ansätze 
in zeitgemäßer Form neu ausprobiert werden kön- 
nen. Dazu ist auch zwingend eine neue Mitglie- 
deroffensive i m  Jugendbereich vonnöten. Um die 
Jahrtausendwende ist  in der IG Metall-Jugend 
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einiges erfolgreich ausprobiert worden,doch die 
strategische Fokussierung auf  diesen Bereich ist 
in  den Jahren PetersIHuber zu kurz gekommen. 

Möglicherweise kann das gesamte personelle 
Revirement in  der Führungsspitze der lG Meta l l  
auch Kräftefreisetzen,die beitragen,in intellektu- 
eller Hinsicht wieder an die Zeiten Steinkühlers 
anzuknüpfen.Hans-Jürgen Urban,Jan Engelhardt, 
Oliver Burkhard,Olivier Höbel oderJörg Hofmann 
können dabei sehr unterschiedliche Erfahrungen 
und Ansätze in  sehr unterschiedlichen Funktionen 
einbringen. Gelingt es dem neuen IC Metall-Vor- 
stand dieverschiedenen strategischen wie inhalt- 
lichen Überlegungen in produktiven Streit zu disku- 
tieren, so könnte hieraus ein sehr nachhalt iger 
Impulsfür die Erneuerung der deutschen Cewerk- 
schaftsbewegung ausgehen. Die IC Metal l  muss 
die nötige Debatte hierzu offen führen und darf  
wederströmungen ausgrenzen noch auf die Erfah- 
rungen derer verzichtet,diejetzt aus der unmittel- 
baren aktiven Cewerkschaftsarbeit ausscheiden. 

Zu klären ist, i n  welchen Feldern die Gewerk- 
schaften welches Cestaltungspotential haben und 
w ie  sie dieses bestmöglich nutzen können. Dazu 
gehört auch dasVerhältnis zu den Parteien. Dieser 
gesamte Fragekomplex ist in den vierJahre Zweck- 
ehe PetersIHuber nicht  offen diskutiert worden. 
Sie konnten es nicht,weil anderenfalls alte Wun- 
den aufgerissen worden wären.Jürgen Peters und 
Berthold Huber haben aber an einer ganzen Men- 
ge anderer Punkte gezeigt,was möglich ist,wenn 
fragmentarische Interessen innerhalb einer Ge- 
werkschaftzugunsten des großen Ganzen zurück- 
gestellt werden. Der IG Metal l  sind dievierJahre 
jedenfalls nicht schlecht bekommen. DieZukunft 
der Gewerkschaften ist deutlich verheißungsvoller 
als es der mediale Abgesang aus den Zeiten des 
Streits 2003 erwarten ließ. 

Luciano Canfora: Eine kurze 
Geschichte der Demokratie 
Von Athen bis zur Europäischen Union 

Hardcover, 404 Seiten, EUR 24,90 

In seinem epochalen Überblickentwickelt Luciano 

Canforaeinen Begriff von Demokratie, in dem drin ist, 

was d'rauf steht: Demokratie nicht als Fassade 

oligarchischer Macht, sondern als Gleichheit und 

Volksherrschaft. Kein Wunder, daß ihn jene nicht 

lieben, die sich heute in der demokratischsten aller 

Welten wähnen! Das Buch entspreche nicht den 

Normen „westlicher Geschichtswissenschaft. -was 

immer das sein mag. Es mache die Großindustrie 

verantwortlich für Hitler, beschönige den Stalinismus 

undverunglimpfe die BRD unter Adenauer als 

revanchistisch und von alten Nazis durchsetzt. 

Kurzum: Einem deutschen Publikum nicht zuzumuten. 

So begründete ein großes Münchner Haus seine 

Weigerung, dieses Buch zu veröffentlichen. Nun liegt 

es trotzdem auch auf deutsch vor, und wer seinem 

eigenen Kopf vertrauen will, mag selbst beurteilen, 

was es mit derlei Nettigkeiten auf sich hat. 
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Modernisierer auf Fortschrittskurs? 

Eine Replik auf M. Platzeck, P. Steinbrück, F. W. Steinmeier 

ll LI Ernst-Dieter Rossmann und Alexander Bercht 

Pünktlich zur Schlussphaseder Grundsatz- 
programmdebatte schalten sich m i t  Mat t -  
hias Platzeck, Peer Steinbrück und Frank- 

Walter Steinmeier drei führende und  ambi t io -  
nierteSozialdemokraten in die laufende Diskussion 
ein. Nachdem Kurt Beck als Parteivorsitzender m i t  
dem ersten Band derPtProgramm-Trilogie" einen 
ersten wegweisenden Aufschlag gemacht und 
die SPD-Linke in  einem zweiten Buch ihre ,,Pro- 
grammbausteine" fo rmul ie r t  hat, versammeln 
n u n  die drei Herausgeber von „Auf der Höhe der 
Zeit-eine Reihevon sehr unterschiedlichen Auto- 
ren,die nach eigenen Angaben vor allen Dingen 
dieTatsacheverbindet,dasssie keine,,Sozialstaats- 
konservativen" seien. 

-- 

Als zentraleThesen zur Modernisierungder So- 
zialdemokratie führen die drei Herausgeber an: 

Die SPDdürfe nicht alleineals Parteidersozia- 
len Gerechtigkeit wahrgenommen werden, 
sondernsolltesichzugleichauchalsWirtschafts- 
partei profilieren. 
Die Sozialdemokratie betone zu sehr die Not- 
wendigkeit der Umverteilunggesellschaftlichen 
Wohlstands undvernachlässigedie Frage nach 
der Wertschöpfung. 

U Der gegenwärt ige Sozialstaat sei „überkom- 
men", da er allzu of t  nur reparierend eingreife 
und a m  Randeder Finanzierbarkeit angelangt 
sei.Abhilfe dagegen schaffe der effizientere und 
gerechtere vorsorgende Sozialstaat,der die Prä- 
vention i n  den Mit te lpunkt stelle. 

Auch m i t  Blickaufden anstehenden Partei- 
t a g  und  die Verabschiedung des neuen 
Grundsatzprogramms muss man  sich die 

Frage stellen,ob die Herausgeberdamit einen Weg 
f ü r  die Sozialdemokratie beschreiben, der eine 
erneuerte und tragfähige Fortschrittsperspektive 
aufzeigt. 

Blick nach vorne richten statt 
in den Rückspiegel! 

Eine Einschätzungvorweg: DieThesen werden 
in  der Form nicht den von vielen in der SPD er- 
hornen Aufbruch nach vorne liefern. Dafürwerfen 
sie, nach den harten Diskussionen u m  die Ausrich- 
tungder  Sozialdemokratie im  Rahmen der Agenda 
2010 und der weiterhin bestehenden Verunsiche- 
rung in  Teilen der Partei, den Blick zu stark in die 
Vergangenheit, als dass dieses zur Entwicklung 
einer zukunftsfähigen und ausstra hlungsfähigen 
Programmatik dienlich sein könnte.Zu sehr bedie- 
nen sie dasvom politischen Gegner und in derver- 
öffentl ichten Meinung gepflegte Bild einer SPD, 
deren Mitglieder sich gegenseitig die Cretchen- 
frage stellen:Wie stehst Du zur Agenda zoio? Dabei 
hat die Partei diese Debatte längst hinter sich ge- 
lassen.Zielführender wäre eine vorwärtsgewandte 
Bestandsaufnahme der beschlossenen Maßnah- 
men i m  Sinne erreichter und nicht  erreichter Ziel- 
setzungen des Reformprozesses. Ernsthafte Analy- 
se s ta t t  Legendenbildung und Rechtfertigungen 
sind gefragt. Nach vorne gerichtete Kursbestim- 
mungen statt vergangenheitsfixierter Abschwö- 
rungsrituale und Durchhalteparolen müssen die 
sozialdemokratische Debatte bestimmen.Auch hier- 
f ü r  steht Kurt Beck m i t  seiner Aufforderung:,,Wir 
richten den Blick nach vorn." 
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DerVersuch m i t  der Ausrichtungdes Buches 
nicht nur den Kampf u m  die zukünftige 
Sozialdemokratie,sondern vor allem auch 

u m  die historische Bewertung der eigenen Ver- 
gangenheit aufzunehmen, ist allzu durchsichtig. 
Ähnlich w ie  der Erfinder des „Dritten Weges" An- 
thony Ciddens werden sich auch Platzeck,Stein- 
brück und  Steinmeier die Kritik gefallen lassen 
müssen,vergangenem Regierungshandeln nach- 
träglich den ideologischen Überbau überzustülpen; 
oder w ie  es der Politologe Bernhard Weßels be- 
schrieben hat, den ,,Versuch einer nachholenden 
Programmierung" zu unternehmen. Die tatsäch- 
liche Ambivalenz der erzielten Resultate der Agen- 
da 2010 wird dabei bewusst ignoriert. Exempla- 
risch dafür steht der Satz von Frank-Walter Stein- 
meier:,,Da sind keine politischen Entscheidungen, 
die kompensiert werden müssten." Erstaunlich ist 
dieses Bekenntnis umso mehr, weil die britische 
Labour Party,die seit dem Schröder-Blair-Papier als 
Referenzmodell der sogenannten Modernisierer 
dient, mit t lerwei le immer  stärker darüber disku- 
tiert, den Weg der M i t t e  zukünftig eher auf  der 
linken Spurfortzusetzen. Nicht zuletzt auch des- 
halb, wei l  selbst Labour-Vordenker wie Giddens 
zu einer kritischen Auseinandersetzung m i t  dem 
bisherigen Weg raten und  den „Dritten Weg der 
Sozialdemokratie" um,,neue egalitäre Forderungen 
verbreitern" wollen. Wenn sich die Herausgeber 
auf  diesen Weg beziehen, müssen sie sich ange- 
sichts ihrer vorgelegten Thesen fragen lassen,ob 
sie in der europäischen Familie der sozialdemo- 
kratischen Modernisierertatsächlich auf der Höhe 
der Zeit sind. 

Ei Noch mehr falsche Fragen oder 
endlich mehr richtige Antworten? 

Der Versuch, über den Aufbau vermeintlicher 
Widersprüche und künstl ich aufgebauter Gegen- 
sätze die Diskussion in der SPD beeinflussen zu 
wollen, ist trotz der medial ausgelösten Kontrover- 
se einer zielführenden Debatteeher abträglich.Sie 
setzt zu sehr au f  symbolische Abgrenzung stat t  
diewirklich relevanten Fragen zustellen.Wirtschafi- 
liche Dynamik oder Verteilung des Wohlstands? 
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Chancengleichheit oderverteilungsgerechtigkeit? 
Vorsorgender Sozialstaat oder Transferleistungs- 
Staat? Das sind nicht die Kategorien, in denen die 
Sozialdemokratie die Programmdiskussion führt ,  
und auch nicht  führen kann. Wer sagen wil l ,  was 
ist, muss zu allererst die richtigen Fragen stellen 
und auch konkrete Antworten geben. Die SPD ist 
weiter als bei Steinbrück u.a.erkennbarwird. Dies 
zeigen konkret und exemplarisch die Konzepte zu 
einer stärkeren Beteiligungder Arbeitnehmerinnen 
und Arbeitnehmer a m  wachsenden Wohlstand 
(Mindestlohn, Arbeitnehmerkapitalbeteiligung), 
zur Stärkung des Solidar- und Vorsorgegedankens 
in den Sozialsystemen (Bürger-, Erwerbstätigen- und 
Beschäftigungsversicherung) sowie zur Förderung 
von Chancengleichheit (Bafög, Rechtsanspruch auf 
Kinderbetreuung,etc.).Getreu nach Kurt Beck:Neue 
Chancen eröffnen und Fortschritt,den alle spüren. 

Die Aufgabe des zu beschließenden Grund- 
satzprogramrns muss es sein,den Weg zu 
einer neuen sozialen Übereinkunft unter 

den komplexen Bedingungen des 2i.Jahrhunderts 
zu beschreiben.Dies kann allerdings nur gelingen, 
wenn die Sozialdemokratie die Komplexität und 
Ambivalenz der gesellschaftlichen und ökonomi- 
schen Veränderungen i m  flexiblen Kapitalismus 
wirkl ich begreift und sie offensiv annehmen wi l l .  
Entscheidend dafürwird die Entwicklungder Fähig- 
keit sein,von den angestrebten Zielsetzungen auf 
der Basis der sozialdemokratischen Grundwerte 
her zu denken,und sich von einer Debattenkultur 
zu verabschieden, die sich auf Schlagworte und 
Instrumente reduziert.Gleichzeitigwird man sich 
jedoch von Vorstellungen ,,eines großen Wurfes" 
oder„eines in  sich geschlossenen Gesamtkonzep- 
tesr',das langfristig als alleiniger Leitfaden trägt, 
verabschieden müssen.Angemessener wäre die 
Formulierungvon Leitbildern und klar umrissener 
Grundwerte,auf deren Basis die Etablierung einer 
progressiven Veränderungskultur gelingen kann. 
In diesem Rahmen wird dieSPD nicht nur beschrei- 
ben können, welche gewohnten Sicherheiten neu- 
en Risiken weichen,sondern auch,wie sich unter 
veränderten Bedingungen neue Sicherheiten orga- 
nisieren lassen. 
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U Für eine eigene, sozialdemokratische 
Wirtschaftspolitik 

Muss sich die SPD stärker als Wirtschaftspartei 
profilieren?Ja, unbedingt. Nur ist das die richtige 
Frage,diefürdie Zukunft der SPD relevant ist? Die 
relevante Frage ist vielmehr,ob es der SPD gelingt, 
einen eigenen sozialdemokratischen Weg in der 
Wirtschaftspolitik zu beschreiben oderob sie sich 
au f  einen ,,mitfühlenden Marktliberalismus" be- 
schränken darf. 

Zentraler Ausgangspunkt einer solchen 
wirtschaftspolit ischen Konzeption muss 
die Einsicht sein, ökologische und  gesell- 

schaftliche Herausforderungen nicht als nachge- 
lagerte Problemkreise zu verstehen, die es m i t  
ökonomischen Notwendigkeiten zu„versöhnen" 
gelte, sondern sie als zentraleTriebkräfte f ü r  die 
ökonomische Entwicklung zu begreifen. Mark t -  
fundamentalismus,sei es in  der Überschätzung 
oder der Verteufelung marktwirtschaftl icher Pro- 
zesse, hat in  dieser Sichtweise wen ig  Platz. Ent- 
scheidend ist  der regulative Rahmen, in  dem es 
gelingen kann,die Produktivkräfte i m  Sinneeines 
sozial-ökologischen Umbaus zur Entfal tung zu 
bringen.Wettbewerb nicht u m  des Wettbewerbs 
wil lens, sondern u m  die besten Produkte u n d  
Dienstleistungen. Es geht darum, produktive Leit- 
branchen zu entwickeln,wie es i m  Erneuerbaren- 
Energien-Bereich gelungen ist.Andererseits müs- 
sen Auswüchse wie der allein auf Spekulation und 
maximale Rendite setzende Finanz-Kapitalismus 
zurückgedrängt und auf ihren eigentlichen Zweck 
zurückgeführt werden.Grundidee sollte es sein, 
einen an politischen Prämissen orientierten,„ge- 
steuerten Wettbewerb"zu organisieren.Ordnungs- 
politische Begrenzung und Restriktionen, w o  Feh- 
lentwicklungen drohen und anreizpolitisch Impul- 
se, w o  Fortschrittsszenarien sich auftun. 

U Neu erfinden müssen wir den 
Sozialstaat nicht 

Richtig ist, dass der Präventionsgedanke 
in  unseren Sozialsystemen nicht  die Rolle 
spielt,wie es angesichts der zunehmenden 

Unsicherheiten, denen Arbeitnehmerinnen und 
Arbeitnehmer ausgesetzt sind,angemessen wäre. 
Falsch ist, dass der gegenwärtige Sozialstaat ,,über- 
kommen"sei und nicht präventivwirke. Kurt Beck 
hat daherrecht,wenn ersagt:„Neu erfinden müs- 
sen w i r  den Sozialstaat nicht". So kann m i t  der 
Bürger-, Erwerbstätigen- u n d  Beschäftigungs- 
versicherung das sozialstaatliche Sicherheitsver- 
sprechen auch in  einer Welt i m  Wandel erneuert 
werden. DieSPD solltesich daher nicht in Auseinan- 
dersetzungen verzetteln, die sich u m  die Begriff- 
Iichkeiten„vorsorgend" oder,,nachsorgend"drehen. 
Die Formel „Bildung statt Sozialtransfers" wird 
den Ansprüchen der Menschen an ein gesellschafi- 
lich organisiertes Sicherheitsversprechen nicht 
gerecht.Vielmehr g i l t  es,zunehmende individu- 
elle Unsicherheit durch flexible Sozialstaatlich- 
keit abzufedern.Das heißt aberauch,sich von bana- 
len Kategorien zu verabschieden, w ie  das Maß 
an sozialer Gerechtigkeit und die Leistungsfähig- 
keit des Sozialstaates ausschließlich an der Höhe 
derTransferZahlungen festzumachen. DieAnfor- 
derungen sind viel komplexer. 

Eine wissensbasiertevolkswirtschaft i m  flexi- 
blen Kapitalismus mussden Strukturwandel aktiv 
betreiben und gestalten können. Brüche und Über- 
gangsprozesse müssen notfalls auch materiell 
abgesichert sein. U m  Menschen f ü r  die notwen- 
digen Veränderungsprozesse und die Chancen,die 
in  ihnen liegen, zu gewinnen, muss ihnen das 
Vertrauen gegeben werden,dass sie sich in  einem 
Umfeld wachsender Unsicherheiten nicht  ohne 
Sicherheitsnetz bewegen. Wer Flexibi l i tät  und 
Sicherheit in Einklang bringen wi l l ,  muss daher 
mi t  dem Umbau zu einem vorsorgenden und Sicher- 
hei t  gebenden Sozialstaat, ein Ausbau- und kein 
Rückbauprojekt verfolgen. Nur so w i rd  die Sozi- 
aldemokratie das gegebene Versprechen „Sicher- 
hei t  i m  Wandel" einlösen können. 

spw 6 12007 



Magazin II II U 

Umverteilung muss sein 

Muss sich die SPD vom Ziel der Umverteilung 
verabschieden? Wie könnte sie! Wer eine wettbe- 
werbsfähige Ökonomie und individuelle Ansprü- 
che auf eine selbstbestimmte Lebensführung und 
materiel ler Sicherheit zusammen denken wil l ,  
braucht dafür ein politisches Steuerungsmodell, 
das dieses leistet. 

Intell igente verteilungspolitische Mecha- 
nismen müssen hierzu eine Klammer bil- 
den, die die vorhandenen gesellschaft- 

l ichen Ressourcen f ü r  dieses Ziel aktivieren. So 
sollten Flexibilisierungsnotwendigkeiten auch als 
Chance begriffen werden,wenn sie m i t  konkreten 
Perspektiven auf  mehr Autonomie und Selbstbe- 
s t immung  von Arbei tnehmerinnen und  Arbeit- 
nehmerverbunden und Flexibilisierungsgewinne 
gerecht verteilt werden.Auch ist die Gesellschaft 
zwingend darauf angewiesen, unproduktive, brach 
liegendeVermögenswerte für  eine solche Perspek- 
t ive sozialen Fortschritts zu mobilisieren. Dieser 
Ansatz entspringt dabei nicht einem vermeintlich 
antiquierten Gerechtigkeitsverständnis einer7oer 
Jahre Retro-Sozialdemokratie. Er muss vielmehr 
elementarer Bestandteil einer neuen sozialen Über- 
einkunft  einer Gesellschaft sein, die sich i m  glo- 
balen Wettbewerb befindet. 

Modernisierer auf Fortschrittskurs? 

Wer die SPD au f  Fortschrittskurs br ingen 
möchte, muss Raum zum navigieren in  unsiche- 
ren Zeiten lassen. Wer jedoch der Partei uneinge- 
schränkte Bekenntnisse zu einem in  dervergan- 
genheit festgelegten Weg abtrotzen wil l ,  läuf t  
Gefahr,wirklichen Fortschritt zu behindern.Wenn 
die Herausgeber unter diesen beschriebenen He- 
rausforderungen wirkl ich „Auf der Höhe der Zeit" 
hätten sein wollen, hätten sie zunächst m i t  den 
richtigen Fragen beginnen müssen. So wären sie 
woh l  auch zu differenzierten Urteilen und Ant- 
worten gekommen.So hätten sich wohl  auch Peer 
Steinbrücks Zweifel erübrigt,ob es bei der program- 
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matischen Ausrichtung der SPD eher darauf an- 
komme, was in der SPD mehrheitsfähig sei oder 
was die SPD in  der Gesellschaft mehrheitsfähig 
mache. Eigentlich hätte ein stellvertretendervor- 
sitzender der SPD die Frage stellen müssen: Kann 
etwas gesellschaftlich mehrheitsfähig werden, 
wenn es das in einer Partei,die echte Volkspartei 
sein wil l ,  n icht  ist? Volkspartei zu sein bedeutet  
eben i m  Kern, Meinungsbi ldung in  Partei und  
Gesellschaft zusammenzuführen. Dies g i l t  auch 
oder gerade in Regierungsverantwortung.Wer die 
Fähigkeit dazu verliert, begibt sich - f r e i  nach 
Brecht - i n  die Gefahr, dass sich „die Regierung 
eine neue Partei suchen müsse". 

-- 

C+Dr.Ernst Dieter Rossmann,MdB,ist Sprecher der Parlamentarischen 
Linken in der SPD-Bundestagsfraktion. lebt in Elmshorn 
DAlexander  Bercht, is t  Mitarbeiter der Parlamentarischen Linken in 
der SPD-Bundestagsfraktion und lebt in Berlin. 
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Baustelle Ham burger wenigen Regionenvon NRW gab es in  dieser Pha- 
severanstaltungen, so zum Beispiel i m  östlichen 

Crundsatzprogramm Ruhrgebiet. In Dortmund wurde durch das Forum 
DL21 die Debatte kontinuierl ich geführt, jedoch 
auch hier m i t  nur  wenigen Interessierten. Die 

Die verunglückte Programmdebatte „Basts-Mentalität“ausder Rot-Grünen Regierungs- 
zeit und  dieTatsache,dass schon seit 2000 über 

in der deutschen Sozialdemokratie ein neues Programm geredet wurde, zeigte ihre 
Wirkung. Zudem fehlte es in diesem Stadium an 

des 21. Jahrhunderts aus NRW Sicht einervernetzung der Debatte. 

von Andreas Bach 

11 11 

Auf  dem Landesparteitag der NRW SPD 
lagen fast 300 Anträge für  eine neues SPD 
Parteiprogramm vor. Damit  war  kaum zu 

rechnen gewesen,denn der Bremer Entwurf  zum 
neuen Grundsatzprogramm t ra f  die Partei eher 
unvorbereitet. Die Dialogphase I,wie sie aus dem 
Willy Brandt Haus genannt und durch die Leitsätze 
zur Programmdiskussion i m  Frühjahr 2006 ein- 
geleitet wurde, wa r  von der Partei in  der Breite 
kaum zur Kenntnis genommen worden. Nur i n  

Der Bremer Entwurfvom Januar 2oo7in Kombi- 
nation m i t  der sich anschließenden Mitgliederbe- 
f ragung rüt te l te dann jedoch doch viele auf,die 
sich bisher nicht für  die Programmdiskussion inte- 
ressiert hatten. Hinzu kam,dass der Zeitplan bis 
zurVerabschiedung im  Oktober 2007 eng gesteckt 
worden war. Die Gremien waren daher gezwun- 
gen,vor oder direkt nach der Sommerpause ihre 
Beschlüsse zufassen, u m  überhaupt auf  dem Bun- 
desparteitag präsent sein zu können. 

Kritik am Programmentwurf 
und am Zeitplan 

Die Kritik aus der Partei richtete sich schließlich 
direkt au f  den Programmentwurf,da er nicht nur 
text l ich kaum zugespitzt und zu lang, sondern 
auch inhalt l ich durcheinander u n d  programma- 
tisch problematisch war. Die Mitgliederbefragung 
ta t  das ihre dazu,weil der verwendete Fragebogen 
nicht  geeignet war, die Me inung  der Mitglieder 
zu vorgegeben Thesen abzufragen - n u r  8% der 
Mitgl ieder hatten einen Fragebogen abgegeben, 
sehr viele Fragebögen wurden nu r  zum Teil aus- 

- - 

gefüllt. Die Auswertung der Befragung zeigt für 
die praktische Programmdiskussion wenig  Ver- 
wertbares. 

Das völ l ig verunglückte Kapi te l  zur Gesell- 
schafts- und Zeitkritik und die Beschreibungder 
gesellschaftlichen Situation zeigte-so formuliert 
es ein Diskussionsbeitragdes Dortmunder Forum 
DL21 -dass„der,,Bremer Entwurf ' '  (...) nicht als 
„Grundsatzprogramm", sondern w i e  ein „Wahl- 
p rogramm"formul ie r t  (ist). Er beschreibt nicht 
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das programmatische Selbstverständnisder Sozial- 
demokratie, sondern er ist lediglich der Versuch, 
sozialdemokratischen Regierungshandelns a la 
„Agenda 2010" nun auch noch zu rechtfertigen". 

Neue Begrifflichkeitenwiedie,,NeueWertschöp- 
f u n g  und gute  Arbeit" wurden zum Beispiel von 
Steinbrück, der f ü r  dieses Kapitel verantwortlich 
zeichnet, bewusst eingeführt. Er wollte in diesem 
Kapitel eine andere Stoßrichtung imvergleich zum 
Berliner Programm geben,welcheserals„technik- 
feindlich" bezeichnet -so seine Aussage auf dem 
Bonner Programmforum i m  April 2007. Gerade 
dieses Kapitel zeigt nicht etwa zufällige Unzuläng- 
lichkeiten, sondern bewusst eine andere Steuer- 
und Finanzpolitik. 

Trotz des viel krit isierten Zeitplanes und auch 
wegen des unzureichenden Entwurfeswurdedann 
inTeilen der Partei viel mehr  diskutiert als erwar- 
te t . ln  Dortmund zum Beispiel gabes mehr als 30 
Veranstaltungen in den Gliederungen. Hier zeigte 
sich eine sehr große Bereitschaft eine wirkl iche 
Grundsatzdiskussion zu führen,diefrei von Regie- 
rungsleidenschaften und „Basts-Mentalität" war. 
In vielen Untergliederungen wurden Änderungs- 
anträge zum Bremer Entwur f  geschrieben und 
inhalt l iche Grundsatzpapiereverabschiedet. Es 
wurde aber auch deutlich,dass diese Diskussionen 
notwendig sind, da schon viel Grundsatzwissen 
in  der Partei verschüttet ist. 

ii Ungenutzte Chancen - 
aber Ende gut, alles gut? 

Das Gerücht, Erhard Eppler schreibe eine Neu- 
fassung,wurdevon Berlin m i t  Erfolg Anfang März 
zerstreut. Dass dies nicht der Wahrheit entsprach, 
wurde erst u m  den 1. Mai  herum bekannt -denn 
da erreichte der Eppler Entwurf  die Partei,obwohl 
er dem Generalsekretär bereits Ende Märzvorlag. 
Die Chance, diesen (etwas) besseren Entwurf  zu 
nutzen und die Partei darüber zu informieren und 
diskutieren zu lassen, wurde nicht genutzt. Man  
gewann den Eindruck,dassder Parteivorstand un- 
bedingt an dem Bremer Entwurffesthalten wollte. 
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Auf  Grund der massiven Krit ik aus der Partei 
beschloss die Programmkommission Ende M a i  
dann aber doch eine gründliche Überarbeitung 
des Bremer Entwurfes durch die Genosslinnen 
Heil, Nahles und  Thierse. Alle Diskussionen und 
erarbeiteten Änderungsanträge,die sich auf den 
Bremer Entwur f  bezogen,waren nun Makulatur. 
Für diejenigen, die sich a m  Bremer Entwurf  m i t  
eigenen kritischen Beiträgen abgearbeitet und 
noch nicht eine große Frustrationsschwelle Zuge- 
legt hatten, eine Katastrophe. 

Der Landesprogrammkommission, die in  
der NRW-Sommerpause zusammenkam, 
war klar, dass eine Behandlung in  der zu- 

nächst geplanten Form keinen Sinn mehr machte, 
obwohl zum Landesparteitag a m  25.August die 
erwähnten 300Anträgevorlagen. Die Diskussions- 
grundlage war  w e g  und  die eingesetzte Dreier- 
Gruppe hatte, obwohl seit Ende Mai  eingesetzt, 
noch nicht einmal Zwischenergebnissevorgelegt. 
Ein neuerTextentwurf der,,Heil-Nahles-ThierseC'- 
Programmgruppe würde erst zum Antragsschluss 
des Bundesparteitages Ende Septemberveröffent- 
licht werden. U m  den Frust nicht noch größer zu 
machen, wurde ein zusammenfassender Leitan- 
t rag für  den NRW Parteitagvon 13 Seiten geschrie- 
ben und beschlossen. Hier werden vor allem die 
Defizite des Bremer Entwurfes und die dazu ge- 
hörigen NRW Positionen formul ier t  (siehe die 
folgenden Auszüge aus dem Beschluss). U m  die 
Bundesparteitagsdelegierten vor~ubere i ten~wi rd  
es in  NRW zumindest einen Landesparteirat a m  
12. Oktober geben.Aber viel hängt von der Quali- 
t ä t  des neuen Entwurfes ab.Wenn dieser Entwurf 
zwar kürzer, aber keine wirkl iche inhalt l ichever- 
besserung zum „Bremer Entwurf" darstellt, kön- 
nen w i r  nur  eine Forderung haben: Die Grund- 
satzdebatte w i rd  bis Frühjahr 2008 verlängert. 

M 

Dr.Andrear Bach, arbeitet in Dortmund als Geschaftsfiuhrer und 
ist Mitglied i m  SPD-Unterbezirksvorstand Dortrnund. in der Landes- 
prograrnmkommission NRW und fur  spw ehrenamtlich tätig. 
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Dokumentation: Arbeit und Wirtschaft 
menschlich gestalten 

Auszug auf dem Beschluss des NRW Landesparteitag 

vom 25.08.2007 
Foto: Christian Kiel 

wol len w i r  i m  Interesse der sozialen Ge- 
rechtigkeit wirtschaftl iche Macht  durch 
demokratische Kontrolle begrenzen. Wi r  

hal ten a m  Ziel der Vollbeschäftigung fest und  
wol len die Menschen, die zeitweise erwerbslos 
sind, nachhaltig unterstützen. Nach dem Konzept 
der Flexicurity (nachhaltige Lösungen fü r  diever- 
b indung von Flexibilität und Sicherheit) können 
w i r  Frauen und Männern zwar nicht denselben 
Arbeitsplatz für die gesamte Dauer ihres Erwerbs- 
lebens gewährleisten. Wir  wollen aber, dass alle 
Menschen dieGewissheit haben,dass ihnen nach 
Kräften geholfen wird.Alle Instrumente sind ein- 
zusetzen, damit  sie wieder einen Arbeitsplatz f in- 
den von dem sie leben können (Mindestlohn), der 
ihre Qualifikationen berücksichtigt und sie nicht 
in  prekäre Arbeitsverhältnisseabgleiten lässt. Im  
Sinne der modernen Auslegung des Rechtes au f  
Arbeit, muss unsere Gesellschaft dafür eine Ca- 
rantie aussprechen. 

In der Finanzpolitik wollen wir,dass die großen 
Unternehmen i m  Rahmen einer Steuerharmoni- 
sierung der EU und des IWF mindestens so stark 
besteuert werden wie die kleinen und mitt leren 
Unternehmen, die nicht global t ä t i g  sind, denn 
diese schaffen die meisten Arbeits- und  Ausbil- 
dungsplätze. Reinvestitierte Gewinne wol len w i r  
fördern. 

Wir halten am Prinzip des progressiven Steuer- 
Satzes fü r  Einkommen fest,wollen jedoch das die 
gestiegenen Spitzeneinkommen aus Vermögen, 
Einkommen und Unternehmertät igkei t  wieder 
stärker zur Finanzierungdes Gemeinwesens heran- 
gezogen werden. 

Die nationale und internationale Finanz- 
marktregulierung geht z u m  Teil in die 
falsche Richtung. Wir wo l len  die kurzfris- 

tigen, meist spekulativen Finanztransaktionen,die 
o f t  m i t  der Gefährdung von Arbeitsplätzen ein- 
hergehen,durch internationale Regeln-zum Bei- 
spiel durch eine Börsenumsatzsteuer-einschrän- 
ken. International streben wi r  e ine Besteuerung 
der Finanztransaktionen an. Für die Private Equity- 
und Hedgefonds wollen w i r  Regeln, die eine rui- 
nöse Schuldenübertragung zur Kaufpreisfinanzie- 
rung au f  das übernommene Unternehmen, im  
Interesse der dort arbeitenden Beschäftigten, aus- 
schließt. Eine Mindesteigenkapitalfestlegungfür 
übernommene Unternehmen soll deren Überschul- 
d u n g  durch aggressive Fonds verhindern.  Wir 
wollen mehrTransparenz bei den Aktivitäten der 
Private-Equity- und Hedgefonds herstellen. 

Wir  setzen uns dafür ein, d ie deutsche Unter- 
nehmensmitbestimmungin Europa auszuweiten. 
Auch kleinere Unternehmen müssen i m  Zusam- 
menhang mi t  Unternehmensbeteiligungen durch 
die Mitarbei ter l innen ihre lnstrumente zum Bei- 
spiel in  Form der Wirtschaftsausschüsse der Be- 
triebsräte ausbilden. Die Rechte u n d  Pflichten der 
Aufsichtsräte müssen gestärkt werden. . 
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Ei Robin Baranski neuer 
spw-Geschäftsführer 

M i t  16 eine Juso-Schüler-Gruppe gegründet 
- m i t  30 in  die SPW-Geschäftsführung gewählt: 
Wi r  begrüßen Robin Baranski aus Hamm alsder- 
zeit d r i t ten  Geschäftsführer. Die Gesellschafter- 
versammlungam 8.9.2007folgte m i t  der Berufung 
von Robin Baranski einemvorschlagder Geschäfts- 
führung. Ziel der Erweiterung au f  drei Personen 
ist die bessere Aufteilungsmöglichkeit der Arbeit 
i m  kaufmännischen Bereich, bei gesellschaftsrecht- 
lichen Angelegenheiten und bei der Organisation 
der Arbeit i m  Umfeld unserer spw. Hier w i rd  die 
Geschäftsführung sich deutlich mehr und deutlich 
vernehmbarer einbringen als dies bisher war,da- 
m i t  die Redaktion mehr Kraft in dieweiterentwick- 
lung von spw legen kann. 

Zur Person: Robin Baranski ist zur ZeitTeamlei- 
ter im  Bürodes LandesverbandesderJusos in NRW. 
Während seines Magisterstudiums der Fachrich- 
tungen Soziologie, Politikwissenschaft und Wirt-  
schaftspolitik hat er f ü r  Dr. Dieter Wiefelspütz als 
studentischer Mitarbeiter i m  Wahlkreisbüro ge- 
arbeitet.Seit 1993 ist Robin Baranski in Juso-Gre- 
mien und  an der Parteibasis, aber auch gewerk- 
schaftlich aktiv.Seine inhaltlichen Schwerpunkte 
sind Arbeitsmarkt- und Wirtschaftspolitik. 

Robin ist  verheiratet, wurde 1977 in  Beckum 
geboren und  lebt in  Hamm.Als WW'ler kennt er 
die Partei ausvielen Funktionen und ist sich selbst 
bei der Ochsentour in vielen Funktionen in  Gremi- 
en der SPD treu geblieben. Und: Als WW'ler hat 
er eine spezifische Sichtweise und ein spezifisches 
Selbstbewusstsein und Sendungsbewusstsein-wir 
freuen uns auf  die Zusammenarbeit. 
[Hans-Joachim Olczyk, Eckhart Seidel] 
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Keine Einigung 
bei Erbschaftsteuerreform! 

Als nicht  akzeptabel bewer te t  das Forum DLzi 
die aktuellen CDUICSU-Vorschläge zur Erbschaft- 
steuerreform:„Sie leisten weder den notwendigen 
Beitrag zur StärkungderVerteilungsgerechtigkeit 
noch sind sie m i t  dem Grundgesetz vereinbar. Die 
Reform der Erbschaft- und Schenkungsteuer muss 
die unterschiedlichen Vermögensarten gleich be- 
handeln, bestehende Ungerechtigkeiten beseiti- 
gen und vor allem ein höheres Gesamtaufkommen 
erzielen. Erben von großen Vermögen müssen 
zukünftig mehr beitragen", heißt es in  einemvor- 
standsbeschluss vom 2i.og.2007. 
F Download: www.forum-dlzi.de 

Ei Mitgliederzuwachs im Forum DLzi e. V. 

Das Forum DLzi e.V., in  dem sich die SPD-Partei- 
linke organisiert, hat in den letzten Wochen fast 
hundert neue Mitglieder gewinnen können. Bei- 
spielsweise haben ca.4ojunge Genosslnnen aus 
verschiedensten Kreisverbänden Baden-Württem- 
bergs wenigeTagevor dem SPD-Landesparteitag 
a m  21.122. September erklärt,dass sie dem Forum 
DLzi beitreten. In einem Schreiben an den DL21- 
Vorstand heißt es:„Gerade in  der großen Koalition 
sind w i r  als gesellschaftliche Linke gefragt. Ein 
klares soziales Profi1,verbunden m i t  einer lang- 
fr ist igen politischen Vision und einem glaubwür- 
digen Personalangebot, ist unser Anspruch an die 
Arbeit unserer Partei.Zusammen können wi rd ie-  
Sem Anspruch zurVerwirkl ichung verhelfen." Der 
Brief ist au f  der Internet-Seite des Forum DL21 
dokumentiert. 
[Reinhold Rünker] 
b Download: www.forum-dlzi.de 
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5 Fragen an ... 
Fikile Mbalula 

,,Entwicklung im Sinne der 

Mehrheit der Menschen auf die 

Tagesordnung bringen!" 11 11 - - 
D FikileMbalula: IUSY-Präsident m i t  Kai Burmeister in Berlin zoo7 
Foto: Felix Welti (Bild links) 
C+ Karl Liebknecht: gehorte 1907 zu den Mitbegründern der IUSY 
Foto:Archiv derArbeiterjugendbewegung (Bild rechts) 

Fikile Mbalula wurde 1971 geboren in  Free 
State (Südafrika) und hat eine Ausbildung 
als Lehrer a m  Free State College o f  Edu- 

cation in  South abgeschlossen. Seit den späten 
198oerJahren war er im  Congress o f  South African 
Students sowie dem South African Youth Congress 
aktiv.Seit August zooqist  Fikile Mbalula Präsident 
der ANC-Youth League in Südafrika und seit zoo4 
Präsident der IUSY (International Union o f  Socia- 
list Youth). Er ist u.a. Koordinator der South African 
Medical & Dental Association (Samdc). 

spw: Wie bist Du zur Politik gekommen? 

Fikile Mbalula: Die Verhältnisse in  Südaf- 
rika waren seinerzeit so,dass niemand das 
politische Klima ignorieren konnte. Entspre- 

chend waren alle aus meiner Generation i m  Cro- 
Ren und Ganzen politisch sehr bewusst.Vielevon 
ihnen haben daherwie ich i m  noch jungen Alter 
von 14 Jahren beschlossen, den Kampf gegen die 
Verhältnisse in unserem Land aufzunehmen-zum 
einen habe ich mich individuell dafür entschieden, 
auf  der anderen Seiten war es aber auch der Druck 
derVerhältnisse,der gerade auf  uns Jugend laste- 
te, dass wir  fühlten dagegen vorgehen zu müssen. 

Fikile Mbalula: Über die Jahre ist IUSY von 
einereurozentristischen Bewegung zu einer 
wirk l ich globalen Bewegung gewachsen. 

Überall au fdem Globus streiten wirvereint  in der 
Überzeugung Liebknechts f ü r  Gerechtigkeit, De- 
mokratie, Frieden, Stabil i tät,Gleichheit und den 
Wohlstand aller Menschen und gegen alle Formen 
von rassistischen und ethnischen Vorurteilen. Die 
konkreten Herausforderungen haben sich jeweils 
über die Jahre hinweg geändert. Unsere Crund- 
sätze sind aber nach wie  vor die gleichen geblie- 
ben. In diesem Sinne hat unsere Gründergenera- 
t i on  nach wie vor große Bedeutung. 

spw: Was kann IUSY als we l twe i te  Organisa- 
t i on  von jungen Sozialisten wirk l ich erreichen? 

Fikile Mbalula: IUSY ist Mi tg l ied  der Sozia- 
listischen internationalen (SI) und  ist prak- 
tisch ihreJugendorganisation. Die SI hat als 

Organisation selbst ein großes Potential. Einerseits 
stellen viele Mitgliedparteien nationale Regierun- 
gen, in  anderen Ländern sind es o f t  anerkannte 
Oppositionsparteien. Über die SI kann die IUSY 
eine Mengeerreichen,in dem sie als Speerspitze 
der Jugend der Welt Druck auf  d ie  jeweil igen Par- 
teien ausübt.Als Dachorganisation und auch über 
die mehr als 140 Mitgliedsorganisationen in  über 
i o o  Ländern kann IUSY mehrVeränderungen irn 
Sinne des Fortschritts durchsetzen, als alle ande- 
ren weltweiten Jugendorganisationen. 

spw:Vor ÜberiooJahren wurdedie IUSY durch 
Karl Liebknecht und Rosa Luxemburg gegründet. 
Was ist davon heute noch übrig? 
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spw: Auf  dem 100 Geburtstag der IUSY hast spw: Fikile,vielen Dank fü r  das Gespräch. . 
Du über die Zukunft des Sozialismus gesprochen. 
Was ist für  Dich als afrikanischer Sozialist der Kern PDleFragen stel i tefürspw ~ a i  Burmeister. 

dieser Diskussion? 

Fikile Mbalula: Die ldee des Sozialismus 
räumt den Menschen erste Priorität ein. Das 
ist tatsächlich das, was die Mehrhei t  der 

Menschen auch will. Nach dem >.Weltkrieg haben 
zwei Blöcke das Geschehen bestimmt. Heute er- 
leben wir  dieÄra des Kapitalismus m i t  der Macht 
transnationaler Konzerne und eben der einen Su- 
permacht. Be' der D ' sk~ss ion  uber Sozialismus 
so1 re  es darum gehen, dass al e Vo ker der Welt. 
v e r b ~ n d e n  d ~ r c n  Solidaritat,aie Entwicklung i m  
Sinne aer Mehrne't der Menschen auf  die Tages- 
ordnungzu bringen. Es muss sichergestellt werden, 
dass uns nicht länger der Zugang zuTechnologie 
u n d  dami t  Wohlstand verweigert  wird.  Dies be- 
deutet  besondersfürdie Länder Afrikas aber auch 
fü r  den Süden insgesamt,dass wi r  Zugang zu den 
neusten Entwicklungen in  der Medizin,der Nah- 
rungsmittelproduktion,derTechnologie insgesamt 
erhalten müssen und dafür brauchen w i r  endlich 
ein faires Handelssystem. 

spw: Was, denkst Du, wird IUSY in  15 Jahren 
sein? 

Fikile Mbalula: IUSY fährt  i m  Vermächtnis 
seiner Gründer fo r t  und wi rd  angespornt 
durch den M u t  der jungen Ceneration,ge- 

gen die anhaltende Marginalisierungder Mehrheit 
der Menschheit durch undemokratische Regierun- 
gen und durch die heutigen UN und besonders IWF, 
Weltbank und WTO, weiter zu kämpfen. Wir  wer- 
den es nicht akzeptieren,dass die groRe Mehrheit 
der Menschen in Armut verharren muss,während 
einige wenige i m  Reichtum schwelgen können. 

IUSYwurde ÜberJahrzehnte hinwegentwickelt. 
Allmählich werden unsere Kämpfe ein höheres 
Niveau.Wir können hoffen,dass w i r  weiter wach- 
sen werden. Dies gi l t  fü r  weitere Mitglieder und 
besonders in Sachen unseres Einflusses als IUSY 
selbst und natürlich unsererjeweil igen Mitgl ied- 
sorganisationen. 

Ein überschaubarer Kreis von 20 Jugendver- 
tretern aus 13 Ländern war es, der vom 24. 
bis 26.August 1907 in Stuttgart zusammen- 
kam, u m  dort  die,,SozialistischeJugendin- 
ternationale" ins Leben zu rufen. Geeint 
zeigten sich dieVertreter von der Überzeu- 
gung,sichfür Frieden,fürwürdigeArbeits- 
bedingungen und gegen Diskriminierung 
einsetzen zu wollen. M i t  dieser ersten Ju- 
gendkonferenz,damals noch vorrangigeuro- 
päischerverbände, manifestierte sich eine 
überzeugende ldee und  eine groRartige 
Organisation, au f  deren hundert jähr ige 
Tradition w i r  heute m i t  Stolz zurückblicken 
können.Zu den Cründungsmitgliedern ge- 
hör ten u.a. die deutschen Sozialistinnen 
Karl Liebknecht und Rosa Luxemburg. 

In Berlin feierte die IUSY Ende August m i t  
über 1500 Jugendlichen aus aller Welt ihren 
1oo.Geburtstag. Unter den geladenen Eh- 
rengäste waren unter  anderem SPD-Vor- 
sitzender Kurt Beck, der Vorsitzende der 
SPD, und der Bundeskanzlervon Österreich, 
Alfred Gusenbauer, UNDP-Direktor Kemal 
Dervis und der Präsident der Sozialistischen 
Internationale,Ceorge Papandreou. DieJu- 
sos und die SJD-die Falken sind Mitglieder 
der IUSY. 
Quelle: www.iusyioo.org 
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